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Allgemeiner
1. Einleitung.
Die baltischen Randstaaten als Grenzgebiete des ehemaligen 
russischen Reiches mussten als Kriegsschauplatz während des Welt- 
und teilweise des Bürgerkrieges gelten, um ihre Neugeburt auf den 
zertrümmerten Feldern zu feiern. Insbesondere wurden Litauen und 
Lettland durch die vernichtenden Folgen des Weltkrieges heim­
gesucht.
Das systematische Zerstörungswerk des Krieges führte zur Ver­
wüstung des volkswirtschaftlichen Lebens und zur Verelendung der 
Bevölkerung der baltischen Gebiete.
Als das Geschick der baltischen Völker in die Hände der pro­
visorisch gebildeten, nationalen Regierungen gelangte, lag das wirt­
schaftliche und das geistige Leben der baltischen Länder brach. Die 
Kaufkraft der Bevölkerung schrumpfte auf das Minimum zusammen. 
Die neuen Gewalthaber standen vor einer Fülle von Aufgaben, die 
man nicht ohne Weiteres überwinden konnte. Es galt, das unfertig 
Entstandene mit wenigen technischen Mitteln auszubauen.
Der Prozess der Staatenentstehung im Baltikum entwickelte 
sich durch die Ausübung der öffentlichen Gewalt im Lande durch 
Männer, welche die politische Sachlage beherrschten, im Interesse 
des betr. Landes, getragen durch das Vertrauen des Volkes und han­
delnd analog einer rechtlich bestehenden Regierung.
Gleichzeitig trat man an den Aufbau der Volkswirtschaft heran, 
um in mühsamer Arbeit das Volkswohl zu begründen. Unter diesen 
Umständen musste eine solche provisorisch gebildete nationale Re­
gierung als legitimiert betrachtet werden zur Vertretung des Volkes 
nach aussen. Der Rechtstitel einer solchen Landesregierung war die 
natürliche Notwendigkeit einer wirksamen Verteidigung der Gemein­
interessen und die offizielle Anerkennung als leitendes Organ.
Jetzt aber galt es, den Prozess des Wiederaufbaus durch die 
staatliche Macht und unter deren Aufsicht zu vollführen. Es galt 
nämlich, nicht nur die politische Stellung zu festigen, sondern als 
wirtschaftliche Einheiten nach innen und insbesondere nach aussen 
hin hervorzutreten.
Um das wirtschaftliche Leben wieder aufbauen zu können, 
brauchte man Kapitalien. Die Schätze der baltischen Gebietsteile 
wurden teilweise mit dem Anfänge des Krieges nach Russland eva­
kuiert und das wenige Gebliebene von der deutschen Militärverwal­
tung verbraucht. Aus diesem Grunde sahen sich die neuen Gewalt­
haber genötigt, ihr Augenmerk nicht nur auf die politische, son­
dern vielmehr auf die wirtschaftliche Tätigkeit zu lenken. Die Frage,
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ob man auch die wirtschaftliche Selbständigkeit aufrecht erhalten 
kann, blieb offen.
Durch die geographische Lage bedingt, ist die Existenz der bal­
tischen Staaten an den Aussen-Handelsverkehr gebunden. Die bal­
tischen Staaten als Transitländer sind für den Verkehr aus und nach 
Russland unentbehrlich; die für die russischen Verhältnisse gün­
stigen Eisenbahnverbindungen und mit modernen technischen Mit­
teln ausgerüsteten Häfen der baltischen Staaten konnten in den 
Dienst des Transithandels gestellt werden. Diese Aufgabe der bal­
tischen Staaten für den europäischen Verkehr wurde auch von den 
jeweiligen Gewalthabern erkannt. Aber nicht nur die Staatsmänner 
des Baltikums erkannten diese einfache Tatsache, sondern auch der 
englische Staatsmann Asquith sah diese künftige Rolle der baltischen 
Staaten voraus, indem er im englischen Parlament schon im 
Jahre 1919 erklärte, dass von jetzt ab die russischen Randstaaten 
zur Interessensphäre des britischen Reiches zu rechnen seien. In­
folge der Kriegs- und Revolutionswirren war aber das Vertrauen 
der westlichen Staaten und hauptsächlich das der wirtschaftlichen 
Organisationen dieser Mächte zu den Verhältnissen im Osten ge­
sunken. Und dies Vertrauen, das für den Handelsverkehr die Haupt­
voraussetzung ist, konnte erst wiederhergestellt werden, indem der 
Prozess der Auswirkung staatlicher Macht der neugeborenen Staa­
ten durch Ausgestaltung von Rechtsverhältnissen mit den auswär­
tigen Staaten begann.
Als erste Etappe dieses Prozesses gelten die Friedensverträge 
mit Russland. Nach zwei Seiten hin waren die Friedensverträge 
von unumgänglicher Notwendigkeit. Erstens wurde dadurch der 
Frieden im Osten hergestellt und man konnte die Arbeitskräfte der 
neuen Staaten in den Dienst des Wiederaufbaus stellen, zweitens 
aber flössen nach dem Friedensschluss grosse Kapitalien aus Russ­
land zu 1). Auf das Vertrauen der westlichen Mächte übten diese 
Faktoren einen grasen Einfluss aus. Als zweite Etappe dieses „Aus­
wirkungsprozesses" gilt der Abschluss der zahlreichen Handelsüber- 
einkomen und -Verträge. Die zweite Etappe begann mit der de facto 
Anerkennung der baltischen Staaten. Noch bis zu der de jure An- 
ererkennung waren Handelsvereinbarungen mit den auswärtigen 
Staaten getroffen worden und die baltischen Randstaaten wurden 
damit stillschweigend als völkerrechtliche Rechtssubjekte anerkannt.
Die Handelsverträge waren für die baltischen Randstaaten von 
besonderer Wichtigkeit. Mit dem Abschluss der Handelsverträge 
brachte man die gegenseitigen wirtschaftlichen Beziehungen auf 
völkerrechtliche Grundlage. Die allgemeine, durch die russische Re­
1) Gemäss den Friedensverträgen bekam E stland zum Zwecke seines W ie ­
deraufbaus von Russland 15 Millionen Goldrubel ausgezahlt, Lettland —  5 M il­
lionen und Litauen —  3 Millionen. Abgesehen davon wurde Russland verpflich­
tet, die evakuierten Verm ögens- und K unstgegenstände wieder sur V erfü g u n g  
der neugegründeten Staaten zu stellen und diesen Reevakuationsprozess zu  
fördern.
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volution hervorgerufene Zurückhaltung wurde durch die Handels­
verträge in aktive Teilnahme der auswärtigen Mächte an dem Wie­
deraufbau der baltischen Randstaaten verwandelt. Die Handels­
beziehungen gelangten auf eine Rechtsbasis. Denn „die Handels­
verträge gewähren Stetigkeit in den Beziehungen, Gleichmässigkeit 
in der Anwendung auf alle Mitbewerber, Rechtssicherheit2."
In der Handelsvertragspraxis der baltischen Randstaaten 
haben sich bestimmte Grundsätze, bedingt durch die den baltischen 
Randstaaten eigentümlichen, Völker- und staatsrechtlichen einerseits 
und wirtschaftlichen Faktoren andererseits herausgebildet, mit deren 
Untersuchung unter besonderer Berücksichtigung der Völkerrechts­
normen der Verfasser sich befassen will.
2. Das Auftreten der baltischen Randstaaten als 
Völkerrechtssubjekte.
I. W ann gilt der Staat als völkerrechtliches Rechtssubjekt?
Durch die Entstehung der neuen Staaten ist die schwerbestrit­
tene Frage über die Völkerrechts-Subjektivität als Gegenstand wis­
senschaftlicher Untersuchungen stark hervorgetreten. Neue Tat­
sachen über Staaten-Entstehung und in der Staatenentstehungspraxis 
der letzten Jahre haben eine Fülle von Materialien für die wissen­
schaftlichen Untersuchungen aufgesammelt. Da der Prozess der 
Entstehung und des Auftretens eines Staates als Völkerrechtssubjekt 
auch ein Lebensprozess ist, der vielen Hemmungen unterworfen ist, 
treten bei diesem Prozesse die dem einzelnen Staate eigentüm­
lichen Merkmale hervor. Aus diesem Grunde wäre es unrichtig, 
nur eines dieser Merkmale hervorzuheben und sogleich eine beson­
dere Theorie zu konstruieren. Vielmehr wäre es richtiger, das Auf­
treten der Staaten als Völkerrechtssubjekte in der Gesamtheit der 
sich vollziehenden Handlungen und Tatsachen zu untersuchen. So 
verfällt neuerdings Sander in Irrtum, wenn er sagt, dass der Staat 
im Sinne des Völkerrechts erst mit der Anerkennung entstanden ist. 
Sogar im Sinne des Staatsrechts. Mit Recht entgegnet Verdross 1), 
dass die allgemeine Rechtsauffassung der Staaten dahingeht, dass 
vom neugeschaffenen, noch nicht anerkannten Staate ausgehende 
Rechtsakte in gewisser Richtung Rechtsakte sind, denen auch völ­
kerrechtliche Relevanz zukommen kann.
Die Staatenpraxis der neuen Zeit lehrt, dass, sobald ein Staat 
entstanden ist, d. h. sobald „sich eine unabhängige Herrschergewalt
2) Heinrich Pesch, Lehrbuch der Nationalökonom ie, 5. Bd. S. 373.
V erdross:
*) „D as Völkerrecht und einheitliches Rechtssystem “ , in Zeitschrift fü r  
Völkerrecht, X I I . Bd. S. 437 (Breslau 1923).
R. Polessky, Syst. d. H andelsvertr, d. B alt. Randst. 2
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über Menschen innerhalb eines bestimmten Gebietes etabliert"2), in 
der Weise einer rechtlichen Ordnung dieser Staat in die Völker­
rechtsgemeinschaft ein tritt, wenn auch keine „individuelle Willens­
erklärung der die Völkerrechtsgemeinschaft schon bildenden Staa­
ten" erfolgte3).
So drückt sich v. Uilmann4) dahin aus: „das Hervortreten 
eines neuen Subjektes im heutigen Geltungsgebiete des Völkerrechts 
allemal eine Erweiterung der internationalen Gemeinschaft bedeutet, 
die sich von selbst vollzieht". Denn „auf dem weiten Gebiete interna­
tionaler Interessengemeinschaft —  führt weiter von Uilmann aus — 
tritt jedes — wie immer entstandene — staatliche Gemeinwesen als 
Träger internationaler Interessen in den internationalen Verkehr 
und beansprucht, um deswillen die Anerkennung als gleichberech­
tigtes Subjekt." Dieser Völkerrechtssatz hat auch seine Bestätigung 
in der Praxis der baltischen Staaten gefunden.
II. Die baltischen Randstaaten im völkerrechtlichen Verkehr.
Die de jure Anerkennung Estlands und Lettlands erfolgte am 
26. Januar 1921. Die Aufnahme in den Völkerbund am 22. Septem- 
1921. Die de jure Anerkennung seitens der Vereinigten Staaten von 
Amerika erst im Juli 1922. Die de jure Anerkennung Litauens erfolgte 
infolge des W7ilna-Konflikts mit Polen am 20. Dezember 1922. Der völ­
kerrechtliche Verkehr zwischen den baltischen und westeuropäischen 
Staaten wurde aber bedeutend früher aufgenommen. Gesichtspunkte 
politischer und handelspolitischer Art waren für die Aufnahme der 
Völkerrechtsbeziehungen mit den baltischen Staaten massgebend. 
England wollte seine handelspolitische Machtsphäre über die Rand­
staaten ausüben, um sich dadurch für die Zukunft einen sicheren 
Weg nach Russland anbahnen zu können. Schon am 20. Juli 1920 
wurde durch Notenwechsel ein Handelsübereinkommen zwischen 
England und Estland getroffen1). Dieses Handelsübereinkommen 
ist weder seiner Form noch seinem kurzen Inhalt nach als Handels­
vertrag, der den handelspolitischen Interessen der beiden Vertrags­
staaten voll Rechnung trägt, aufzufassen. Dieses Übereinkommen 
(Arrangement) enthält keine Bestimmungen über die Ratifikation 
und tritt mit dem Datum des Notenaustausches in Kraft. Aber trotz­
dem wird Estland 2) von England als völkerrechtliches Rechtssub-
2 u. 3) H ans K elsen : „S ta a t und R ech t" in der Zeitschrift fü r  öffentliches
Recht, Bd. IV , S. 219, 1924.
4) v . U ilm ann, Völkerrecht, S. 125.
1) Abgedruckt im Eesti liepingud W älisriikidege Bd. 1, 1929. (Sam m lung  
der V erträge E stlands, herausg. von dem A usw ärtigen  A m t in Estland, T al- 
linnas.)
2) E in  gleiches Übereinkommen wurde zwischen England und Litauen ab­
geschlossen am 6. M ai 1922. (A bgedr. im deutschen H andelsarchiv Oktober­
h eft 1922, S. 695.) A lso  auch vor der de jure Anerkennung. Ferner wurde  
bis zu der de jure Anerkennung ein Abkom m en zwischen dem deutschen Reich  
und Lettland über die vorläufige W iederaufnahm e der Beziehungen am 20. A pril
1920 abgeschlossen. In diesem V ertrage wurde die de jure Anerkennung Lett­
lands vorgesehen, sobald dieselbe seitens der Entente erfolgte. Abgedr. i. R. 
■G. B ., S . 623, J. 1920.
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jekt stillschweigend anerkannt. Das Übereinkommen ist inhaltlich 
von den üblichen Bestimmungen eines Handelsvertrages zwischen 
zwei voll souveränen Staaten nicht zu unterscheiden. Es regelt die 
Rechte der vertragschliessenden Staatsangehörigen, den Handels­
verkehr, die See- und Küstenschiffahrt, die Behandlung der Boden- 
und Gewerbeerzeugnisse, des einen Vertragsschliessenden Teiles im 
Gebiete des ändern auf dem Fusse der Meistbegünstigung. Estland 
bezw. Litauen treten in diese Übereinkommen als selbständige öffent­
liche Wirtschaftsgebilde — als völkerrechtliche Subjekte von völker­
rechtlicher Handlungsfähigkeit. Die Staatsorgane der baltischen 
Staaten wurden damit als befugt und berechtigt anerkannt, die 
Rechte und Wirtschaftsinteressen ihrer Staatsangehörigen zu wahren 
und nach aussen zu vertreten. Die Frage, ob die Handelsüberein­
kommen ohne Ratifikation völkerrechtliche Wirksamkeit be izen  
und ob man das Zustandekommen dieser Übereinkommen als völker­
rechtlichen Verkehr betrachten kann, ist zu bejahen und zwar aus 
folgenden Gründen: Es wurden zwar später Übereinkommen durch 
Notenwechsel mit den baltischen Staaten getroffen, wo die Ratifi­
kation seitens der baltischen Staaten vorgesehen worden war (so 
z. B. das Handelsübereinkommen zwischen Estland und Schweden 
durch Notenwechsel vom 7. Juli 1923) 3). Aber völkerrechtlich ist 
die Ratifikation für die Vertragsgültigkeit von keiner Bedeutung; 
es sei denn, dass die Wirksamkeit des Vertrages von der Ratifika­
tion abhängig gemacht wird. So werden Estland, Litauen und Eng­
land durch die Handelsübereinkommen gegeneinander völkerrecht­
lich streng verpflichtet4).
Zusammenfassend können wir feststellen, dass, wenn auch der 
From nach die ersten Übereinkommen der baltischen Staaten nicht 
einem Vertrage im strengeren handelspolitischen Sinne gleichge­
stellt werden können und wenn auch keine Ratifikation vorgesehen 
wurde, die baltischen Staaten durch diese Übereinkommen in den 
völkerrechtlichen Verkehr hinenigezogen wurden. Sie haben Rechte 
als Völkerrechtssubjekte erworben und tragen als solche Pflichten; 
denn auch für den völkerrechtlichen Verkehr gilt der allgemeine 
Rechts-Grundsatz: Pacta sunt servanda.
3. Die Handelsverträge im Staatsrecht der 
baltischen Randstaaten.
I-a. Allgemeines.
Zwei Funktionen übte das Zustandekommen der Handelsver­
träge aus, die juristisch streng zu scheiden sind. Grundsätzlich 
gelten die Handelsverträge als völkerrechtliche Verträge, die zwei
3) Abgedr. im E esti lipingud W älisriikidege Bd. 3, 1923.
4) N äher darüber werden w ir im § 3 sprechen.
2*
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oder mehrere Staaten untereinander schliessen und wo die Bestim­
mungen über den Handel und Verkehr zwischen den vertrag­
schliessenden Gebietsteilen niedergelegt sind. Durch die Unterzeich­
nung eines Handelsvertrages wird die völkerrechtliche Verbindlich­
keit der Parteien perfekt1). Gemäss den modernen Verfassungen 
können die Handelsverträge von dem zum völkerrechtlichen Ver­
kehr legitimierten Organ (bezw. in seinem Aufträge) des Staates 
abgeschlosen werden. Mit der Unterzeichnung des Handelsvertrages 
durch die vollziehende Gewalt wird dieselbe verpflichtet, alle nöti­
gen Massnahmen zu treffen, um denselben auch auszuführen. Wird 
in dem Handelsverträge eine Ratifikation vorgesehen, so tritt die 
Wirksamkeit des Vertrages nach aussen hin erst mit dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden ein. Hier treten zwei Wirkungen hervor, 
welche die Vornahme der Ratifikation nach sich zieht. Bevor das 
Staatsoberhaupt die Ratifikation nach aussen hin vollzieht, muss 
gemäss den modernen Verfassungen, ein Ratifikationsbeschluss sei­
tens des betr. Parlaments erfolgen. Nachdem die Ratifikation von 
dem Parlament beschlossen wurde, findet die Ratifikationsvoll­
ziehung in der Form des Austausches der Ratifikationsurkunden 
statt. Gleichzeitig aber hat auch der Ratifikationsbeschluss d. h. die 
Zustimmung des Parlaments zur vollzogenen Unterzeichnung des 
Staatsvertrages seitens des zum völkerrechtlichen Verkehr legiti­
mierten Organs eine zweite, nämlich innerstaatliche Wirkung. Durch 
die Zustimmung der legislativen Körperschaft erlangt der Handels­
vertrag die Fähigkeit, als Staatsgesetz durch das Oberhaupt des 
Staates verkündet zu werden 2).
1-b Die Bestimmungen über die Ratifikation in den 
baltischen Handelsverträgen.
Dass, bevor die Ratifikation seitens des Oberhauptes zur Gel­
tung gebracht wird, ein Ratifikationsbeschluss seitens der Legisla­
tive erfolgen muss, geht aus den Bestimmungen einiger baltischen
1) „D er S taatsvertrag wird demnach perfekt in dem M om ent der U n ter­
zeichnung der Vertragsurkunden durch beide K ontrahenten'' (Laband, I I ? 
S. 152. .. ,
2) Diese völkerrechtliche W irksam keit der V erträge au f der einen Seite 
und die staatsrechtliche Verkündung auf der anderen sind V orgänge ganz ver­
schiedener A rt, die einer streng juristischen Trennung bedürfen. In diesem  
Sinne spricht sich auch Laband (II , S. 157) au s: „V erträge  verpflichten ihrer 
juristischen N atu r auch immer nur die K ontrahenten; Staatsverträge verpflich­
ten daher lediglich die Staaten, niem als deren U ntertanen, sie erzeugen immer 
nur völkerrechtliche Befugnisse und Verbindlichkeiten, niem als R echtsätze. 
Die Behörden und U ntertanen werden nicht durch Rechtsgeschäfte, sondern nur 
durch Befehle ihrer Staatsgew alt zum Gehorsam verpflichtet, sie werden dem - 
gem äss auch zur B efolgung der in einem Staatsvertrage vereinbarten Regeln  
nicht durch den Staatsvertrag selbst, sondern nur durch den staatlichen Befehl, 
diese Regeln (zu befolgen, verpflichtet." Triepel (S . 123) bezeichnet diese V or­
gänge als äusserlich und zeitlich getrennt, v. U ilm ann (S . 254) spricht sich 
dahin au s: „die staatsrechtliche W irksam keit des Staatsvertrages noch nicht, 
m it dessen völkerrechtlicher Existenz ipso jure gegeben is t " .
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Handelsverträge hervor. So bestimmt Art. 5 des Handelsüberein­
kommens zwischen Estland und Dänemark folgendes: „L ’arrangement 
provisoire precite entrera en vigueur ä partir de la date oü la rati- 
fication de la presente note par le Parlement esthonien sera notifiee 
au gouvernement danois." Dieselbe Bestimmung finden wir in dem 
Handelsübereinkommen mit Island. Art. 14 des estnisch-]ettländi- 
schen Paräliminarvertrages über die Wirtschafts- und Zollunion be­
stimmt wie folgt: „Le present Traite sera ratif ie par les institutions 
legislatives des Parties contractantes et entrera en vigueur trois 
jours apres Fechange des instruments des ratifications ä Riga." 
Auch Art. 5 des schwedisch-estnischen Handelsübereinkommens 
spricht von der Ratifikation „par le Parlement esthonien". Das­
selbe finden wir ferner im Art. 21 des Konkordats zwischen dem 
Heiligen Stuhl und Lettland vom 30. Mai 1922 1) ausgesprochen: 
„Le present Concordat sera ratif ie par le Saint-Siege et par l’As- 
semblee Constituante de Lettonie".
Der Grundgedanke aller dieser Bestimmungen liegt also darin, 
dass die zum Austausch vorzulegende Ratifikationsurkunde den Ra­
tifikationsbeschluss des Parlaments des betr. Staates enthalten soll. 
Damit soll der Wille des Kontrahenten gezeigt werden, den Vertrag 
auf gesetzgeberischem Wege zur Erledigung zu bringen. Die Han­
delsvertragssätze, sowie die Sätze des Konkordats können nach innen 
hin, gemäss den Verfassungsbestimmungen der baltischen Randstaa­
ten meistenfalls nur durch die gesetzgeberische Gewalt zur Geltung 
kommen.
In den übrigen Handelsverträgen wird nur von der Ratifikation 
schlechthin gesprochen 2), wobei immer die Ratifikation als solche von 
dem Austausch der Ratifikationsinstrumente getrennt wird. Nur 
mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden erlangt der Vertrag 
völkerrechtliche Gültigkeit3).
Unter Ratifikation wird also gemäss den baltischen, handels- 
vertragsrecHtlichen Bestimmungen grundsätzlich verstanden die zu 
vollziehende, förmliche Bestätigung der Vertragsunterzeichnung im 
Namen des Staates seitens des Oberhauptes dem Vertragsgegner 
gegenüber. Diese förmliche Bestätigung vollzieht sich aber unter 
der Voraussetzung, dass alle notwendigen Massnahmen, die zur Er­
teilung einer solchen Zustimmung erforderlich sind, von dem Staats­
oberhaupte erfüllt werden müssen. Gemäss einigen obenerwähnten 
Handelsverträgen muss sich diese Erfüllung in einer ganz bestimm­
ten Form aus der Ratifikationsurkunde ergeben (so gilt als Vor­
Receuil de T raite S. d. N . X V I I , S. 372.
2) So A rt. 20 des finnisch-estnischen, A rt. 14 des V ertrages zwischen Ukraine  
und Lettland v. 3. 8. 1921, A rt. 24 des lettländisch-tschechoslowakischen, A rt. 33 
des litauisch-deutschen, A rt. 28 des englisch-lettländ. H .- u. Sch.-V ertrages.
3) In den V erträgen , die die baltischen R andstaaten m it Russland und 
der Ukraine abgeschlossen haben, w ird in den A rtikeln  betr. die Ratifikation  
auch ausdrücklich g esag t: „partout oü dans le present T raite  on donne pour 
date le moment de la  ratification du Traite, il fau t entendre le moment de 
l ’echange des instrum ents de ratification ."
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aussetzung — der Ratifikationsbeschulss des Parlaments), gemäss 
den übrigen Handelsverträgen wird es aber dem Vertragsschliessen­
den Teile frei überlassen, auf welche Weise sie die Erteilung der Be­
stätigung im Namen des Staates in korrekter Weise vollziehen sol­
len. Allenfalls geht es aus der Ratifikationsurkunde hervor, durch 
deren Austausch erst der Vertragsschluss rechtlich vollendet wird.
Hier ist nur zu unterscheiden, inwieweit die Ratifikations­
bestimmungen völkerrechtlich normiert werden können. In der Lite­
ratur herrscht darüber keine einheitliche Meinung, da in der Staats­
vertragspraxis wir keine einheitlichen Sätze über die Ratifikation 
finden. So finden wir auch in der Handelsvertragspraxis der bal­
tischen Länder keine einheitlichen Sätze über die Ratifikations­
bestimmungen. Aus diesem Grunde wäre bei den Ratifikationsbestim­
mungen von dem Primat des Völkerrechts auf der einen Seite (also 
in Bezug auf die Vereinbarungen der Vertragsstaaten) und von dem 
Primat des Staatsrechts auf der anderen (also in Bezug auf die 
verfassungsmässigen Bestimmungen) auszugehen. Der Ratifikations^ 
beschlus des Parlaments ist der staatsrechtliche entscheidende Vor­
gang. Die Ratifikationsvollziehung seitens des Oberhauptes des 
betr. Staates nach aussen hin der völkerrechtliche entscheidende Vor­
gang. Es sei denn, dass in einigen völkerrechtlichen Verträgen (so 
oben erwähnten) b e i d e s  vorgesehen wird. In dem letzteren Falle 
kann der Ratifikationsbeschluss des Parlaments auch von völker­
rechtlicher Relevanz sein. Und zwar in der Hinsicht, dass in dem 
von dem Staatsoberhaupte dem Vertragsgegner vorzulegenden Rati­
fikationsinstrument der Ratifikationsbeschluss des Parlaments, ge­
mäss den Bestimungen der v ö l k e r r e c h t l i c h e n  V e r t r ä g e  
enthalten sein muss4).
4) So m it Recht geht Laband (mit Seligm ann, Tenzner und Heilborn) 
(S . 145) davon aus, „dass die F rage  nach der völkerrechtlichen Gültigkeit der 
Staatsverträge nicht einseitig nach dem Staatsrecht jedes Einzelnen der betei­
ligten Staaten beurteilt werden dürfe, sondern dass darüber nur die Grund­
sätze des Völkerrechts massgebend sein können". M it Rücksicht au f die S taats­
vertragspraxis kann dieser Grundsatz aber „nicht zu starr durchgeführt w er­
d en ". A n  H and der H andelsvertragspraxis finden w ir bei Laband (S . 147 f f )  au f  
der einen Seite solche Fälle, wo das Staatsoberhaupt den S taatsvertrag ratifiziert  
hatte, ohne vorher die Genehim igung des Reichstags einzuholen, au f der anderen 
Seite aber finden w ir vertragsrechtliche Bestim m ungen über die R atifikation, 
wo die Genehm igung seitens des Parlam ents ausdrücklich bestim m t wurde. (So  
gem äss A rt. 18 des F rankfurter Friedens vom 10. M ai 1871 soll die R atifikation  
seitens der französischen N ationalversam m lung wie auch durch das Oberhaupt 
erfolgen ; also analog den Bestim m ungen der einzelnen H andelsverträge der 
baltischen R andstaaten. Anschütz (Enzyklop. Bd. 4 S. 173) spricht sich auch 
dahin au s: „die völkerrechtliche Gültigkeit des Staatsvertrages ist durch die 
Zustim m ung der gesetzgebeden Faktoren nicht bed in gt". Lam pert „Bundes­
staatsrecht S. 1 2 7 " stellt fü r  die Schweiz fest, dass der Bundesrat soll „vor der 
R atifikation im Sinne der Bundesverfassung § 85 die E rm ächtigung der Bun­
desversam m lung hierfür einholen, welche in der Form  eines einfachen Bundes­
beschlusses erteilt wird. W ürde der Bundesrat die R atifikation ohne solche E r ­
m ächtigung vornehmen, so w äre der betr. V ertrag  trotzdem völkerrechtlich gü l- 
t ig " . E iner entgegengesetzten M einung ist Fleiner (S . 7 o 3 ), der „die völkei- 
rechtliche W irk u n g eines Staatsvertrages zu dessen staatsrechtlicher Seite
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II. Abschluss und W irksamkeit der Handelsverträge nach 
dem Grundgesetz Estlands.
Die Verfassung der Republik Estland ist auf demokratischen 
Prinzipien auf gebaut. Die Staatsgewalt geht vom Volke aus (§ 1). 
Die estnische Verfassung räumt dem Institut der Volksabstimmung 
eine grössere Tätigkeit als die der übrigen Randstaaten ein. Der 
Abschluss der Handelsverträge liegt aber vollkommen in der Kom­
petenz der Regierung. So bestimmt § 60 der Verfassung über 
die Tätigkeit der Regierung: „Die Regierung leite die Innen- 
und Aussenpolitik des Staates und trägt für die äussere Un­
antastbarkeit des Staates die innere Sicherheit und die Er­
füllung der Gesetze Sorge. Sie. . .  3) schliesst im Namen 
der estnischen Republik Verträge mit auswärtigen Staaten 
ab und legt sie dem Riigikogu (Parlament) zur Bestätigung vor." 
Gemäss § 34 der Verfassung gehören die Verträge mit den auswär­
tigen Staaten nicht in Kompetenz der Volksabstimmung und können 
nicht auf dem Wege der Volksinitiative zur Entscheidung gelan­
gen. Die estnische Verfassung kennt keinen Staatspräsidenten. Das 
System des Parlamentarismus ist in Estland konsequent durch­
geführt. Der Ministerpräsident gilt sogleich als Staatsältester und 
vertritt während seiner Amtsdauer die estische Republik nach 
aussen hin. (§ 61 der Verf.) Die vollziehende Gewalt übt in Est­
land die Regierung aus (§ 57). Die gesetzgeberische dagegen das 
Parlament (§ 35). § 4 bestimmt, dass die allgemein anerkannten 
Völkerrechtsformen in Estland als bindende Bestandteile der estni­
schen Rechtsordnung gelten. Die Bestimmung ist wörtlich der neuen 
deutschen Reichsverfassung ( §4)  entnommen1).
III. Abschluss und W irksam keit der Handelsverträge nach 
der lettländischen Verfassung.
Die lettländische Verfassung ist auch mit demokratischen Grund­
prinzipien durchdrungen. Das lettländische Volk ist Träger der sou­
veränen Gewalt (§ 2 der lettländischen Verfassung). Das strenge 
parlamentarische System ist auch in Lettland durchgeführt. 
Das Parlament (der Landtag, wörtlich Saeima — Zusammen tretung) 
ist die Vertretung des Volkes. Der Staatspärsident, vom Parlament 
auf drei Jahre gewählt, vertritt den Staat völkerrechtlich, 
er beglaubigt die lettländischen und empfängt die aus­
ländischen diplomatischen Vertreter. Er vollführt die vom Parla­
ment beschlossene Ratifizierung völkerrechtlicher Verträge § 41 d. 
L.-V.). Der Staatspräsident trägt keine politische Verantwortung 
und seine Verfügungen bedürfen der Gegenunterzeichnung des zu­
in ein organisches V erhältnis se tzt". D am it verkennt Fleiner die völkerrecht­
liche Verbindlichkeit der Staaten beim Abschluss eines Staatsvertrages.
*) Der T ext der V erfassu n g Estlands ist im Jahrbuch des öffentlichen  
Rechts 1923/24  nebst einem A u fsa tz  von P rof. Behrends abgedruckt.
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ständigen Ministers (§ 53 d. L.-V.). § 68 bestimmt: „alle völker­
rechtlichen Verträge, welche auf dem Gesetzgebungswege zu erledi­
gende Fragen regeln, bedürfen der Zustimmung des Parlaments/' 
Hier finden wrir eine Abweichung von der estnischen Verfassung, wo 
über die Notwendigkeit der Vorlegung der Verträge vor dem Par­
lament nur stillschweigend bestimmt wird. Dagegen ist diese Be­
stimmung der lettländischen Verfassung dem Artikel 45 Abs. 3 der 
deutschen Reichsverfassung analag.
§ 69 spricht von der Verkündung des vom Parlament angenom­
menen Gesetzes durch den Staatspräsidenten (am 7. Tage nach der 
Annahme des Gesetzes durch das Parlament und spätestens am 
21. Tage). Ebenso wie die deutsche Verfassung, so bestimmt auch 
die lettländische (§ 73), dass die Verträge mit den ausländischen 
Staaten nicht zur Volksabstimmung vorgelegt werden dürfen 1).
IV. Abschluss und W irksamkeit der Verträge nach der 
Verfassung der Republik Litauen.
Die litauische Konstitution ist von demselben parlamentarischen 
Grundgedanken getragen, wie die vorherige baltische.
Die souveräne Staatsgewalt gehört dem Volke ( § 1  Abs. 2 d. 
Verf.). Die vollziehende Gewalt wird von der Regierung, die gesetz­
geberische von der Legislative ausgeübt.
Als zum völkerrechtlichen Verkehr kompetentes Organ des 
litauischen Staates gilt der Präsident der Republik (§ 46 der litaui­
schen Verf.). Er wird von dem Saimas-Parlament gewählt ( § 4 1  
Abs. 1) und zwar für 3 Jahre (§ 44 Abs. 1). Das Ministerkabinett 
leitet die innere und die äussere Politik (§ 61). Der Saimas ratifi­
ziert die Verträge, welche die Regierung abschliesst (§ 30), wobei 
hier unter Ratifikation der Ratifikationsbeschluss des Parlaments 
zu verstehen ist, ohne welchen die Ratifikationsvollziehung nach 
aussen hin nicht statthaft werden kann.
Das vom Parlament angenommene Gesetz, sowie der genehmigte 
Staatsvertrag wird von dem Präsidenten der Republik im Laufe 
von 21 Tagen verkündet (§ 50). Es wird in der litauischen wie in 
der estnischen Verfassung nicht ausdrücklich die Notwendigkeit er­
wähnt, dass die Handelsverträge zum Ratifikationsbeschluss dem 
Parlament vorzulegen seien. Es gilt bloss als stillschweigend an­
genommen 1 ).
9 ‘ ) Der T ext der V erfassu n g Lettlands ist im Jahrbuch des öffentlichen  
Rcehts Bd. 12 1923/24 nebst einer Abhandlung von Laserson in den Bänden  
11 und 12 abgedruckt.
!* ) Loi constitutionel de l ’E ta t Lithuanien (am tliche Textausgabe Im pri- 
merie Otto Eisner, B erlin).
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V. Die Handelsverträge in der Staatsrechtspraxis der 
baltischen Staaten.
Verschiedene Arten der Handelsverträge der baltischen Rand­
staaten finden in derVölker- und Staatsrechtspraxis ihre Abspiegelung. 
Wie schon oben erwähnt wurde, wurden zwischen Estland und Eng­
land und Litauen und England Handelsübereinkommen getroffen, 
die keiner Ratifikation unterliegen. Völkerrechtlich erlangen sie ge­
mäss den Bestimmungen dieser Abkommen mit der Unterzeichnung 
Gültigkeit. Wie steht es aber im inneren Staatsrecht? Erlangen 
diese Verträge Gesetzeskraft?
Da die Handeslübereinkommen solche Gebiete betreffen, die nur 
auf gesetzgeberischem Wege zu erfüllen sind, unterliegen sie, den 
modernen Verfassungen gemäss, einem parlamentarischen Ratifika­
tionsbeschluss. Das heisst, sie müssen von der legislativen Körper­
schaft genehmigt werden, um in Form eines Gesetzes durch das 
Oberhaupt verkündet zu werden. Diese Bestimmung gilt auch ma­
teriell als unumgänglich. Aber hier finden wir eine Abweichung in 
der Praxis von der Verfassung, die man nur durch die äussere Form 
des Übereinkommens (Notenwechsels) zu entlasten suchen kann. Die 
Regierung Estlands publizierte dieses Abkommen im amtlichen 
Staatsanzeiger (Riigi Teataja Nr. 153/154 — 1920). Eine solche 
Art der Verkündung eines völkerrechtlichen Vertrages ist staats­
rechtlich nicht korrekt, da sie wider die Bestimmungen der estni­
schen Verfassung erfolgte, namentlich ohne vorherige diesbezügliche 
Zustimmung des Parlaments.
In Litauen dagegen wurde dies Abkommen nicht im Staatsanzei­
ger abgedruckt und es erhielt dadurch völkerrechtliche Wirksamkeit, 
ohne als Staatsgesetz im Lande zu gelten1). Solche Abkommen wur­
den auch zwichen Dänemark und Litauen am 18. Juli 1923 und zwi­
schen Litauen und Island gleichen Datums abgeschlossen2).
Als zweite Art der Handelsvereinbarungen, die vom völker- 
sowie staatsrechtlichen Gesichtspunkt aus von Bedeutung sind, kön­
nen wir folgende hervorheben: Handelsübereinkommen zwischen 
Schweden und Estland durch Notenaustausch vom 7. Juli 1923 rf)- 
Handelsübereinkommen zwischen Dänemark und Estland und Island 
und Estland vom 7. September 1923. Handelskonvention zwischen 
Lettland und Frankreich vom 30. Oktober 1924, sowie Ungarn vom 
19. November 1923. Gemäss den Bestimmungen dieser Übereinkom­
men und Konventionen, bekommen sie Gültigkeit von dem Tage des 
Ratifikationsbeschlusses seitens des estnischen bezw. des lettländi­
schen Parlaments gerechnet; unter der Voraussetzung aber, dass 
die durch ein der oben erwähnten Parlamente genehmigte Antwort­
1) D as englisch-litauische Übereinkommen ist im  Recueil de Traites, Societe 
des N ations V ol. 8 1922 S. 25 registriert.
2) Abgedurckt in V ol. 20 1923 der Recueil de T raites, Soiete des N ations  
S S. 198 und 330.
3) Abgedurckt im Eesti liepingud W älisriikidege Bd. 3 1923.
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note oder Konvention der schwedischen, dänischen, bezw. der fran­
zösischen oder der ungarischen Regierung zugestellt wird. Anders 
gesprochen: die völkerrechtliche Verbindlichkeit dieser Staaten er­
folgt oder erfolgen kann mit der Notifizierung der Übereinkommen 
und zwar mit rückwirkender Kraft. Durch die Notifizierung erlan­
gen sie völkerrechtliche Wirksamkeit. Die Genehmigung durch das 
estnische bezw. das Parlament eines anderen baltischen Staates stellt 
das Übereinkommen zur inländischen Gesetzesverkündung bereit, 
das durch das Staatsoberhaupt und in den Staatsanzeiger vollzogen 
werden muss. Die Staatsangehörigen Estlands bezw. Lettlands wer­
den dadurch dem Staate gegenüber verpflichtet. Die schwedische, die 
dänische, bezw. die französische Regierung wird durch Entgegen­
nahme der Notifizierung völkerrechtlich zwar verpflichtet, aber eine 
Gesetzesverkündung findet in diesen Ländern vorläufig nicht statt.
Ferner sind noch zu erwähnen die Deklarationen durch Noten­
austausch zwischen Estland und Dänemark betr. den Schutz des 
Urheberrechtes der Waren- und Fabrikzeichen4) und den 
Schutz der Erfindungspatente, Modelle etc.r>) Diese Deklarationen 
treten in Kraft mit dem Tage der Gesetzesverkündung in den betr. 
Ländern. Es sind keine Ratifikationen vorgesehen. Die völkerrecht­
liche Wirksamkeit dieser Deklarationen wird mit der innerstaatli­
chen Gesetzesverkündung vollzogen. Die vollziehende Gewalt selbst 
wird dadurch als zuständig erachtet, die Regelung dieser Einzelfra­
gen nach aussen sowie nach innen hin zu vollführen, ohne die Zu­
stimmung der legislativen Gewalt einzuholen. Hier kommt § 4 der 
estnischen Verfassung zur Geltung, wonach die allgemeinen, völker­
rechtlich anerkannten Bestimmungen in Estland als Bestandteile der 
Rechtsordnung gelten. Die Frage des Urheberrechtes, der Marken- 
und Fabrikzeichen etc. wird aber im allgemeinen völkerrechtlich ge­
regelt8).
Es bleibt jetzt noch den üblichen Vorgang des Ratifikationsaus­
tausches in der Handelsvertragspraxis der baltischen Randstaaten 
hervorzuheben. Auch hier gibt es Abweichungen von den allgemei­
nen Bestimmungen, die innen- sowie aussenstaatlich nicht ohne Be­
deutung sind. Das Inkrafttreten der Handelsverträge mit dem Rati­
fikationsaustausch (bezw. 15 Tage später) ist zw. a. in folgenden Han­
delsverträgen vorgesehen worden:
1) Handelsvertrag zwischen Lettland und der Tschechoslovakei 
vom 7. Oktober 1922 T)-
4) D änem ark et Esthoniä, Declaration relative ä _la reciproqite de m arques 
de fabrique danoises et esthoniens, Reval, le 27 Juli 1923. Abgedr. in S. d. 
N . Recueil, V ol. 19 N o. 499 S. 253.
5) Declaration relative ä la reciproqite des inventions, dessins et modeles 
indostriels danois et esthoniens. A bgedr. wie oben N o. 500 S. 259.
6) Kolektivkonventionen von Paris v. 20. M ärz 1883 und Bern vom
9. Sept. 1886.
7) Societe des N ations, Recueil de Traites Vol. 20, Jahrg. 1923 N o.
No. 528, S. S. 379 u. 395.
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2) Handelsvertrag zwischen Lettland und England vom 22. Juli 
1923 8) .
3) Handelsvertrag zwischen Litauen und Deutschland vom 
1. Juni 1923 9). Dieser Handelsvertrag tritt am Tage des 
Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft.
4) Vorläufiges Wirtschaftsabkommen zwischen Estland und 
Deutschland vom 27. Juli 1923 )^.
5) Vorläufiges Abkommen zwischen Lettland und Deutschland
vom 20. Juli 1920 1X). .
6) Handelsvertrag zwischen Tschekoslowakie und Litauen, ka- 
tifikationsaustausch im November 1924 in Kaunas.
7) Handelsabkommen zwischen der Schweiz und Lettland vom 
10. Dezember 1924.
Ferner alle Verträge, die die baltischen Randstaaten, unteiein- 
' ander mit Sovietrussland und mit den Skandinavischen Ländern ab­
geschlossen haben. In diesen Fällen geht der Ratif akationsvo 11- 
ziehung zunächst die Zustimmung des Parlaments zur Vertrags­
unterzeichnung seitens der vollziehenden Gewalt vor. Mit dem Aus­
tausch dieser Zustimmungen seitens der Vertragsteile (bezw. 15 Tage 
später) bekommen die Verträge völkerrechtliche Wirksamkeit. 
Gleichzeitig aber gilt die Zustimmung der legislativen Körperschaft 
als Genehmigung zur Gesetzesverkündung, die in den beiden Ver­
tragsteilen erfolgen muss. Eine Abweichung von diesen im allge­
meinen üblichen Ratifikationsbestimmungen bilden die Handelsver­
träge, die Frankreich und Ungarn mit den baltischen Staaten abge­
schlossen hatten. So sieht z. B. die französisch-estnische Handels­
konvention den Austausch der Ratifikationsurkunden vor12). Der 
Vertrag aber tritt acht Tage nach der Zustellung der Ratifikations­
urkunde seitens der estnischen Regierung, der französischen in 
K raft13).
Dieselbe Bestimmung finden wir im Handelsvertrag zwi­
schen Ungarn und Estland vom 19. Oktober 1923 (Art. 23) 14). Mit 
der Notifizierung erlangen diese Verträge völkerrechtliche Wirk­
samkeit und die Vertragsschliessenden Regierungen sind gegenein­
ander verpflichtet. Aber während die Genehmigung durch die legis­
lative Körperschaft Estlands den Vertrag sogleich in Estland zur
8) Societe des N ations, Recueil de Traites Vol. 20, Jahrg. 1923 N o.
N o. 528, 529 S. S. 379 u. 395. . .
9) Abgedruckt in der Deutschen I)ruckereigesel 1 schait K aunas (L a -
täU6n) 1924.
10) Abgedruckt im E esti liepingud W älisriikideg Bd. 3, 1923.
11) Deutsches R . G. B . 1920.
i'-’ ) Convention de commerce entre PEsthounie et la France du 29. Juni 19ZZ. 
Abgedruckt E esti 1. W . 1922 Bd. 2.
13) So A rt. 9 bezw. A rt. 20 der Conventionen: „E n  vertu de pouvoir que la 
legislation francaise luiconfere le Gouvernement fran cais consent ä ce qu eile 
soit mise en vigueur huit jours apers que l ’approbation du Parlem ent esthomen  
lui aura ete notifiee ä P aris“ .
14) Abgedruckt Eesti 1. W . 1923 Bd. 3.
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Gesetzesverkündung bereit stellt und damit auch nach erfolgter 
amtlicher Publikation die estnischen Staatsangehörigen der estni­
schen Regierung gegenüber verbindlich sind, hat der Vertrag für 
Frankreich bezw. für Ungarn bis zur Genehmigung durch die legis­
lativen Körperschaften nur völkerrechtliche Verbindlichkeit. Die 
Gesetzesverkündung in Frankreich bezw. in Ungarn bleibt damit vor­
läufig aus.
Zusammenfassend können wir feststellen, dass die völkerrecht­
liche Wirksamkeit der Verträge und deren Ratifikation nicht identi­
fiziert werden können. Wir ersehen nämlich aus der baltischen Ver­
tragspraxis, dass die Ratifikation nicht immer als eine notwendige 
Voraussetzung für die völkerrechtliche Wirksamkeit der Handels­
übereinkommen g ilt15).
Ferner: Die verfassungsmässigen Bestimmungen über den Ab­
schluss der Verträge haben keine völkerrechtliche Geltung. Sie gel­
ten nur nach innen hin. Die verfassungsmässigen Bestimmungen 
regeln die Beziehungen zwischen dem Parlament und dem völker­
rechtlichen Organ des Staates auf der einen Seite und zwischen der 
legislativen Körperschaft und Exektutive als solchen auf der an­
deren 16).
Die Handelsverträge, wo die Ratifikation nicht vorgesehen wor­
den ist, kommen durch konkludente Handlungen der Vertragspar­
teien zur Ausführung.
4) Art, Geltungsdauer und Geltungsgebiet der 
Handelsverträge der baltischen Randstaaten.
I. Allgemeines.
Form und Geltungsdauer der Handelsverträge der baltischen 
Randstaaten stehen in gewisser Abhängigkeit zueinander. Man muss 
zunächst feststellen, in welcher Form der Vertrag abgeschlossen 
wurde —  danach richten sich auch, gemäss der baltischen Handels­
vertragspraxis, die Bestimmungen über die Geltungsdauer. Das ist 
umsomehr begreiflich, wenn wir die völkerrechtliche und die han­
delspolitische Lage der baltischen Staaten uns vor Augen halten. 
Wenn man die Handelsabkommen seit dem Jahre 1920 durchsieht, 
so findet man, dass mit der allmählichen Befestigung der völker-
15) v. U ilm ann, Völkerrecht Seite 266, v. Liszt, Völkerrecht S. 161. Bonfils,
S. 433 stellen dagegen die R atifikation als eine notwendige V oraussetzung fü r  
die völkerrechtliche W irksam keit aller Abkom m en, die den Handel und Verkehr  
betreffen, hin.
le) Das ist auch die überwiegende A u ffa ssu n g  in der herschenden Lehre: 
Tripel, Völkerrecht u. Landesrecht S. 245 f f ,  v. Liszt, S. 163, v. Uilm ann S. 258, 
B onfils S. 436. A rch iv  des öffentlichen Rechts 1924 neue Folge 7. Bd. 2. H eft. 
Die A bhandlung von I. Häckel S. 209 f f .
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rechtlichen und der wirtschaftlichen Lage der baltischen Randstaa­
ten die Form und die Geltungsdauer der Abkommen sich demgemäss 
ändern. Neben dem Abkommen in Form von Deklarationen (Aus­
tausch von empfangsbedürftigen Willenserklärungen), Konventionen, 
Notenwechsel treten allmählich Handelsverträge, welche die 
handelspolitischen Interessen der Vertragsschliessenden Parteien 
mehr berücksichtigen, in den Vordergrund. Es ist infolge­
dessen klar, dass in der Zeit des Wiederaufbauprozesses der balti­
schen Randstaaten die Verträge mit Vorsicht geschlossen wurden, 
was auch in Form und insbesondere inbezug auf die Geltungsdauer 
und die Kündbarkeit ihre Abspiegelung fand. Einen allgemeinen 
Rechtssatz für die Form und Gültigkeitsdauer kann man nicht auf- 
steilen. In der Zahl der Handelsverträge der baltischen Staaten fin­
den wir zahlreiche Formen mit verschiedener Geltungsdauer. Aber 
auch in der modernen Literatur über die Art und Form der Ver­
träge finden wir keinen generellen Rechtssatz. Die Vertragspraxis 
der Vorkriegszeit zeigt auch eine Willkür in Benennung, Form und 
Gültigkeitsdauer der Verträge.
Es gibt Verträge gleichwertigen Inhalts, die aber verschieden 
benannt werden. Adolf Nebel1) und G. Lippert2) sowie Bonfils 
heben diese Willkür auf Grund eines darstellenden Materials hervor. 
„Eine nähere Prüfung ergibt dann aber, dass der Inhalt der Handels­
verträge durch ihre Namen in den seltensten Fällen erschöpfend 
zum Ausdruck gebracht wird" 3).
II. Name, Form und Sprache der Handelsverträge.
Die Handelsverträge der baltischen Staaten kennen weder einen 
einheitlichen Namen noch eine einheitliche Form. Bald wird ein 
Übereinkommen (Agrement) durch einen Notenwechsel abgeschlos­
sen (estnisch-britischer, dänisch-litauischer, schwedisch-estnischer). 
Bald wird auch ein Vertrag in Form von Deklarationen geschlossen, 
(z. B. die dänisch-estnischen Deklarationen). Sehr oft tritt der Name 
Konvention auf ' *).
Der Name Konvention wird meistenfalls nur dann angewendet, 
wenn es die Regelung von Einzelfragen anbetrifft. (Z. B. die Re­
gelung der Frage des internationalen Privatrechts, des Eisenbahn­
verkehrs, Markenschutz und dergl. mehr). Die Verträge, die 
Deutschland mit den baltischen Randstaaten abgeschlossen hatte, 
zerfallen in: 1)Vorläufige Abkommen'2-) bezw. vorläufigeWirtschafts-
x) Annalen des deutschen Reichs 1913. „D er völkerrechtliche Inhal der 
H andelsverträge der deutschen Reichs S. 147 f f .
2) Das internationale Finanzrecht Leipzig 1912 S. 330 f f .
3) Nebel in Annalen des d. R . S. 148.
1*) Z. B. die Konsularkonvention zwischen E stland und Lettland vom;
6. Dezember 1921.
2*) Z. B. zwischen Lettland und Deutschland v. 20. A pril 1920.
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abkommen 3) und 2) in Handelsverträge4). Der Unterschied in der 
Benennung dieser Verträge mit Deutschland bezieht sich hauptsäch­
lich auf die Gültigkeitsdauer und infolgedessen hat die Benennung 
ihren inneren Zusammenhang. Der Ausdruck „Handels- und Schif­
fahrtsvertrag" wird auch in der Benennung der baltischen Handels -^ 
verträge gebraucht. Dabei wird auch der Ausdruck „Convention de 
commerce" (bezw. "et de navigation") gebraucht5).
So auch z. B. der Vertrag zwischen Estland und Finnland vom 
29. Juni 1922 und zwischen England und Lettland (Treaty of Com­
merce an Navigation between the United-Kingdoom an Latvita, 
Signed at London, June 22. 1923).
Alle Verträge, die den Namen „Handelsvertrag" bezw. „Han­
dels- und Schiffahrtsvertrag" führen, sind ausführlich abgefasst, 
behandeln weite Gebiete des Handels und Verkehrs, setzen den Aus­
tausch der Ratifikationsurkunden voraus und sind meistenfalls mit 
einem Schlussprotokoll versehen, wo über den Abschluss von Über­
einkommen betr. der Einzelfragen gesprochen wird.
Die vorläufigen Wirtschaftsabkommen regeln den Handel und 
Verkehr in engerem Rahmen. Das übrige kann einem Vertrage 
gleichgestellt werden.
Die Übereinkommen durch Notenwechsel und Deklarationen 
stellen nur die Übereinstimmung in einzelnen Punkten der beiden , 
Regierungen fest (regelrecht 4— 5 Artikel).
Die Sprache der Handelsverträge ist auch nicht nach einem ein­
heitlichen System geordnet. Am häufigsten können solche Verträge 
genannt werden, die in den Landesspraenen der Vertragsschliessen­
den Parteien abgefasst sind. In diesem Falle besteht der Vertrag 
aus zwei parallellaufenden Texten, von denen jeder die gleiche 
Authentizität besitzt. Das sind die Verträge, die zwischen Russland, 
England, Frankreich, Deutschland, Finnland und den baltischen 
Staaten abgeschlossen sind. Die baltischen Staaten untereinander 
pflegten zunächst sich auch der russischen Sprache zu bedienen; so 
z. B. die Konvention zwischen Lettland und Estland vom 19. Okto­
ber 1920. Die russische Sprache als Vertragssprache wird aber all­
mählich verlassen und die französische tritt mehr in den Vorder­
grund. Hauptsächlich gilt die französische Sprache als authentische 
nebst den Landessprachen in zahlreichen Verträgen, die die balti­
schen Staaten mit Ungarn, der Tschechoslowakei, Schweden, Nor­
wegen, Dänemark abgeschlossen haben. Der Handels- und Schif­
fahrtsvertrag zwischen Estland und Finnland dagegen ist in esti- 
scher, finnländiseher und schwedischer Sprache ausgefertigt. Alle 
Texte in diesen drei Sprachen sind authentisch.
3) Deutschland und E stland vom 20. Dezember 1923.
4) H andelsvertrag zwischen Deutschland und Litauen vom 1. Juli 1923.
3) Im  ersteren Falle  lautet so der N am e des V ertrages zwischen Frankreich
und E stland, im zweiteren zwischen N orw egen und Litauen vom 21. 12. 1923.
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Die Handelsverträge der baltischen Staaten werden durch das 
Sekretariat des Völkerbundes registriert. Das Sekretariat des Völ­
kerbundes gibt die Texte dieser Verträge in der Urkundensprache 
der vertragschliessenden Parteien mit einer englischen und franzö­
sischen Übersetzung heraus. (Sobald der französische bezw. der eng­
lische Text nicht als der amtliche gilt).
IIL Die Geltungsdauer und das Geltungsbereich der 
Handelsverträge der ba’t. Staaten.
Im Gegensatz zu der früheren Handelsvertragspraxis, wo bald 
mit und bald ohne eine Kündigungsklausel ein Anfangs- und End­
termin festgesetzt w ird1), ist in den Handelsverträgen der balti­
schen Staaten meistenteils eine Kündigungsklausel mit drei- bis zw ei­
monatlicher Kündigungsfrist vorgesehen. Es werden in dem größ ­
ten Teil dieser Handelsverträge keine Endtermine festgesetzt. Es 
gilt nur das jederzeitige Kündigungsrecht. Diese Praxis ist aus dem 
Grunde eingeübt worden, da es noch bis jetzt keine bestimmte Zoll­
tarifpolitik der baltischen Staaten gab. Es wird in den Handels­
verträgen die autonome Zollpolitik vorgesehen2). Im Prozesse des 
wirtschaftlichen Wiederaufbaues aber unterliegen die Tarifsätze ver­
schiedenen Schwankungen, die bald für die eine, bald für die andere 
Vertragsschliessende Partei sich ungünstig gestalten kann. Infolge­
dessen wird eine Kündigungsklausel vorgesehen. Gemäss dieser 
Kündigungsklausel muss die Kündigung mit einer dreimonatlichen 
First3) erfolgen. Es wird aber in wenigen Handelsverträgen eine 
sechsmonatliche Kündigungsfrist vorgesehen4). Artikel 28 des eng- 
lisch-lettländischen Handels- und Schiffahrtsvertrages beschließt 
eine zwölfmonatliche Kündigungsfrist.
Eine Abweichung von dieser Handelsvertragspraxis bilden Han­
delsverträge, die die baltischen Randstaaten untereinander und mit 
Deutschland abgeschlossen haben; desgleichen die estnisch-franzö­
sische Handelskonvention und die meisten Handelsverträge, die sei­
tens Lettland im Jahre 1924 abgeschlossen wurden. In diesen Verträ­
gen finden wir neben einer Kündigungsfrist auch eine bestimmte
4) So Grunzel, System  der H andelspolitik S. 434, A . Nebel in Annalen  
S. 155. L ippert, Internationales Finanzrecht S. 291 f f ,  ferner Oncken, Artikel, 
H andelsverträge in Conrads H W B . der Staatsw issenschaften.
2) U n ter autonomen Zollen ist hier (um  m it Lam pert, Schweiz. Bundes- 
staatsr. 1918 S. 184) zu sprechen, „die im  W eg e  der Gesetzgebung des bezr. 
Staates —  festgesetzten " zu verstehen.
3) Z  B  der V ertra g  zwischen U ngaren  und Estland vom  19. 10. 22, A rt. 
24, Schweden und E stland 7. Juli 23, Litauen und E ngland v. 6. M ai 1922.
4) A rt. 26 des H andelsvertrags zwischen Lettland und der Tschechoslo­
wakei v. 7. Oktober 1922, A rt. 33, ferner des dautsch-litauischen H andelsvertrags  
v. 1. Juni 1923.
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Geltungsdauer, nach deren Ablauf erst die Kündigung erfolgen 
kann 5).
Die vorläufigen Abkommen der baltischen Staaten sind neben 
den Kündigungsfristbestimmungen auch mit Schlussbestimmungen 
über den Abschluss eines Handelsvertrages sobald wie möglich ver­
sehen. Es ergibt sich daraus, dass mit dem Inkrafttreten des neuen 
Handelsvertrags das vorläufige Wirtschaftsabkommen ausser Kraft 
gesetzt wird.
Die Konventionen, deren Ziel im allgemeinen nur die5 Überein­
stimmung, über die schon vom Völkerrecht allgemein anerkannten 
Sätze, von den Regierungen festzustellen ist, enthalten überhaupt 
keine Bestimmungen über die Geltungsdauer.
Die Friedensverträge zwischen Russland und den Randstaaten 
haben keine Bestimmungen über die Geltungsdauer und setzen kein 
Kündigungsrecht voraus, da sie Angelegenheiten behandeln, die man 
nicht in begrenzte Dauerhaftigkeit setzen kann.
Was das Geltungsgebiet der Handelsverträge anbetrifft, so wird 
schon von vornherein das Geltungsbereich des vertragschliessenden, 
baltischen Staates als geographisches vorausgesetzt. Insoweit hier 
Abweichungen Vorkommen, so sind diese von der ändern vertrag­
schliessenden Partei gegeben. So werden die Handelsverträge mit 
England nicht automatisch auf die englischen Kolonien angewendet; 
es sei denn, dass besondere Bestimmungen die Kolonien in das Gel­
tungsgebiet hineinbeziehen6). So z. B. bestimmt das englisch-litaui­
sche Handelsübereinkommen betr. das Geltungsgebiet Folgendes : 
„Die vorstehenden Bestimmungen sollen auf Indien oder irgend ein 
Hoheitsgebiet, eine Kolonie, eine überseeische Besitzung oder ein 
solches Schutsgebiet seiner britischen Majestät nur dann anwend­
bar sein, wenn im Namen Indiens oder eines Hoheitsgebietes, einer 
Kolonie, Besitzung oder eines Schutzgebietes durch Vertreter seiner 
britischen Majestät in den baltischen Staaten vor Ablauf von 12 Mo­
naten nach dem heutigen Tage Mitteilung von dem Beitritt zu die­
sem Abkommen gemacht wird" 7 8). Dieselbe Bestimmung finden wir 
in den Artikeln 26/27 des englisch-lettländischen Handelsvertrages 
und im Artikel 4 des englisch-estnischen Handelsübereinkommens9).
3) Der A rtikel 33 des deutsch-litauischen H andelsvertrags sieht eine zwei­
jährige G eltungsdauer vor. Die estnisch-französische Handelskonvention- eine 
einjährige Geltungsdauer. Die einjährige Geltungsdauer ist ferner vorgesehen  
in den V erträgen  zwischen Lettland und D änem ark vom  3. Novem ber 1924, m it
Frankreich vom 30. Oktober 1924 m it Schweden vom  22. Dezember 1924 u. and.
e) Diese Handelsvertragspolitik fü h rt England seit dem Jahre 1880 allen
Staaten gegenüber.
7) Ü bersetzung im deutschländ. H andelsarchiv Oktoberheft 1922, Seite 695.
8) Durch N otenaustausch vom 24. IV . und 8. V . 1923 ist zwischen Litauen  
und England vereinbart worden, dass die engl. Kolonien, sowie die unter dem  
engl. Protektorat und M andat stehenden Gebiete diesem Handelsübereinkommen  
beitreten sollen. (Rec. d. Traites, S. D. N . V . X I V , S. 175).
9) N yasaland hat, nachdem auch die, in der A nm . 3 bezeichneten W eise  u. 
Form , H inzutretung zu dem estn.-britischen Handels-Überienkom m en vollzogen
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Was aber die Anwendung der Meistbegünstigungsklausel in Bezug 
auf Boden- und Gewerbeerzeugnisse der englischen Kolonien anbe­
trifft, so wird diese unter Wahrung der Gegenseitigkeit mit dem 
Abschluss der vorstehenden Verträge zur Geltung gebracht.
5. Inhalt der Handelsverträge.
I. Der Inhalt in seinen Grundzügen.
Der Inhalt der Handelsverträge der baltischen Randstaaten be­
ruht grundsätzlich auf dem Prinzip der Meistbegünstigungsklausel.
Die Meistbegünstigungsklausel ist in ihren Grundzügen als Völ­
kerrechtssatz in der Handelsvertragspraxis der Nachkriegszeit über­
haupt und in der der baltischen Staaten im besonderen aufgenommen. 
Eine Ausnahme bilden freilich die Mittelmächte, die durch die Frie­
densverträge verpflichtet wurden, auf die einseitige Gewährung der 
Meistbegünstigungsklausel der siegreichen Mächte einzugehen. Aber 
auch diese einseitige Gewährung der Meistbegünstigung wird durch 
die neuen Handelsverträge überholt. Die Frage über die Zweck­
mässigkeit der Meistbegünstigungsklausel ist mehr historischer Na­
tur. Die herrschende Lehre ist dagegen jetzt bemüht, die zahlrei­
chen Meistbegünstigungsklauselformen, die wir auch in den Han­
delsverträgen der baltischen Staaten finden, hervorzuheben und die­
selben unter dem Gesichtswinkel der handelspolitischen Zweck­
mässigkeit und vertragsrechtlichen Elastizität den wissenschaftlichen 
Untersuchungen zu unterziehen1).
Die Gewährung der Meistbegünstigung, die in den Handelsver­
trägen neben der Klausel des freien Handels als Grundlage zur Re­
gelung der Handelsbeziehungen gilt, übt keinen direkten Einfluss 
auf die Handelspolitik der vertragschliessenden Teile aus. Das will 
sagen: jede vertragschliessende Partei kann autonome Zolltarif­
sätze auf stellen, welche auch bei der Einräumung der Meistbegün­
stigung unverändert bleiben können. Die Meistbegünstigungs­
klausel hat nur insofern Bedeutung für die Handelspolitik, als sich 
die eine vertragschliessende Partei verpflichtet, der anderen 
diejenigen Begünstigungen einzuräumen, die sie schon anderen Staa­
ten eingeräumt hatte oder die sie noch in Zukunft gewähren wird. 
Die Meistbegünstigungsklausel kann infolgedessen das volkswirt­
schaftliche Leben der gewährenden Partei insoweit beeinflussen, in­
dem die zweite vertragschliessende Partei alle Vorteile, die schon 
andere Staaten vielleicht infolge ganz anderer Voraussetzungen und
w ar, durch die britische Regierung (Notenwechsel zw. E stland und England  
v. 3. u. 22. M ai 1924) seinen Rücktritt von dem Handelsübereinkommen erklären  
lassen.
<) Im  nächsten K apitel werden w ir auf die Entw icklung und A u s­
bildung, der M eistbegünstigungsklausel sowie ihre ursprüngliche Bedeutung 
näher eingehen.
R . Polessky, Syst. d. H andelsvertr. d. B alt. Randst. 3
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Bedingungen gemessen, auch für sich in Anspruch nimmt. Um diese 
mögliche Übervorteilung zu vermeiden, wird die Meistbegünstigungs­
klausel durch weitere Bestimmungen im Inhalte des Handelsvertrags 
näher behandelt und die eigentümlichen Interessen der Parteien bil­
den die Meistbegünstigungsklausel in eine bestimmte Richtung aus. 
Die Meistbegünstigung wird grundsätzlich unter der Bedingung der 
Gegenseitigkeit gewährt. Diese Bedingung der Gegenseitigkeit wird 
entweder in den Handelsabkommen ausgesprochen 2) oder die Ge­
genseitigkeit geht aus dem Inhalte des Handelsvertrages schon von 
selbst hervor. So bestimmt der Artikel 2 des Handels- und Schif­
fahrtsvertrags zwischen England und Lettland vom 22. Juli 1923 
„dass in alle*1 Handels-, Schiffahrts- und Industrie-Angelegenheiten 
sämtliche Privilegien, Vergünstigungen und Immunitäten, welche 
jede der vertragschliessenden Parteien, den Schiffen, Bürgern oder 
Untertanen anderer ausländischer Staaten garantiert hat oder ga­
rantieren wird, ohne weitere Gesuche und ohne Kompensationen auf 
die Schiffe, Bürger und Untertanen des anderen Staates anzuwenden 
sind, damit Handel, Schiffahrt und Industrie e i n e r  j e d e n  Partei 
in sämtlichen Beziehungen auf denselben Grundlagen beruhen, wie 
die der meistbegünstigten Nation"3).
Aus diesem Artikel ist ersichtlich, dass die vertragschliessenden 
Regierungen sich die Meistbegünstigung gegenseitig auf eine und 
dieselbe Grundlage eingeräumt hatten.
Denn hier ist die Rede von Privilegien, Vergünstigungen und 
Immunitäten „welche jede vertragschliessende Partei" der anderen 
gewährt4). Die Artikel 1 und 2 des deutsch-litauischen Handelsver­
trages sprechen auch bei der Einräumung der Meistbegünstigung in 
Bezug auf die Handels- und Gewerbebetriebe und Erwerb von be­
weglichen und unbeweglichen Vermögen von den Angehörigen „eines 
jeden der beiden vertragschliessenden Teile". Wird diese Meistbe­
günstigungsklausel von der einen Partei nicht eingehalten, so kann 
die andere auch Repressalien anwenden, denn die Meistbegünstigung 
erlangt bei gegenseitiger Beachtung dieser Klausel automatische 
K raft5).
2) So z. B. in dem estnisch-schwedischen Handelsübereinkommen sowie 
englisch-litauischen. Ferner der H andelsvertrag zwischen Lettland und der 
Tschechoslowakie v. 7. Okt. 1922, wo die M eistbegünstigung in Bezug au f die 
Rechte der Staatsangehörigen einer Partei im Gebiete der anderen wechselseitig  
(reciproquement) gew ährt wird.
3) Die Ü bersetzung dieses V ertrages ins Deutsche ist in „R igaer Zeit­
schrift fü r  Handel und In du strie ", H e ft 27/28 , 29 /30 , 31/32 des Jahrgangs 1923  
abgedruckt.
4) In den weiteren Paragraphen dieser A rbeit w ird diese wechselseitige 
E inräum ung der K lausel der M eistbegünstigung, sowie der K lausel des freien  
H andels von der Gegenseitigkeitsform el im engeren Sinne (Reciprocität) zu 
unterschiden sein.
5) Dieser Sinn der M eistbegünstigungsklausel ist auch von G. Lippert 
(Internationales Finanzrecht Seite 131) au f Grund des darstellenden M aterials  
der V orkriegszeit-V ertragspraxis zum Ausdruck gebracht werden.
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Neben dieser Meistbegünstigungsklausel finden wir in den Han­
delsverträgen der baltischen Randstaaten die Klausel der Handels­
freiheit und die Gleichstellung mit den Inländern. Insbesondere wird 
dieses System in dem Handelsvertragsrecht Englands befolgt. Ge­
mäss dem Artikel 1 des englisch-lettländischen Handels- und Schif­
fahrtsvertrages bestehen „zwischen den Territorien der beiden ver­
tragschliessenden Staaten gegenseitiger freier Handel". Diese For­
mel, die in ihrer ursprünglichen Bedeutung einen freihändlerischen 
Sinn hatte, hat jetzt nur die Bedeutung der Handelsfreiheit beibe­
halten. Sie beeinflusst also die autonomen Tarifsätze der Vertrags­
schliessenden Teile grundsätzlich nicht und muss dahin ausgelegt 
werden, dass keine besonderen Hemmnisse für den Handelsverkehr 
der vertragschliessenden Teile bestehen sollen.
Die weiteren Absätze dieses Artikels (Abs. 2 und 3) sprechen 
diesen Grundgedanken der Formel der Handelsfreiheit aus, indem 
sie bestimmen, dass die Rechte der Untertanen der vertragschliessen­
den Teile im Handels- und Schiffahrtsverkehr, in Erwerb und Be­
sitz von Eigentum und Steuerabgaben den Rechten der Inländer 
oder den der meistbegünstigten Nationen gleichgestellt werden sol­
len. Es wird auch in solchem Falle der Ausdruck „mindestens ebenso 
günstig sein soll — wie des meistbegünstigten fremden Landes" an­
gewendet 6).
Die Klausel der Handelsfreiheit im Sinne der Gleichstellung mit 
den Inländern ist in der Handelsvertragspraxis der baltischen Rand­
staaten grundsätzlich aufgenommen. So beginnt auch der Handels­
vertrag zwischen der Tschechoslowakei und Lettland mit dieser 
Klausel (Art. 1 ): „Les ressortissants de chacune des Parties Con- 
tractantes pourront reciproquement en se conformant aux lois du 
pays, entrer, voyager ou sejourner en toute liberte dans toute l’eten- 
due du territoire de l’autre."
Ferner Art, 2 Abs. 2, Artikel 3 des deutsch-litauischen Han­
delsvertrages und Art. 3 Abs. 1 des vorläufigen Wirtschaftsabkom­
mens zwischen Deutschland und Estland, wo in Bezug auf die Ab­
gaben, Bewegungsfreiheit und auf Zutritt zu den Gerichten die An­
gehörigen eines jeden des vertragschliessenden Teiles entweder den 
Inländern oder den Angehörigen der meistbegünstigten Nation gleich­
gestellt werden sollen. Art. 4 der estnisch-französischen Handelskon­
vention bringt diese Klausel in Bezug auf die Handelsgesellschaften 
der einen Partei im Gebiete der anderen zur Anwendung.
Zusammenfassend können wir feststellen: die sogenannte Klau­
sel der Handelsfreiheit, der Gleichstellung mit den Inländern und die 
Meistbegünstigungsklauseln sind nicht immer in bestimmt unabhän­
gigen Artikeln systematisiert, sondern meistenfalls kommen diese 
Klauseln durch das Wort „oder" verbunden in einem Artikel nach­
6) So in den früheren Handelsübereinkommen zwischen England und 
Litauen und England und Estland. (A r t. 1 ).
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einander; aus diesem Grunde kann jede dieser Klauseln von den 
vertragschliessenden Parteien beansprucht werden 7).
Dem Inhalte nach können wir in der Handelsvertragspraxis der 
baltischen Randstaaten als reine Meistbegünstigungsübereinkommen 
solche bezeichnen, die in Form des Notenaustausches oder in Form 
von Deklarationen zustande gekommen sind. Diese Meistbegünsti­
gungsübereinkommen regeln die Rechte der vertragschliessenden 
Staatsangehörigen, Handels- und Schiffahrtsverkehr, Ein-, Aus- und 
Durchfuhr, die Küstenschiffahrt und die inneren und äusseren Ab­
gaben in Bezug auf die Staatsangehörigen der anderen Partei, wie 
in Bezug auf die Hafenangelegenheiten in der Weise, dass alle diese 
Fragen kurz in fünf bezw. sechs Paragraphen nacheinander auf dem 
Fusse der Meistbegünstigung und in deren allgemeinem Sinne be­
handelt werden, ohne auf die Voraussetzungen und die Auswirkun­
gen der Meistbegünstigungsklausel und ohne auf den Handel und 
Verkehr der vertragschliessenden Partei im konkreten Sinne näher 
einzugehen. Hier gilt die Meistbegünstigungsklausel als ein gene­
reller Satz. Es ist dabei zu bemerken, dass die Einschränkung der 
Meistbegünstigungsklausel in Bezug auf das Geltungsbereich auch 
in den Meistbegünstigungsübereinkommen aufgenommen wor­
den ist8).
Von diesen Meistbegünstigungsübereinkommen haben wir die 
Meistbegünstigungsverträge im strengeren handelspolitischen Sinne 
zu unterscheiden. Die Meistbegünstigungsverträge behandeln auch 
die oben erwähnten Fragen auf dem Fusse der allgemeinen Meistbe­
günstigungsklausel; aber hier finden wir die handelspolitischen Ge­
sichtspunkte der Vertragsteile mehr ausgeprägt. Die Meistbegünsti- 
gungsiklausel tritt hier nicht als eine generelle völkerrechtliche Ver­
tragsanwendung wie in dem vorher genannten Übereinkommen auf, 
sondern man bedient sich vielmehr der Meistbegünstigungsklausel 
beim Regeln von Fragen, die an und für sich schon ganz ausführlich 
und unter Berücksichtigung der handelspolitischen Zweckmässigkeit 
der vertragschliessenden Teile behandelt wurden.
So wurden in den Handelsverträgen mit England Deutschland 
Frankreich und in einigen Handels- und Schiffahrts- Verträgen mit 
den Skandinavischen Ländern der Küsten- und Schiffahrtsverkehr, 
ferner der Transitverkehr und die Fragen der Häfenabgaben, 
der Landung und Strandung, Fischerei und die mit diesen Fragen 
verbundenen Steuerangelegenheiten, Gründung der Gesellschaften, 
Beförderung der Waren und der Passagiere, die Frage der 
nationalen Fahrzeuge und Flagge —  mehr in den Vordergrund 
gestellt als in den Handelsverträgen der anderen Staaten, die 
nicht oder weniger auf den Handels- und Schiffahrts-Verkehr an­
7) In den folgenden P aragraphen werden w ir diese F rage  ausführlicher  
behandeln.
8) N äm lich die sogenannte „baltische K la u se l", von welcher bei Behandlung  
des M eistbegünstigungsklausel-System s die Rede sein wird.
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gewiesen sind. Alle diese Fragen sind auch in diesen Verträgen auf 
dem Fusse der Meistbegünstigung behandelt. Aber in diesem Falle 
bedient man sich bei der Behandlung jeder dieser Fragen der Meist­
begünstigung und die letztere hat dementsprechend eine ganz be­
stimmte handelspolitische Bedeutung, wenn auch völkerrechtlich sie 
nur als allgemeiner Grundsatz gilt. So z. B. bestimmt der Para­
graph 14 des englisch-lettländischen Handels- und Schiffahrtsver­
trages Folgendes:
„Jede der vertragschliessenden Regierungen hat den Schif­
fen des anderen Staates den Import und Export aller solcher 
Waren, die gesetzlich ein- und ausgeführt werden dürfen, sowie 
auch die Reise von Passagieren von oder bis zu ihrem entspre­
chenden Lande zu gestatten. Diese Schiffe, ihre Ladung und 
Passagiere geniessen dieselben Privilegien, wie die nationalen 
Schiffe, deren Ladung und Passagiere und unterliegen keinen 
anderen oder höheren Steuern oder Abgaben als die nationalen 
Schiffe, Ladungen und Passagiere oder diejenigen der meist­
begünstigten Nation."
Wenn man die Handelsschiffahrt Englands berücksichtigt in 
ihrer Grösse und Machtsphäre, so kann aus dem Artikel 14 der 
Schluss gezogen werden, dass England hierdurch mehr Vorteile be­
kommen kann als irgend ein anderer Staat mit einer kleineren Han­
delsflotte und Seemacht auf Grund der Einräumung der Meistbegün­
stigung. Hier tritt also die handelspolitische Bedeutung der Meist­
begünstigungsklausel mehr in den Vordergrund, wenn auch bei ihrer 
Anwendung sie als Völkerrechtssatz in allen Verträgen formell die­
selbe Wirksamkeit besitzt.
Die Behandlung der Verträge nur aus wirtschaftlichem und rein 
handelspolitischem Gesichtspunkt bedarf einer besonderen Untersu­
chung und liegt nicht im Bereiche dieser Arbeit. Hier ist nur ver­
sucht worden, das Doppelgesicht der Meistbegünstigung hervorzu­
heben, das bei Auslegung des Inhalts der baltischen Handelsver­
träge man vor Augen halten muss, um die Ausbildung der sogenann­
ten „baltischen Klausel" in ihrer 'ursprünglichen Bedeutung darsitellen 
zu können.
In den Meistbegünstigungsverträgen werden keine Zolltarif-Be- 
stimmungen auf gestellt. Die autonome Zolltarif-Festsetzung jeder 
vertragschliessenden Partei wird vorausgesetzt und als solche bei 
der Anwendung des Vertrags zur Geltung gebracht. Man bedient 
sich der Meistbegünstigungsklausel in der Weise, dass die ex- und 
importierten, sowie die auf dem Transitwege durchgehenden Waren 
der einen vertragschliessenden Partei im Gebiete der anderen mit kei­
nen höheren Zöllen oder Steuern belegt werden dürfen, als die der 
meistbegünstigten Nationen 0).
9) So A rt. 5, 6 des englisch-lettländischen; 10 N o. 5 und 12 des deutsch- 
litauischen, 9 und 10 des lettländisch-tsehechoslowakischen, 9 des ungarisch- 
lettischen; 8 des estnisch-französischen H andelsvertrages.
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Zusammenfassend können wir feststellen: in den Meistbegünsti­
gungsverträgen werden bei allen Fragen betreffend den Handels­
und Sehiffahrtsverkehr, Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren, Er­
werbung und Besitz von beweglichen und unbeweglichen Vermögen, 
die Zulassung zur Ausbildung von Handel, Gewerbe, Industrie und 
Landwirtschaft, die Errichtung und Tätigkeit der Handels-, Erwerb-, 
Finanz-, Transport-, Schiffahrts- und Versicherungsgesellschaften 
der einen vertragschliessenden Partei im Gebiete der anderen, fer­
ner die Frage des Patent-Marken- und Musterschutzes, die Doppel­
besteuerung und Konsularangelegenheiten, Schutz der Fabrik- und 
Warenzeichen, die Regelung der Handelsreisenden-Angelegenheiten 
— grundsätzlich auf dem Fusse der Meistbegünstigungsklausel der 
Regelung unterzogen.
In den weiteren Paragraphen dieser Arbeit werden wir bei der 
systematischen Darstellung des Inhalts der baltischen Handelsver­
träge den Besonderheiten dieser Verträge in ihrer ursprünglichen 
Bedeutung unserer Aufmerksamkeit schenken.
Als eine dritte Art von Handelsverträgen —  dem Inhalte ge­
mäss — können wir die Meistbegünstigungsverträge mit Zolltarif­
bestimmungen bezeichnen. Solche Handelsverträge wurden mit 
Frankreich10), Ungarn und Finnland abgeschlossen. Der Inhalt die­
ser Verträge besteht darin, dass neben der gegenseitigen Einräu­
mung der Meistbegünstigungsklausel bestimmte Zolltarifsätze für 
die einzelnen Waren gemäss der handelspolitischen Zweckmässigkeit 
der vertragschliessenden Parteien festgesetzt werden, die auf Prinzip 
der Gegenseitigkeit (Reziprozitäts-Prinzip) festgehalten werden sol­
len. Einem solchen Vertrage werden Anlagen beigefügrt, wo in der 
einen Anlage die Ermässigung der Tarifsätze (bezw. Anwendung 
des Minimaltarifs) für bestimmte Waren der ersteren Vertrags­
partei festgesetzt werden, die nur unter Reziprozität auf die Gegen­
partei angewendet werden kann, indem als Gegenpreis dafür von 
der anderen Partei die Zollermässigung auch für die in der 2. An­
lage bestimmt vereinbarten Waren der ersteren gewährt wird.
Die baltischen Randstaaten gewähren ihrerseits in solchem Falle 
prozentuale Ermässigungen der autonomen Tarife, da einerseits die 
Währungen der baltischen Staaten noch bis vor Kurzem gewissen 
Schwankungen unterworfen waren und andererseits keine einheit­
liche Tariffestsetzung vorläufig besteht. Infolgedessen konnten keine 
Tarifsätze für eine bestimmte Dauer festgesetzt werden. In solchen 
Verträgen finden wir Vereinbarungen, wo auf Reziprozitätsgrund­
lage bestimmte — in den Anlagen festgesetzte — Waren keiner Zoll­
erhebung unterworfen werden dürfen. So z. B. der Artikel 11 des 
ungarisch-estnischen Handelsvertrages. Ferner bestimmt dement­
10) Frankreich hat seit dem 1. Februar 1892, nachdem es alle Handels­
verträge gekündigt hatte, das System  des M axim al-, und M inim altarifes an­
genommen.
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sprechend Art. 5 des finnisch-esntischn Handels- und Schiffahrts- 
Vertrags wie folgt: „Von dem in der Anlage A aufgezählten finni­
schen Produkten werden bei ihrer Einfuhr nach Estland keinerlei 
Einfuhrzölle oder Abgaben erhoben. Ebenso von den in der Anlage B 
aufgezählten estnischen Erzeugnissen bei Einfuhr nach Finnland." 
Im weiteren Abschnitt dieses Artikels wird bestimmt, dass die in 
der Anlage C genannten finnischen Erzeugnisse und die in der An­
lage D genannten estnischen Erzeugnisse auf Grundlage der Gegen­
seitigkeit die in der Anlage festgestellten prozentualen Ermässigun- 
gen der jeweils geltenden autonomen Zollsätze geniessen. Also die 
prozentualen Ermässigungen bleiben auch bei Änderungen der auto­
nomen Tarifsätze die gleichen. So bestimmt auch Art. 2 der estniseh- 
französiischen Handelskonvention, dass die Waren „enucmere ä la 
liste A ci annexee beneficieront ä leur importation en Esthonie de 
pourcentages de reduction sur le tarif general induque ä la dite liste."
Dagegen bestimmt der Artikel 3 dieser Konvention, dass die 
estnischen Waren „enumere ä la liste B ci annexee, seront admis, ä 
leur importation en France ainsi que dans les colonies et par ses- 
sions francaises au benefice du tarif minimum".
Ferner geniessen bestimmte Waren Estlands bei dem Import nach 
Frankreich die in den Anlagen C aufgezählten Ermässigungen.
Grundsätzlich gehen die Bestimmungen der französisch-lett- 
ländischen Handelskonwention (Artikel 2), der 2 Zollanlagen bei­
gefügt sind, auf dasselbe hinaus.
In dem norwegisch-lettländischen Handelsvertrag ist auch die 
Anwendung des norwegischen Minimaltarif es in Form der Gewärung 
der Meistbegünstigungsklausel vorgesehen worden, wobei die Ver­
tragsschliessenden Parteien den Abschluss von besonderen Zollkon­
ventionen sich Vorbehalten (Art. 9).
Der Grundgedanke dieser Meistbegünstigungs-Verträge mit ge­
genseitigen Tariffestsetzungen liegt darin, dass die auf dem Prinzip 
des Gegenrechts gemachten Begünstigungen nicht ohne weiteres, wie 
bei- den reinen Meiistbegünstigungsverträgen, auf den anderen Ver- 
tragesstiaat übergehen sollen. Die Anwendung dieser Tarifsätze sei­
tens der einen Partei setzt die der Gegenpartei voraus. Dieses Re- 
ziprozitäts System nimmt seinen Ursprung in der Handelvertrags­
praxis der Vereinigten Staaten von Amerika seit Ende des 18. Jahr­
hunderts.
Die meisten Handelsverträge der baltischen Randstaaten sind 
mit einem Schlussartikel oder einem Protokoll versehen, wo die so­
genannte Schiedsgerichtsklausal niedergelegt ist. Diese Schiedsge- 
richtsklausal findet in dem Falle Anwendung, wenn über die Ausle­
gung oder Anwendung der vereinbarten Bestimmungen zwischen den 
beiden vertragschliessenden Parteien Streit herrscht. Die Schieds­
gerichtsklausel ist in den Handelsverträgen nicht einheitlich geregelt.
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In den weiteren Paragraphen des besonderen Teiles dieser Ar- 
beit werden wir der Schiedsgerichtsklausel eine besondere Unter­
suchung einräumen 11).
Bezüglich der Handelsverträge, die Deutschland mit den baltichen 
Randstaaten abgeschlossen hatte, ist noch Folgendes hinzuzufügen.
Wie schon in der Einleitung angedeutet wurde, hat die deutsche 
Militär-Verwaltung wärend der Okkupation durch systematische Re­
quisitionen und Niederlegung der Wälder (die Wälder sind die be­
deutendsten Naturschätze der baltischen Staaten) der Volkswirt­
schaft der neuen Staaten grosse Schäden zugefügt. Nach dem Frie­
densschluss haben sich aber auf dem Boden der baltischen Rand­
staaten die sogenannten baltischen Truppen zwischen anderen, auch 
unter Führung des russischen Generals Bermont, gebildet, die in 
ihrer Mehrzahl aus reichsdeutschen Söldnertruppen bestanden, 
welche ihrerseits von einer Zentrale in Tilsit nach dem Baltikum 
transportiert wurden. Diese Truppen waren zum Kampfe gegen den 
Bolschewisten bestimmt; aber auf ihrem Durchzug durch das Balti­
kum haben sie die Freiheitsbewegung der neuen Staaten nicht be­
achtet und rücksichtlose Requisitionen und sonstige Handlungen 
begangen, die das volkswirtschaftliche Leben der baltischen Länder 
schwer geschädigt hatten. Aus diesem Grunde waren die Handels- 
verhandlungen mit Deutschland sehr langwierig. Jeder der baltischen 
Staaten stellte eine Rechnung für die von den deutschen Truppen 
gemachten Schäden auf. Auf diese Rechnung entgegnete aber 
Deutschland mit einer Gegenrechnung, wo alle Investierungen (Neu­
materialien, Eisenbahnlinien, Kleinbahnen, Brücken und dergl. 
mehr), die Deutschland in den baltischen Randstaaten zum Zwecke 
der Kriegführung vorgenommen hatte und die nach dem Rückzuge 
der deutschen Truppen den neuen Staaten zur Verfügung standen, 
auf gestellt hatte. In Litauen waren die Verhältnisse noch dadurch 
zugespitzt, dass dort die sogenannte Ostwährung bestand, die von 
der deutschen Verwaltung eingeführt wurde und auf der Basis der 
deutschen Währung stand. Infolgedessen hatte die litauische Ost­
währung — bis zur Einführung der neuen litauischen Währung — 
die deutsche Inflation mit allen ihren unangenehmen Folgen durch­
machen müssen.
Soweit auch diese Forderungen gerecht waren, konnte man 
nicht zu einem Ausweg kommen, da es sich hier um solche Dinge 
handelte, die grundsätzlich nicht abgeschätzt werden konnten. Est­
land und Litauen sahen dies ein und haben mit Deutschland vor dem 
Abschluss der Handelsverträge sogenannte Vergleichungsverträge
11) Die Schiedsgerichtsklausel finden w ir zwischen anderen in A rt. 21 des 
ungarisch-estnischen A rt. 32 des deutsch-litauischen, A rt. 24 lettländisch- 
tschechoslowakischen H andelsvertrages. Dagegen finden w ir keine Schiedsge­
richtsklausel in den H andelsverträgen zwischen den balt. Staaten u. Frankreich  
und England.
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abgeschlossen12), wo die Kriegssehadens-Berechnugen grosszügig 
gegeneinander ausgeglichen wurden, sodass freie Bahn für die Erör­
terungen der reinen Handelsfragen geschaffen war. Lettland dage­
gen, dessen Gebiet und Bevölkerung besonders schwer unter der 
deutsch-baltischen Okkupation geschädigt wurde, wollte auf den 
grosszügigen Ausgleich nicht eingehen. Die Verhandlungen über die 
deutsch-lettländische Abrechnung werden noch bis auf den heutigen 
Tag gepflogen. Es ist infolgedessen kein Handelsvertrag zwischen 
Deutschland und Lettland bis heute zustande gekommen, was die 
wirtschaftlichen Beziehnungen ber beiden Staaten hemmt.
Im vorlänfigen Abkommen zwischen Deutschland und Lettland 
vom 15. Juli 1920 über die Wiederaufnahme der Beziehungen ist in 
§ 4 die Anwendung der Meistbegünstigungsklausel in Bezug auf den 
Handelsverkehr bestimmt worden. Die weiteren Paragraphen dieses 
Abkommens bestimmen, dass die allgemeinen Fragen des Handels 
und Verkehrs durch besondere Verträge geregelt werden sollen. 
Ferner bestimmt § 5, dass die Ersatzansprüche Lettlands Deutsch­
land gegenüber durch eine besondere Kommission geregelt werden. 
Bevor der Paragraph 5 nicht zur Geltung gebracht wird, ist die Vor­
aussetzung für die Schliessung eines Handelsvertrages zwischen 
Lettland und Deutschland nicht gegeben.
Zwischen Russland und den baltischen Randstaaten sind bis jetzt 
keine Handelsverträge abgeschlossen worden. Die baltischen Rand­
staaten wollten zunächst durch ein gemeinsames Vorgehen als ein 
einheitliches Ganzes bei den Handelsverhandlungen Russland gegen­
über hervortreten, um dadurch von Russland günstige Konzessionen 
erlangen zu können. Dieses gemeinsame Vorgehen konnte aber nicht 
zur Verwirklichung kommen, da die baltischen Staaten untereinander 
nicht zu einer Einigung in Bezug auf die Handels- und Zollan­
gelegenheiten gelangen konnten. Der geplante baltische Bund blieb 
trotz der zahlreichen Konferenzen nur eine Idee.
Die Handelsbeziehungen zwischen Russland und den baltischen 
Staaten regeln die wenigen Bestimmungen, die in den Friedensver­
trägen in Bezug auf den Handelsverkehr niedergelegt sind 13). Es 
wird in diesen Artikeln ein Abschluss von Handelsverträgen vor­
gesehen. Gleichzeitig aber werden dem künftigen Abschluss von 
Handelsverträgen folgende Bestimmungen zu Grunde gelegt, die 
ihrerseits bis zum Abschluss als Basis für die Handelsbeziehungen 
zwischen Russland und jedem der baltischen Staaten dienen sollen:
12) Der V ertrag  zwischen Deutschland und Litauen über die Regelung  
der m it den Ereignissen des W eltkrieges zusamm enhängenden Fragen vom  
31. M ai 1923, sowie der V ertrag  zwischen Deuschland und E stland über die 
Regelung der m it den Ereignissen des W eltkrieges zusamm enhängenden Fragen  
vom 27. Juni 1923.
13) So A rt. 12 des estnisch-russischen Friedensvertrages vom 2. Februar 
1920, A rt. 13 des litauisch-russischen V ertrages vom 12. Juli 1920 ; sowie des 
lettländisch-russischen Friedensvertrages vom 11. A u gu st 1920.
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a) Die Meistbegünstigungsklausel bildet eine Grundlage für alle den 
Handelsverkehr und Schiffahrt betreffenden Fragen; b) Der Transit­
verkehr von und nach Russland darf keinen Zöllen und Steuerab­
gaben unterworfen werden; c) Die Handelsschiffe der betr. Staaten 
können sich der Häfen gegenseitig frei bedienen. Mit diesen Bestim­
mungen sind die Hauptvoraussetzungen in ihren allgemeinen Grund­
zügen für den Handelsverkehr zwischen Russland und den baltischen 
Staaten gegeben.
Die baltischen Staaten untereinander sind auch noch bis zur 
jüngsten Zeit zu keinem einheitlichen Handelsvertrag gekommen. 
Die wechselseitigen Beziehungen sind durch zahlreiche Konven­
tionen geregelt. Zwischen Estland und Lettland besteht ein Präli- 
minar-Vertrag über die Zollunion. Dieses Präliminar-Vertrag ist 
am 20. Dezember 1923 vom estnischen Parlament genehmigt. Li­
tauen dagegen hat mit den überigen baltischen Staaten noch keinen 
Handelsvertrag abgeschlossen.
Die Frage des baltischen Bundes ist jetzt mehr historischer 
Natur. Er ist infolge alzu grösser Vorsicht der baltischen Staaten 
gegeneinander, das mit einem gewissen Misstrauen in Bezug auf 
die notwendige Einheit in Regelung der Handelsbeziehungen mit den 
auswärtigen Staaten begleitet war, nicht zustande gekommen. Auf 
diese an und für sich noch nicht geregelte Frage werden wir bei 
der Behandlung der sogenannten „baltischen Klausel" und im 
Schlussparagraphen im Zusammenhange mit der Behandlung der 
Schiedsgerichtsklausel noch zu sprechen kommen.
Besonderer Teil.
6. Das Meistbegünstigungsklauselsystem und das 
Prinzip der Gegenseitigkeit in den baltischen 
Handelsverträgen.
Die Ausbildung der Meistbegünstigungsklausel in der Form, wie 
wir sie in den Handelsverträgen der baltischen Staaten finden, ist 
nicht allein durch die besondere politische, geographische und wirt­
schaftliche Lage dieser Staaten bedingt. Diese Momente sind frei­
lich von ausschlaggebender Bedeutung bei den Bestimmungen über 
die Meistbegünstigungsklausel. Aber die Meistbegünstigungsklausel 
musste zunächst eine geschichtliche Wandlung durchmachen, um 
für die Form, in welcher sie in den baltischen Handelsverträgen 
ausgeprägt ist, zu reifen.
Aus diesem Grunde wäre es für die Klarstellung der Meistbe­
günstigungsklausel in den Handelsverträgen der baltischen Staaten 
zweckmässig, auch auf die geschichliche Seite dieser Klausel (wenn 
auch in engerem Rahmen) einzugehen.
I. Geschichtliche Entwicklung der Meistbegünstigungs­
klausel und ihre derzeitige Ausbildung.
Die Meistbegünstigungsklaiusel nimmt ihren Ursprung im Zeital­
ter des Merkantilismus. Die Meistbegünstigungsklausel der mer- 
kantilistischen Zeit entspricht aber ihrem Wesen nach nicht der 
heutigen und zwar, wie im völkerrechtlichen, so auch im handels­
politischen Sinne.
Im Zeitalter des Merkantilsystems, in der zweiten Hälfte des 
XVII. und des XVIII. Jahrhunders wurden Handelsverträge mit Ta­
rifbestimmungen abgeschlossen. In diesen Verträgen wird jeder Kon­
zession als Gegenpreis eine Gegenkonzession gestellt. Damit glaubte 
man das herrschende Prohibitivsystem zu schmälern und gleich­
zeitig diejenigen Zweige der Industrie zu schützen, die den Grund­
stock der Volkswirtschaft und des nationalen Gedeihens bilden sollen. 
Jeder Vertragspartei wurden also ganz bestimmte Zollermässigungen 
und andere Vergünstigungen und zwar zu demselben Gegenpreise 
gewährt. Da man aber durch einen späteren Handelsvertrag mit 
einem dritten Staate den letzteren grössere Konzessionen machen 
konnte, als denjenigen, mit denen man einen Handelsvertrag schon
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früher abgeschlossen hatte, so kann der letztgenannte Vertrag sei­
nem Wesen nach, infolge der Konkurrenz durch bessere Konzes­
sionen seitens dritter Staaten, hinfällig werden.
Bei der fortschreitenden Entwicklung des Handelsverkehrs, wo 
der Handelsvertrag keine seltene Erscheinung war, sondern eine 
Notwendigkeit zur Regelung der Handelsbeziehungen wurde, sah man 
dieses übel ein. Diese Form von gegenseitigen Konzessionen wurde 
durch die sogenannte Reziprozitäts-Klausel überholt. Die Rezipro- 
zitäts-Klausel, die zunächst von England zur Anwendung gebracht 
wurde1), hat ihre volle Ausbildung durch die Handelsvertrags­
praxis der Ver. Staaten von Amerika gefunden. Der erste Rezipro­
zitäts-Vertrag wurde zwischen Amerika und Frankreich ge­
schlossen2). Diese Reziprozitäts-Klausel bestand darin, dass „jeder 
der beiden vertragschliessenden Teile verspricht, dass er dem anderen 
Teil jede Bevorzugung zu demselben Preise zugänglich machen wird, 
gegen den er sie einem dritten Staate einräumt" 3). Es wurde damit 
der Gedanke der gegenseitigen Konzessionen in eine bestimmte For­
mel gelegt, die eine automatische Kraft erlangt. Die Reziprozitäts- 
Klausel war aber nur eine Vorstufe der Meistbegünstigungsklausel. 
Die Reziprozitäts-Klausel infolge ihrer Unelastizität (in wieweit 
nämlich der Gegenpreis der zweiten Partei gehen soll, ist sehr schwer 
abzuschätzen) wurde durch die Aufnahme der Meistbegünstigungs­
klausel in den Hintergrund gestellt und tritt seitdem nur als eine 
„Abart in der Übung der Meistbegünstigung" a u f4).
Die Meistbegünstigungsklausel in ihrer strengen Form wurde 
während der Freihandelsbewegung der 60er Jahre in die Handels­
verträge der europäischen Mächte auf genommen und hatte damals 
gegenschutzzöllnerische Tendenzen 5).
Die Ver. Staaten von Amerika haben aber nicht mit dieser Bewe­
gung Schritt gehalten und verharrten auf der Reziprozitäts-Klausel. 
Die Ver. Staaten haben sogar die Reziprozitäts-Klausel in ihre au­
tonome Zollgesetzgebung auf genommen, gemäss derer der Präsident 
(bezw. mit dem Senat) ausgehend von der konkreten Anwendung 
des Gegenseitigkeitsprinzips seitens des anderen Vertragsteiles als 
Gegenkompensation ganz bestimmte Zolltarife aufstellen kann, also 
in concreto bestimmten Ländern gegenüber6). Das sogenannte 
mitteleuropäische Handelsvertragssystem am Ende des XIX, Jahrun- 
derts ist in seinen Hauptzügen als Reaktion gegen die panamerika­
nische Handelspolitik aufzufassen, die daraufhin zielte, den Ver. Sta­
1) Der sogenannte M ethuenvertr. zwischen England und Portugal vom 27.
12. 1703. Bei Grunzel S. 456.
2) Grunzel dortselbst, ferner Jastrow, Handelspolitik S. 79 f f . ,  L ipoert 
S. 144, Nebel S. 130 f f .
3) Jastrow  S. 80.
4) Lippert, S. 142, Jastrow  S. 81.
5) Grunzel S. 460, Köhler S. 149, Lippert S. 139, Nebel in Annalen S. 138, 
Jastrow  S. 77.
6) So Grunzel S, 458 f f ,  ferner Jastrow  S. 180 f f ,  Nebel S. 308,
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aten gegenüber als eine Einheit hervorzutreten, um sich nicht im 
einzelnen übervorteilen zu lassen.
Die Meistbegünstigungsklausel ist in dem sogenannten „Cobden 
Vertrag" zwischen England und Frankreich vom 10. Mai 1860 aus­
gebildet worden. Aber sie erstreckte sich gemäss diesem Vertrag 
ausschliesslich auf die Artikel „Mentionnes dans le present Traite 
que Tune d’elles pourrait accorder ä une tierce Puissance" 7). Die 
Meistbegünstigung tritt also in diesem Vertrage noch sachlich be­
grenzt auf. Sie wird nur auf die im Vertrage erwähnten Artikel an­
gewendet und ferner „ist nicht strikt gesagt, dass jede spätere Ver­
günstigung auch sofort und ohne Gegenleistung dem anderen Ver­
tragstaate gewährt werden muss" 8). In den Handelsverträgen zwi­
schen Frankreich und Belgien finden wir in Artikel 37 dieselbe Be­
stimmung des obenerwähnten Vertrages, aber mit noch zwei Wört­
chen hinzu, nämlich „mentionnes o u n o n  dans le present 
Traite". Durch diese Hinzufügung wurde die Meistbegünstigungs­
klausel elastischer. Sie tritt seitdem in dieser Form in fast allen 
europäischen Verträgen auf. Durch die Handelsverträge zwischen 
Frankreich und der deutschen Zollunion vom 2. August 1862, Oester­
reich und der Zollunion vom 11. 4. 1865 und durch den Frankfurter 
Frieden vom 10. Mai 1871 (der berühmt geworden Artikel 11 die­
ses Friedensvertrages) bekam die Meistbegünstigung eine Ausbil­
dung, die in späteren Handelsverträgen in Bezug auf die Gebiete 
des Handels und Verkehrs zum Ausdruck kommen.
Da die weitere Untersuchung über die Meistbegünstigungs­
klausel auf Grund der europäischen Handelsvertragspraxis nicht im 
Bereiche dieser Arbeit liegt, so werden wir aus dem oben dargelegten 
unter Bezugnahme auf die weitere Handelsvertragspraxis in betreff 
der Ausbildung der Meistbegünstigungsklausel Folgendes festzustellen 
haben: Die Meistbegünstigungsklausel kann dadurch charakterisiert 
werden, dass sie eo ipso und ohne Gegenleistung in Anwendung 
kommt9). Ferner auf Grund des Materials über die Handelsver­
träge der Vorkriegszeit 10) tritt die Meistbegünstigungsklausel in 
zahlreichen Formen auf. Grundsätzlich können wir bedingte und 
unbedingte auf der einen Seite und beschränkte und unbeschränkte 
Meistbegünstigungsklauseln auf der anderen Seite feststellen. Die 
bedingte Meistbegünstigungsklausel kommt teilweis, wie wir schon 
im allgemeinen Teil dieser Arbeit angedeutet haben, in den Handels­
verträgen mit Tarifbestimmungen zum Ausdruck. Hier wird die 
Meistbegünstigung auf gewisse Vertragsverbindlichkeiten mit Rezi­
prozität verklau-selt. Ferner tritt die bedingte Meistbegünstigungs­
klausel auf Gebiete des Handelsverkehrs, die nur als reinspezifische
7) u. 8) Jastrow  S. 178, ferner fü r  die A nm erkung 3 auch Grunzel S. 461,
Nebel S. 138, Lipert S. 1 3 9 .'
9) Dies ist von Grunzel S. 459, Lippert S. 434, Philippowitsch S. 346, 
Jastrow  S. 81, Oncken S. 352, sowie in der völkerrechtlichen Literatur, v. Liszt
S . 165, Koller S. 146 heryorgehoben worden.
10) D as M aterial finden w ir reich bei Lippert SS . 131 bis 184.
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der vertragschliessenden Teile gelten. Grundsätzlich gilt in der 
jetzigen Handelsvertragspraxis die Klausel der Meistbegünstigung 
als unbedingt 11). Dagegen tritt jetzt die Meistbegünstigungsklausel 
meist enfalls in ihrer Wirksamkeit eingeschränkt auf. Nur in den 
Handelsverträgen, die England während der Freihandelsperiode ab­
geschlossen hatte, ist die Wirksamkeit der Meistbegünstigungsklau­
sel unbeschränkt. Die Einschränkung der Wirksamkeit der Meist­
begünstigungsklausel erfolgt im einzelnen gemäss den Bestimmun­
gen der Handelsverträge. Dabei ist aber zu unterscheiden die Ein­
schränkung der Wirksamkeit dieser Klausel, die wir generell in al­
len Verträgen der letzten Zeit finden (so z. B. die Einschränkung 
der Wirksamkeit der Meistbegünstigungsklausel in Bezug auf den 
örtlichen Grenz verkehr), von denjenigen Einschränkungen der Wirk­
samkeit, die von den subjektiven nicht generell auf tretenden Er­
scheinungen bei den vertragschliessenden Parteien bedingt sind (hier 
sind beispielshalber die besonderen Vergünstigungen, die sich ganz 
bestimmte Staatengruppen gegeneinander einräumen, oder die Ver­
günstigungen, die das Mutterland seinen Kolonien gewährt, zu nen­
nen 12). Die Meistbegünstigungsklausel wird damit entsprechend den 
Verhältnissen der vertragschliessenden Parteien individualisiert.
So finden wir auch Einschränkungen der Wirksamkeit der 
Meistbegünstigungsklausel in den Handelsverträgen der baltischen 
Staaten in Bezug auf ihr Geltungsgebiet und Ausdehnung auf die 
Staaten (die sogenannte baltische Klausel) wie auch in genereller 
Weise (der Grenzverkehr).
II. Die baltische Klausel als Einschränkung der W irk­
samkeit der Meistbegünstigungsklausel.
a) A l l g e m e i n e s .
Der Grundgedanke der sogenannten baltischen Klausel liegt 
darin, dass alle Vergünstigungen, die durch die Meistbegünstigungs­
11) Diesen Grundsatz finden w ir auch bei H errm ann Isay (M eistbegünsti- 
gun gs- und Gleichstellungsklausel im internationalen Recht) Zeitscher, f . V öl- 
kerr. X I I , 278.
12) Die letztere Entw icklungsform  dieser Individualisierung der M eist­
begünstigungsklausel hat von Liszt in seinem „V ölk errech t" 1918 zum Ausdruck  
gebracht. E r  zitiert zunächst den Artikel 11 A bs. 3 des F ran kfu rter Friedens­
vertrags vom 12 5. 1871, wonach die vertragschliessenden Parteien sich ge­
genseitig nur diejenigen Begünstigungen einräumen, die nur England, Belgien, 
Niederlande, Schweiz, Oesterreich und Russland geniessen oder geniessen werden. 
Ferner hebt er die deutsch-französische E rkläru ng vom 18. Novem ber 1896  
hervor, wonach „von dem dem deutschen Reich in Tunis gew ährten M eistbegünsti­
gungsrecht die Vorteile ausgenommen sind, die das oberherrliche Frankreich  
geniesst". Daran knüpft er den folgenden, (in der P raxis der Nachkriegszeit 
Bestätigung findenden) S atz: „D iese Einschränkung d e r  M eistbegünstigung  
dürfte in der Z uku nft infolge des Zusam m enschlusses einzelner Staaten zu  
Staatengruppen erhöhte Bedeutung erlan gen /'
Oncken im A rtikel „H an d elsverträge" und Köhler Seite 149/50 heben auch 
diesen Grundgedanken hervor, indem sie feststellen, dass die E inschränkung  
der W irksam keit schon im W esen der M eistbegünstigung enthalten ist.
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klausel einem anderen vertragschliessenden Staate seitens eines der 
baltischen Staaten gewährt werden, in ihrer Wirksamkeit dadurch 
eingeschränkt sind, dass sie die besonderen Vergünstigungen aus- 
schliessen, welche die baltischen Staaten (Finnland eingeschlossen) 
sich gegeneinander gewähren und ferner werden die Vorrechte aus­
geschlossen, die Russland durch die Friedensverträge oder andere 
Zollvereinbarungen von den baltischen Staaten -sehen erlangt hatte 
oder noch erlangen wird.
Ähnliche Einschränkungen der Wirksamkeit solcher Klausel sind 
nicht neu und wurden schon von anderen Staatengruppen befolgt. 
Es entspricht nämlich der Notwendigkeit, sich durch eine solche 
Einschränkung nicht im einzelnen von den Vertragsgegnern über­
vorteilen zu lassen. Die baltischen Staaten haben eine Vielheit von 
koordinierten Fragen untereinander zu regeln, deren Regelung man 
nur unter dem Gesichtspunkt der besonderen Stellung der baltischen 
Staaten zu einander vollziehen kann. Als Bestandteile des früheren 
russischen Kaiserreichs haben die baltischen Randstaaten auch das 
spezifisch russische volkswirtschaftliche System geerbt, das insbe­
sondere in Bezug auf die Zolltarifaufstellung, ferner in Bau und 
Einstellung der Industrie, Landwirtschaft, Hafenanlagen und dergl. 
mehr ausgeprägt ist. Ferner ist hier noch die für die baltischen 
Randstaaten gemeinsam charakteristische wirtschaftsgeographische 
Einheit hervorzuheben. Das will sagen: die baltischen Staaten sind 
Agrarstaaten, die Exporterzeugnisse dieser Staaten erstrecken sich 
grundsätzlich auf die Agrar- und Holzprodukte. Der natürliche 
Reichtum der baltischen Staaten sind die Wälder, deren Erzeugnisse 
in kleinerem oder grösserem Umfange als: Überschussprodukte aller 
baltischen Staaten gelten1). Litauen, Lettland und Estland weisen 
alle in ihrer Aussenhandelsstatistik den Export der Flachsprodukte 
auf. Zu diesen Eigentümlichkeiten tritt noch ein bedeutendes Mo­
ment hinzu. Nämlich die Kriegs- und Nachkriegszeit hat auf diese 
Staaten mit derselben Schärfe eingewirkt. Der Wiederaufbauprozess 
zeigt, mit gewissen Abweichungen, die analogen Tendenzen auf. 
Alle diese Staaten mussten und müssen noch jetzt die Einstellung 
der volksirtschaftlichen Quellen in der Weise umändern, dass das 
spezifisch russische System — aufgebaut durch und angewiesen an 
die Nöte des russischen Hinterlandes —  durch das selbständige bal­
tische — umgebaut durch und angewiesen an die Nöte des Balti­
kums — umgestellt werden soll. Aus diesem Grunde wären beispiels­
halber die Vorteile, die Lettland Litauen gegenüber aus Zweckmässig­
keitsgründen gewähren kann, nicht auf England oder Deutschland
t) H ierzu ist noch zu bemerken, dass gem äss den Friedensverträgen mit 
Russland die baltischen Staaten ein bevorzugtes Recht au f W aldniederlegung —  
und Niessbrauch im Gebiete von 100,000 desjatin nahe der Grenze geniessen. 
Eine besondere Kom m ission hat die Einräum ung dieser Konzession seitens R uss­
land näher festzulegen. (So A rt. 16, 2 des lettländisch-russischen und A rtikel 12 
des russisch-litauischen Frieden svertrages). Estland w ird au f Grund des A r ti­
kels 16 des Friedensvertrages 1,000,000 desjatin eingeräum t.
R . Polessky, Syst. d. H andelsvertr. d. Balt. Randst. 4
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ohne Weiteres zu übertragen. Denn dies könnte Lettland viel Scha­
den dadurch bringen, dass für die Gewährung derselben Vergünsti­
gungen die Voraussetzungen nicht zusammenfallen. Die baltischen 
Staaten sind letztenendes Erben eines und desselben Reiches.
Diese Eigentümlichkeit der von sich selbst ausgehenden Einheit 
der Interessen ist auch in der baltischen Handelsvertragspraxis aus­
geprägt. Die Handelsverträge der baltischen Randstaaten sind in 
ihren Grundzügen auf Grund derselben Voraussetzungen und unter 
denselben Bedingungen abgeschlossen worden.
Wie schon oben erwähnt wurde, ist der Grundgedanke einer 
solchen Klausel in der Vertragspraxis der anderen Staaten ausge­
sprochen wTorden. Es ist nur an das klassische Beispiel des Meist- 
begünstigungsklauselprinzips der skandinavischen Staaten zu ver­
weisen. In den Handelsverträgen Schwedens bezw. Norwegens, so­
wie Dänemarks finden wir Bestimmungen, auf Grund deren die Be­
günstigungen gemäss, der Meistbegünstigungsklausel, die einer die­
ser Staaten einem anderen gewährt, die Vergünstigungen aus- 
schliessen sollen, welche diese Staaten sich gegeneinander auf Grund 
besonderer Voraussetzungen eingeräumt hatten oder einräumen wer­
den. Insbesondere hat die Nachkriegszeit durch die zahlreichen Frie­
densverträge den Grundgedanken dieser Klausel ausgeprägt. So 
finden wir in den Handelsverträgen der Tschechoslowakei den Grund­
gedanken dieser Klausel ausgeprägt, indem die Wirksamkeit der 
Meistbegünstigungsklausel dadurch eingeschränkt wird, dass sie die 
besonderen Vorrechte ausschliesst, welche die Tschechoslowakei, 
Österreich auf Grund des Friedensvertrages von St. Germain oder 
an Ungarn — gemäss dem Trianon-Vertrag zuerkannt hatte. Ferner 
sind hier die Friedensverträge, auf die Deutschland, Österreich und 
Bulgarien eingehen mussten, zu erwähnen. Es ist selbstverständlich, 
dass bei freiwilligen Vertragsschlüssen diese Staaten die ihnen auf­
gezwungenen Bestimmungen nicht auf die anderen Nationen auf 
Grund der allgemeinen Meistbegünstigungsklausel übergehen lassen 
wollen.
b ) D i e  A u s b i l d u n g  der  s o g e n a n n t e n  b a l t i s c h e n
K l a u s e l  in d e n  F r i e d e n s  V e r t r ä g e n  mi t  R u s s l a n d .
, Auf die besondere Bedeutung der Friedensverträge zwischen 
den Randstaaten und Russland wurde schon im allgemeinen Teile 
kurz hingewiesen. Es waren überhaupt die ersten Friedensverträge, 
die Russland mit den Staaten westlicher seiner Grenzen abgeschlossen 
hatte (ausgenommen freilich die Friedensverträge von Brest-Litowsk, 
die aber durch den Versailler Vertrag ausser Kraft gesetzt wurden). 
Durch die Friedensverträge hatte Russland die Blockade praktisch 
durchbrochen. Russland musste infolge des unglücklichen Ausgan­
ges seines mit den baltischen Staaten geführten Krieges einen 
grossen Preis dafür bezahlen. Nicht nur wurden gemäss den Be­
stimmungen der Friedensverträge die baltischen Staaten von den
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Vorkriegs-, Kriegs- und Nachkriegsschulden Russlands, die auf ihre 
Teile —  als ehemalige Teile Russlands — fallen, bereit0), es wur­
den ihnen seitens Russlands auch Begünstigungen gewährt, die nur 
durch die Lostrennung dieser Staaten von Russland bedingt sind. 
Seitens der Randstaaten wurden auch Russland gegenüber in Bezug 
auf den Hafenverkehr, Schiffahrt- und Transitverkehr besondere 
Vorteile gewährt. Aus diesem Grunde haben die Friedensverträge 
die Klausel aufgenommen, wonach die besonderen Vergünstigungen, 
die eine der vertragsehliessenden V ilUjjfimli'i miikn n eingeräumt 
hatte, keinenfalls als PräzendenzfaLt^^-tlMdW/^Sfeft^^Staat gelten 
soll. Dagegen aber sollen alle Ve^üi«sfigu^eiTf^^/^ i^fcder ver- 
tragschliessenden Parteien einem dmtftkjStäat einräuÖBÄpSjd, auto­
matisch auf die zweite vertragschlies*n<|sfeartei angewenlm %erden.
Diese letzte Bestimmung ist in Ä it der
Anmerkung versehen, wonach die veral Parteien
keine Ansprüche auf diejenigen VergünstigungSP®fef¥end machen 
werden, die eine der vertragschliessenden Parteien der anderen auf 
Grund einer Zollunion gewährt öder gewähren wird 3).
Eine besondere Rolle spielt in der Ausbildung dieser Klausel der 
Artikel 13 des estnisch-russischen Friedensvertrages. Gemäss diesem 
Artikel sollen die Vergünstigungen, die Estland seitens Russland 
eingeräumt bekommt, keinesfalls als ein Präzendenzfall für alle übri­
gen, sich auf dem russischen Territorium bildenden Staaten dienen. 
Es ist also hier wieder eine besondere Bevorzugung Estlands seitens 
Russland im Kreise der übrigen baltischen Staaten hervorzuheben, 
die man nur dadurch erklären kann, dass Estland zuerst auf einen 
Friedensvertrag mit Russland eingegangen ist.
Die sogenannte baltische Klausel ist seitens Russland in seinen 
Verträgen mit anderen Staaten bis jetzt strikt eingehalten. So be­
stimmt der Artikel 4 des Deutsch-Russischen Vertrages von Rapallo 
vom 6. April 1922 Folgendes: „Der Grundsatz der Meistbegünsti­
gung erstreckt sich nicht auf die Vorrechte und Erleichterungen, die 
die RSFSR einer Sowietrepublik oder einem solchen Staate gewährt, 
der früher Bestandteil des ehemaligen russischen Reiches w ar4). 
Dieselbe Bestimmung ist auch in dem schwedisch-russischen Han­
delsverträge (Art. 8) vom 15. März 1924 auf gestellt5). Ferner fin­
den wir diese Klausel im § 1 des jetzt schon seitens England abge­
sagten russisch-englischen Handelsvertragsentwurfs. Die Sowiet- 
union hat sich gemäss diesem Paragraphen ausbedungen, dass die-
2) So A rt. 12 des russisch-estnischen Friedensvertrages, ferner A rt. 8 des 
litauisch-russischen und A rt. 16, 1 des lettisch-russischen.
3) So A rt. 13 des russisch-estnischen, A rt. 16 des russisch-litauischen und 
A rt.. 17 des lettländisch-russischen Vertrages.
4) In Jastrows „H andelspolitik " S. 162.
5) Gemäss diesbezüglicher K lausel des schwedisch-russischen H andelsver­
trages werden aus der allgemeinen M eistbegünstigungsklausel diejenigen V er­
günstigungen ausgenommen, die Russland denjenigen Staaten gew ährt hatte, 
welche es bis zum 1. Februar 1924 de ju re  anerkannt hatten.
TARTU ÜLIK0OU 
RA AM ATI I
4*
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j enigen Bestimmungen, die den Handel betreffen und die in Ver­
trägen enthalten sind, welche die Sowietunion mit den Staaten, die 
früher einen Bestandteil des russischen Reiches ausmachten, oder 
mit den kontinentalen Grenzstaaten in Azien abgeschlossen hat oder 
künftig abschliessen wird, sollen auf Grossbritanien nicht ausgedehnt 
werden 6).
c) D i e b a l t i s c h e  K l a u s e l  in der  H a n d e l s v e r t r a g s ­
p r a x i s  der  b a l t i s c h e n  St aat en .
Die zahlreichen Konferenzen der baltischen Staaten haben zwar 
zu keinem entscheidenden Ergebnis geführt, und der baltische Bund 
konnte infolge der Kompliziertheit der politischen Verhältnisse nicht 
verwirklicht werden. Aber in Bezug auf die Handels- und Handels­
vertragspolitik übten die Zusammenkünfte einen Einfluss in der 
Hinsicht aus, dass sie die wirtschaftliche Einheitlichkeit der balti­
schen Staaten immer zum Ausdruck gebracht hatten und ferner die 
Unantastbarkeit der Friedensvertragsbestimmungen mit Russland 
mehrmals betonten. In diesem Zusammenhange wurde auch die Not­
wendigkeit der Einschränkung der Wirksamkeit der Meistbegünsti­
gungsklausel durch die sogenannte baltische Klausel ausgesprochen. 
Ausser den zahlreichen Konferenzen der drei baltischen Staaten 
(nämlich Litauen, Lettland und Estland), sind die Zusammenkünfte 
zwischen Estland, Finnland Lettland und Polen vom 29. Januar 1921 
in Helsingfors, sowie vom 30. Mai 1923 in Warschau 7) und ferner 
die Zusammenkunft der Delegierten Estlands, Lettlands, Polens und 
Russlands vom 29. und 30. Mai 1922 hervorzuheben. Diese letztere 
Zusammenkunft wurde mit der Unterzeichnung eines Protokolls b) 
geschlossen; gemäss diesem noch jetzt geltenden Protokoll sind die 
Bestimmungen der Friedensverträge mit Russland und der Ver­
träge, die diese Staaten untereinander abgeschlossen hatten, als un­
antastbar bezeichnet.
Alle Handelsverträge, die die baltischen Staaten mit den ausser- 
baltischen abgeschlossen hatten, enthalten die sogenannte „baltische 
Klausel" in ihrem schon oben erwähnten Sinne. Dagegen wird in den 
Verträgen, welche die baltischen Staaten untereinander abge­
schlossen hatten, die Innehaltung des Grundsatzes der baltischen 
Klausel als eine Verpflichtung jeder der baltischen Staaten festge­
setzt, die den ausserbaltischen Staaten gegenüber geltend gemacht 
werden muss.
In denn ersten Handelsübereinkommen zwischen Estland und 
England (durch Notenaustausch) finden wir noch keine „baltische
6) Abgedr. im „O steuropam arkt" v. 1. Sept. 1924 N r. 23.
~) Litauen w ar bei diesen Zusam m enkünften infolge des W iln a-K on flik ts  
m it Polen nicht zugegen. Die Zusam m enkunft v. 13. M ai 1922 führte zw ar zu 
„accord politique". Diese V ereinbarung aber wurde von Finnland nicht ra tifi­
ziert. Die R atifikation ist vorgesehen worden.
g) Das Protokoll ist abgedruckt in „documents pour servir a 1 H istoir du 
D roit de Gens tome V  1923.
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Klausel", da der Vertrag schon am 20. Juli 1920 abgeschlossen 
wurde. In diesem Vertrage wird der Grundsatz der Reziprozität in 
der Weise zur Geltung gebracht, dass der Grundsatz der Meistbe­
günstigungsklausel von der wechselseitigen Einräumung der Ver­
günstigungen abhängig gemacht wird. Das litauisch-englische Über­
einkommen enthält schon 6 Paragraphen (im Gegensatz zum estnisch- 
englischen, das nur 5 enthält) und der § 5 dieses Abkommens be­
stimmt die Einschränkung der Wirksamkeit der Meistbegünstigungs­
klausel in der Weise, „dass nichts in diesem Abkommen einem der 
vertragschliessenden Teile irgend ein Recht gibt oder eine Verpflich­
tung auf erlegt, die irgend einem allgemeinen internationalen Ver­
trag, an dem Litauen oder seiner britischen Majestät Regierung 
jetzt oder später etwa beteiligt ist, zuwiderläuft". Dieser Para­
graph 5 ist gemäss dem Paragraph 1 dieses Abkammens als Vorbe­
halt in Bezug auf die Anwendung der Meistbegünstigungsklausel 
festgelegt worden. Es ist daraus ersichtlich, dass England zuerst 
noch gezögert hatte, den Grundsatz der baltischen Klausel ausdrück­
lich anzuerkennen. Ausschlaggebend war aber der Abschluss des 
englisch-lettländischen Handels- und Schiffahrtsvertrages. Gemäss 
diesem Vertrag hat England die sogenannte „baltische Klausel" aus­
drücklich anerkannt. Und diese Anerkennung ist umsomehr von Be­
deutung, als in diesem Vertrage auch die Meistbegünstigungsklausel 
streng definert ist9).
In dem Artikel 7 dieses Vertrages wird die Wirksamkeit der 
Meistbegünstigungsklausel durch die sogenannte baltische Klausel 
folgendermassen eingeschränkt:
A titre d’exception ä 1’engagement general par lequel le 
Gouvernement letton accorde le traitement de la nation la plus 
favorisee au commerce des territoires de Sa Majeste britannique 
les deux Parties contractantes conviennet que Sa Majeste bri­
tannique ne reclamera le benefice d’aucun traitement douanier 
preferentiel, ou d’autres facilites, de quelque nature qu’elles 
soient, qui sont ou pourront etre accordes par la Letton ie, ä la 
Russie, la Finlande, l’Esthonie ou la Lituanie, en ce qui concerne 
les marehandises russes, finlandaises, esthoniennes ou lituani- 
ennes respectivement aussi longtemps que la Lettonie n’accorde 
pas ce meme traitement preferentiel ou les memes facilites ä 
tout autre pays etranger.
Die Bedeutung dieses Artikels 7 nimmt damit zu, dass auch Eng­
land nach einem Zögern die „baltische Klausel" anerkennen musste 
und dieselbe kann jetzt grundsätzlich als allgemein geltende auf- 
gefasst werden. _
In den übrigen Handelsverträgen der baltischen Staaten ist 
die baltische Klausel in dem allgemeinen Artikel über die Meistbe­
9) Der A rt. 2 dieses V ertrages, wo die Anw endung der M eistbegünsti­
gungsklausel ausgesprochen wird, ist in seinem W ortlaute in deutscher Über­
setzung im allg. Teil, Abschnitt 5 (S. 26) wiedergegeben.
—  54 —
günstigungsklausel als Einschränkung der Wirksamkeit der letzteren 
aufgenommen. Aber hier finden wir Abweichungen von ganz aus­
schlaggebender Bedeutung. Zunächst in Bezug auf Frankreich. So 
bescnliesst der Artikel 12 Abs. 2 der französisch-estnischen Handels­
konvention folgendes: „La France s’engage ä ne pas reclamer les 
benefices de toutes preferences douanieres ou facilites de quelque na~ 
ture que ce soit, que FEsthonie pourrait accorder ä la Lettonie ainsi 
qu’ ä la Finlande". Es wird dadurch der Grundsatz der baltischen 
Klausel in diesem Vertrage nur auf Finnland und Lettland ausge­
dehnt. Litauen und Russland sind nicht hineingezogen worden. Dies 
ist mehr politischer als handespolitischer Natur. Infolge eines solchen 
Verhaltens Frankreichs dem Grundsätze der baltischen Klausel ge­
genüber konnten die Verhandlungen zwischen Lettland un Frankreich 
bis zum 30. Oktober zu keinem Handelsvertragsabschluss kommen, 
da Frankreich Russland in diese Klausel zunächst nicht einbeziehen 
wollte. Die Nichteinbeziehung Russlands konnte aber zur Gefähr­
dung des Grundsatzes dieser Klausel insoweit führen, dass wenn 
die besonderen Begünstigungen, die Russland seitens der baltischen 
Staaten geniesst oder gemessen wird, Frankreich für sich in An­
spruch nehmen, würde, gemäss den Bestimmungen über die allge­
meine Meistbegünstigungsklausel, auch die anderen Handelsver­
tragsstaaten diese Vergünstigungen für sich in Anspruch nehmen 
können. In der Handelskonvention zwischen Lettland und Frank­
reich finden wir dagegen die baltische und die russische Klausel im 
vollen Umfange. Gleichzeitig darf aber Lettland die besonderen 
Vergünstigungen nicht beanspruchen, die Frankreich für das in der 
Anlage A bezeichneten Produkte auf Grund einer Zollunion oder 
solchen Staaten gewährt, die mit Frankreich zusammen in dem Welt­
kriege waren. (Art. 11.) In diesem Falle finden wir also eine weit­
gehendere Einschränkung der allgemeinen Meistbegünstigungs­
klausel.
In dem ungarisch-estnischen Handelsverträge finden wir diesbe­
züglich folgende Bestimmung: Artikel 22. „Ne seront pas censes 
deroger au principe du traitenent de la nation la plus favorisee, qui 
est la base du present traite, les franchises;, immunites et priviliges 
mentionnes ci- apres savoir: a) Les Privileges qui ont ete ou seront 
accordes ä des Etats limitrophes, . . .  c) les franchises immunites et 
Privileges que l’Esthonie accorde ou accordera ä la Lithuanie ainsi 
qu’ä la Finlande." Lettland uijd Russland gelten gemäss diesen Be­
stimmungen als die Grenzstaaten und fallen damit in den Bereich 
dieser Klausel. Dagegen finden wir in der oben erwähnten franzö­
sisch-estnischen Handelskonvention nur den Verzicht seitens Est­
lands auf die Vergünstigungen, die Frankreich seinen angrenzenden 
Staaten gewährt, aber keinesfalls Frankreichs in bezug auf Est­
lands Grenzstaaten (so Art. 12 Abs, 3 dieser Handelskonvention 10).
10) L ’Ethounie renonce d’autre part, ä reclamer la benefiee des avantages- 
preferentiels qu’en vertu d’unions economiques la France pourrait eventuelle-
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In  den H andelsverträgen, die Deutschland, die Schweiz, die skan­
dinavischen Länder, die Tschechoslowakei, Oesterreich und andeie 
kleinere S taaten  m it den baltischen S taaten  abgeschlossen haben, is t 
die baltische Klausel in ihrem  Um fang, wie w ir sie in den Handels­
verträgen  m it England und U ngarn vorfinden, auf genommen ).
Sobald die baltischen S taaten  (F innland eingeschlossen) u n te r­
einander V erträge abgeschlossen hatten , haben sie die U nan tastbar­
keit der Anwendung der baltischen Klausel in Bezug auf die ausser- 
baltischen S taaten  wechselseitig ausgesprochen. So bestim m t der 
A rtikel 18 des estnisch-finnischen Handels- und Schiffahrtsvertrages, 
dass die vertragschliessenden Parteien , die in  diesem V er­
trage  festgesetzten Begünstigungen, Rechte und Privilegien und 
insbesondere Zollermässigungen, die sie sich gegenseitig eingeräum t 
hatten , keinesfalls au f irgend einen d ritten  S taa t auf Grund dei 
M eistbegünstigungsklausel übertragen  w erden und verpflichten 
sich gegenseitig, bei Abschliessung von internationalen V erträgen  
in Zukunft diesen A rtikel 18 zu beachten. Dasselbe ist auch in der 
Zollkonvention zwischen Estland und Lettland ausgesprochen.
D er G rundgedanke liegt h ier darin, dass die baltischen R and­
staaten  bei ihren wechselseitigen V ertragsabschlüssen gegeneinander
m e n t a c c o rd e r  ä  des p a y s  l im itro p h e s  ou d u  re g im e  t a r i f a i r e  sp e c ia l q u ’elle  p o u r-  
r a i t  a c c o rd e r  te m p o ra ire m e n t ä  c e r ta in s  p ro d u its  d o n t 1 im p o r ta tio n  e s t  d e s tm e  
ä f a c i l i te r  les re g le m e n ts  f in a n c ie r s  de g o u v e rn e m e n t ä  g o u v e rn em en t.
1X) So A r t .  10 N r .  5 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .  D ie se r A r t .  
s c h lie ss t a u s  d e r  a llg e m e in e n  M e is tb e g ü n s tig u n g sk la u se l d ie  V e rg ü n s tig u n g e n  
a u s , d ie  L ita u e n  e in em  d e r  b a ltis c h e n  S ta a te n  e in g e rä u m t h a tte .  D a g eg e n  h a t  
D e u tsc h la n d  f ü r  sich  a u sb e d u n g e n  (N r .  4 d ieses A r t ik e ls ) ,  d a ss  d ie B e g ü n s ti­
g u n g e n , d ie vo n  D e u tsc h la n d  m it te lb a r  o d e r u n m it te lb a r  a u f  G ru n d  d e r  den  
W e ltk r ie g  b een d ig en d e n  F r ie d e n s v e r t r ä g e  zu g esp ro c h e n  s in d  o d e r d ie D e u tsc h ­
la n d  d e r  ö s te r re ic h isc h e n  R e p u b lik  d u rc h  e in  b e so n d e re s  A bkom m en  g e w ä h r t  —  
n ic h t  in  d en  B e re ich  d e r  W irk s a m k e it  d e r  M e is tb e g ü n s tig u n g sk la u se l fa lle n . 
D asse lb e  b e s tim m en  N r .  5 u n d  3 des A r t .  10 A bs. 2 des e s tn is c h -d e u ts c h e n  v o r­
lä u f ig e n  H a n d e lsab k o m m e n s  (R u ss la n d  e in g e sc h lo sse n ) . F e r n e r  A r t .  21 c des 
le tt lä n d isc h - tsc h e c h o s lo w a k isc h e n  H a n d e ls v e r tra g e s ,  w o n eb en  d e r  b a lt isc n e n  
K la u se l a u c h  d ie  v o re rw ä h n te  „ tsch ech o s lo w ak isch e"  fe s tg e le g t  is t . So a u c h : 
A r t .  4 des e s tn isch -sch w e d isc h en  H a n d e lsü b e re in k o m m en s  (w o a u ch  Schw eden  
f ü r  sich  d ie  v o re rw ä h n te  so g e n a n n te  sk a n d in a v isc h e  K la u se l a u sb e d u n g e n  h a t t e ) . 
D asse lb e  im  d ä n is c h - li ta u is c h e n , d ä n is c h -e s tn is c h e n , n o rw e g isc h -e s tlä n d isc h e n  
u n d  in  n o rw e g is c h - l i ta u is c h e r  H a n d e lsk o n v e n tio n  (A r t .  7 ) . A r t .  14 c d e r  schw ei- 
z e r isc h - le ttlä n d is c h e n  H a n d e ls ü b e re in k u n f t  vom  4. Dez. 1924 h a t  d ie b a ltisc h e  
K la u se l b e d in g u n g s lo s  a u f  genom m en . W e itg e h e n d e r  g e h t  d ie  E in s c h rä n k u n g  der. 
M e is tb e g ü n s tig u n g sk la u se l in  dem  H a n d e ls -  u n d  S c h i f f a h r t s v e r t r a g e  zw ischen  
F in n la n d  u n d  L e tt la n d , w e n n  a u c h  d ie  „ ru ss isc h e  K la u se l"  h ie r  g ru n d s ä tz l ic h  
f a lle n  g e la s se n  w ird . D ie  E in s c h rä n k u n g  d e r  a llg e m e in e n  M e is tb e g ü n s tig u n g sk la u ­
sel w ird  h ie r  fo lg e n d e rn ia s s e n  z u r  G e ltu n g  g e b r a c h t : F in n la n d  d a r f  d ie  b e so n d e ie n  
V e rg ü n s tig u n g e n  n ic h t  b e a n s p ru c h e n , d ie  L e t t la n d  —  E s t la n d  u n d  L ita u e n  a u f  
G ru n d  e in e r  Zoll- o d e r W ir ts c h a f ts u n io n  g e w ä h re n  w ird . L e t t la n d  d a g e g e n  k a n n  
solche V e rg ü n s t ig u n g e n  n ic h t  b e a n s p ru c h e n , d ie F in n la n d  —  E s t la n d  g e w ä h r t  
„ en  v u e  de c o n se rv e r  ses e ch a n g es  t r a d i t io n n e ls " .  (S o  A r t .  20.) F e r n e r  m u ss te  
L e t t la n d  a u f  V e rg ü n s tig u n g e n  v e rz ic h te n , d ie F in n la n d  —  F r a n k r e ic h  in  B ezu g  
a u f  d en  W ein - u n d  so n s tig e n  A lk o h o l-P ro d u k te n -Im p o r t a u f  G ru n d  d e r  H a n ­
d e lsk o n v en tio n  vom  13. J u l i  1921 e in g e rä u m t h a t te .  (So A r t ,  20 A bs. 3 u n d  
S c h lu ssp ro to k o ll A b sa tz  3 des H .- u . Sch.-V . zw isch en  F in n la n d  u n d  L e t t la n d ) .
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nicht nur die Begünstigungen der m eistbegünstigten Nationen ein­
räum en, sondern sich gegenseitig solche V ergünstigungen gewähren 
können, welche die allgemeine M eistbegünstigungsklausel noch über­
treffen . Dadurch werden die ausserbaltischen m eistbegünstigten 
Nationen von den baltischen Staaten  in die zweite Kategorie 
der M eistbegünstigungsnationen hineinversetzt, wobei die baltischen 
S taaten  selbst beschränken die Geltung der M eistbegünstigungs­
klausel, wenn es sich um eine W irtschafts- oder Zollunion m it einem 
3. baltischen oder ausserbaltischen S taate  handelt.
Die baltische Klausel ist in den H andelsverträgen m it dem 
Zusatz versehen, dass diese Bestim mung nur solange fü r  die andere 
vertragschliessende P arte i gilt, als sie auch zur selbeji Zeit den an­
deren V ertragstaa ten  gegenüber (selbstverständlich m it Ausnahme 
der genannten baltischen Staaten  und Russland) geltend gemacht 
wird. Schliesst ein baltischer S taat m it einem anderen einen Handels­
v e rtrag  ab, wo die W irksam keit der M eistbegünstigungsklausel nicht 
durch den G rundsatz der baltischen Klausel eingeschränkt wird, so 
e rstreck t sich diese unbeschränkte M eistbegünstigungsklausel so­
gleich und autom atisch auf die übrigen m eistbegünstigten Nationen.
III. Sonstige Einschränkungen der W irksamkeit der Meist- 
begünstigungsklausel und der Klausel der Handelsfreiheit
Da das Anwendungsgebiet der M eistbegünstigunsklausel in den 
H andelsverträgen der baltischen R andstaaten  auf alle Handels- und 
Verkehrsbeziehungen ausgedehnt ist, so haben w ir jetz t, nach der 
Behandlung der sogenannten baltischen Klausel nu r diejenigen Aus­
nahm en des Anwendungsgebietes der M eistbegünstigungsklausel zu 
erwähnen, die sich aus den H andelsvertragsbestim m ungen generell 
ergeben.
Zunächst müssen w ir h ier die besonderen Begünstigungen, die 
nicht m it der allgemeinen M eistbegünstigungsklausel Zusammen­
fällen, und welche die angrenzenden Staaten  zur E rleichterung des 
örtlichen Grenzverkehrs sich gegeneinander auf ein bestim m t be- 
zeichnetes Gebiet einräum en, von den Begünstigungen über allge­
meine M eistbegünstigungsklausel stehenden unterscheiden, die, ge­
mäss den einzelnen baltischen H andelsverträgen, die angrenzenden 
S taaten als solche gem essen1). W ährend die erste E inschränkung 
der W irksam keit der allgemeinen M eistbegünstigungsklausel m ehr 
genereller N atu r ist, die sich m it w irtschaftlicher Notwendigkeit 
aus dem sogenannten kleinen Grenzverkehr der N achbarstaaten  
ergibt, ist die letztere m ehr individueller N atur, die nicht in allen 
H andelsverträgen auftaucht. Dass der Grenzverkehr als solcher und 
die Zollerhebungen im Bereiche dieses Grenzverkehrs nicht un ter die
x) D iese  le tz te re  E in s c h rä n k u n g  d e r  W irk s a m k e it  d e r  M e is tb e g ü n s tig u n g s ­
k la u se l f in d e n  w ir  in  d en  schon  oben z it ie r te n  A r tik e ln  d e r  H a n d e ls v e r t r ä g e  
zw isch en  E s t la n d  u n d  F ra n k re ic h ,  sow ie zw isch en  E s t la n d  u n d  U n g a rn .
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Bestim m ungen der allgemeinen M eistbegünstigungsklausel fallen, ist 
auch grundsätzlich schon in  der L ite ra tu r über die H andelsverträge 
unterstrichen w o rd en 2). Inw iew eit sich der kleine Grenzverkehr, 
als Ausschluss aus der allgemeinen M eistbegünstigungsklausel, e r­
strecken darf, ist in den H andelsverträgen zwischen den baltischen 
S taaten  und Deutschland ganz bestim m t bezeichnet worden. Gemäss 
den Bestim mungen dieser V erträge 3) d a rf  der sogenannte kleine 
Grenz verkehr sich höchstens auf 15 Kilometer ausdehnen.
Als generell t r i t t  auch in den baltischen H andelsverträgen die 
E inschränkung der W irksam keit der allgemeinen M eistbegünsti­
gungsklausel durch die besonderen V ergünstigungen, die eine der 
vertragschliessenden Parte ien  durch Zollunion einem anderen Staate 
gew ährt oder in Zukunft gewähren wird, a u f 4). Eine Ausnahme 
bildet h ierfü r nur England. Es ist dam it zu erklären, dass England 
auf keine Zollunion m it den ausw ärtigen S taaten  eingegangen ist, 
und was seine Kolonien anbetrifft, geht eine diesbezügliche Aus­
nahme, wie in dem allgemeinen Teil dieser A rbeit schon angedeutet 
wurde, aus den H andelsvertragsbestim m ungen Englands hervor. Und 
fü r  die baltischen Staaten  gilt h ier die baltische Klausel.
Die Bestim mungen betr. die Ausschliessung der V ergünsti­
gungen, die ein S taat dem anderen auf Grund einer Zollunion ge­
w ährt, aus der allgemeinen M eistbegünstigungsklausel, sind schon 
in der H andelsvertragspraxis der V orkriegszeit aufgenommen w or­
den. Dies ist auch in der völkerrechtlichen, wie in  der L ite ra tu r 
über die Handelspolitik im allgemeinen als ein genereller Satz be­
zeichnet 3) .
F ü r W arengattungen bestehen grundsätzlich keine E inschrän­
kungen der Anwendung der M eistbegünstigungsklausel. So finden 
w ir auch in der baltischen H andelsvertragspraxis keine sachliche 
Beschränkung des allgemeinen Prinzips der M eistbegünstigung. 
Gewisse Ausnahm en in Bezug auf die Beschränkung der Handels­
freiheit, D urchgangsverkehr und die dam it verklauselte M eistbegün­
stigung tre ten  nu r dann ein, wenn es sich 1) um S i c h e r h e i t  s-, 
G e s u n d h e i t  s-, u n d  v e t e r i n ä r  p o l i z e i l i c h e  M ass­
nahm en handelt, 2) sobald es sich um W arengattungen handelt, 
die K r i e g s g e r ä t e  sind und 3) insoweit die betreffenden 
_______%
2) So v. L is z t S. 206, K o lle r  S. 156, f e r n e r  N eb el S. 310, L ip p e r t  S. 167, 
sow ie 980 f f .
3) N ä m lic h  A r t .  10 A bs. 2 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  u n d  A r t .  10 N r .  1 des 
e s tn is c h -d e u ts c h e n  H a n d e lsü b e re in k o m m en s . F e r n e r  d iesb ezü g lich e  B e stim m u n - 
g e n  im  A r t .  21 (a )  des le tt lä n d isc h -tsc h e c h o s lo w a k isc h e n  u n d  im  A r t .  14 (a ) 
d e r  H a n d e ls ü b e re in k u n f t  zw isch en  d e r  Schw eiz  u n d  L e tt la n d .
4) So A r t .  10, A bs. 2 N r .  2 des d e u ts c h - li ta u is c h e n , A r t .  10 N r .  2 des 
e s tn is c h -d e u ts c h e n , A r t .  21 b des le ttlä n d isc h -tsc h e c h o s lo w a k isc h e n , A r t .  22 b 
d e s  u n g a r is c h -e s tn is c h e n  u n d  A r t .  14 d e r  e s tlä n d isc h -sch w e iz e r isc h en  H a n d e ls ­
ü b e re in k u n f t.  I n  d en  ü b r ig e n  H a n d e ls v e r t rä g e n , so m it  d en  sk a n d in a v isc h e n  
L ä n d e rn , i s t  d iese  B e s tim m u n g  a u ch  a u sg e sp ro ch e n .
5) B e so n d e rs  is t  d ies von  K o lle r  S. 150, O ncken  S. 352, L ip p e r t  S. 146, 
G ru n ze l S. 475 u n d  N eb el S. 310 h e rv o rg e h o b e n .
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W aren staatlich  m o n o p o l i s i e r t  oder d u r c h  m o n o -  
p o l ä h n l i c h e  V e r h ä l t n i s s e  in einem der vertragschliessen­
den Teile erzeugt, bezw. verbreite t w e rd e n 6). Diese letztgenannten 
Einschränkungsbestim m ungen haben ausnahm los in  allen Handels­
verträgen  der baltischen S taaten  A ufnahm e gefunden. Sie erlangen 
auch je tz t noch eine höhere Bedeutung. Die Folgen der N achkriegs­
zeit, die Revolutionsw irren und die russische H ungersnot haben dazu 
beigetragen, dass den baltischen Staaten  gegenüber infolge ih re r 
nahen N achbarschaft m it Russland die europäischen S taaten  in Be­
zug auf die öffentliche Sicherheit und Sanitärm assnahm en m it be­
sonderer V orsicht vorgegangen sind.
In den H andelsverträgen, die Deutschland m it den baltischen 
R andstaaten  abgeschlossen hatte , w ird die M eistbegünstigungsklau­
sel n ich t n u r in den einzelnen A rtikeln auf bestim m te Beziehungen 
niedergelegt, (wie es in den übrigen H andelsverträgen der baltischen 
S taaten  geschieht), sondern sie w ird auch in einem besonderen A r­
tikel p a ra g ra p h ie r t7). Und zw ar der Weise, dass in dem ersten 
A bsatz dieses A rtikels (7 Punkte) die Anwendungsgebiete der M eist­
begünstigungsklausel nacheinander gezählt sind, um in dem zweiten 
Absatz dieses A rtikels in  5 Punkten diejenigen Gebiete aufzuzählen, 
auf welche die M eistbegünstigungklausel keine Anwendung finden 
kann.
Da die Zusicherung der M eistbegünstigungsklausel wechselsei­
tig  erfolgt und fe rn e r alle Gebiete des Handels und V erkehrs der 
vertragschliessenden S taaten  um fasst, so „ tr i t t  sie in den H andels­
verträgen  in positiver, als auch in negativer Form ulierung a u f " 8). 
U nter positiver Form ulierung versteh t Oncken die V ergünstigungen, 
die die S taaten  auf Grund der M eistbegünstigung wechselseitig ge­
niessen und un ter negativer Form ulierung, dass „von keinem der Ver­
tragsschliessenden Teile d ritte  S taaten  günstiger als der andere Ver­
tragsschliessende Teil behandelt werden d ü r fe n " 9). Diese Folgerun­
gen ergeben sich auch aus den M eistbegünstigungsklauselbestim m un- 
gen der H andelsverträge der baltischen Staaten, soweit die andere 
Vertragsschliessenden P arte i ein ausserbaltischer S taa t ist.
In der H andelsvertragspraxis der Vorkriegszeit w urde diese 
sogen. G leichbenachteiligungspflicht eingeschränkt, indem „die V er­
kehrsverbote n u r in dem Falle auch auf die übrigen S taaten  aus­
gedehnt werden müssen, wenn und soweit dort gleiche V oraus­
setzungen z u tre ffe n " 10). In der baltischen H andelsvertragspraxis 
w ird die Gleichbenachteiligungspflicht in Bezug auf die Verbote, die
6) D ies B e s tim m t zw. a .:  A r t .  8 A bs. 2 des d e u ts c h -li ta u is c h e n , A r t .  18 
des le tt lä n d isc h -tsc h e c h o s lo w a k isc h e n , A r t .  19 A bs. 2 des u n g a r is c h -e s tn i­
schen , A r t .  11 A bs. 4 d es sc h w e iz e r is c h -le tt lä n d isc h e n , A r t .  5 u n d  13 A bs. 4 
des e n g lisc h - le ttlä n d is c h e n , A r t .  3 des e s tn isch -sch w e d isc h en  H a n d e lsab k o m m e n s.
7) So im  A r t .  10 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .
8) D ies i s t  von  O ncken  im  A r t .  „ H a n d e ls v e r tr ä g e "  S. 352 a u sg e sp ro ch e n .
°) So O ncken  S. 352. D asse lb e  w ird  a u c h  von  N eb el S. 306 fe s tg e s te ll t .
10) D ies i s t  zw isch en  a n d e re n  im  A r t .  16 des e n g lisc h -le ttlä n d is c h e n  H a n ­
d e ls v e r tra g e s  a u sg e sp ro ch e n .
—  59 —
in dem V ertrage nicht vorgesehen sind und einseitig von dem einen 
der vertragschliessenden Teile vorgenommen werden, dadurch in 
ih re r W irksam keit eingeschränkt, dass die zu erlassenden Verbote 
den Bedürfnissen des anderen vertragschliessenden Teiles Rechnung 
tragen  m ü ssen 11). H ier kommt also der Grundgedanke der neuzeit­
lichen Ausbildung der M eistbegünstigungsklausel zum Ausdruck, 
indem die M eistbegünstigungsklausel gemäss diesen Bestim mungen 
m ehr individualisiert w ird und m ehr den konkreten Bedürfnissen der 
vertragschliessenden Parte ien  dienen solle. So beispielshalber die 
V erbotseinführungen oder Zollerhöhungen auf W einartikel seitens 
L itauen w ürde F rankre ich  m ehr tre ffen  als England, wenn auch 
diese Verbote nicht d irek t gegen F rankre ich  gerichtet werden und 
g ar aus anderen Gründen erfolgen dürften . Aus diesem Grunde 
w ird jeder der vertragschliessenden Parte ien  das Recht eingeräum t, 
insoweit es sich um konkrete, d irek t einem der vertragschliessenden 
Parte ien  betreffende Benachteiligungen handelt durch A nregung 
seitens des sich benachteiligt fühlenden V ertragsteiles, dieselben 
auch zu prüfen, um gleichzeitig zu einer wohlwollenden Regelung 
gelangen zu können; ohne dam it den G rundsatz der allgemeinen 
M eistbegünstigungsklausel irgendwie anzutasten. E n ts teh t aber ein 
S tre it über das gerechte oder ungerechte Verbot oder V ersagung 
von Privilegien im Zusam m enhange m it den V ertragsbestim m ungen, 
seitens der V ertragsteile  gegeneinander, so kann h ier die Schiedsge­
richtsklausel in Bezug auf die Auslegung des Inhalts der M eistbegün­
stigungsklausel zur Anwendung kommen.
IV. Schlussbetrachtung über die Meistbegünstigungs­
übereinkommen.
Zum Schluss w äre noch die m it der M eistbegünstigungsklau sel- 
Notwendigkeit sich ergebende Relevanz der M eistbegünstigungs-Über­
einkommen (die durch N otenaustausch oder in Form  von D eklara­
tionen entstanden) zu erw ähnen. Das M eistbegünstigungsklausel- 
Übereinkommen erlang t in concreto e rst dann Anwendungsgebiet, 
wenn der betreffende S taa t auf ausführlichere H andelsverträge m it 
anderen S taaten  eingegangen ist, und wo die Bestim mungen grössere 
handelspolitische Bedeutung erlangen, oder wo die Zoll- und T a rif­
bestim m ungen aufgestellt sind. Diese autom atische A usdehnung der 
M eistbegünstigungsklausel is t besonders in den H andelsverträgen
u ) D iese  B e s tim m u n g e n  f in d e n  w ir  a u sd rü c k lic h  im  A r t .  5 d e r  e s tn is c h ­
fra n z ö s is c h e n  H a n d e lsk o n v e n tio n  a u sg e sp ro c h e n : „ D a n s  le  cas  oü P u n e  ou l ’a u tr e  
des H a u te s  P a r t ie s  C o n tra c ta n te s  e ta b l i r a i t  de  n o u v e lle s  p ro h ib itio n s , so it  ä  
l ’e n tre e , so it ä  la  so r tie , l ’o c tro i de d e ro g a tio n s  ou la  f ix a t io n  de c o n tin g e n ts  
s e ro n t  e tu d ie s  s u r  la  d em an d e  de P u n e  des d eu x  P a r t ie s  C o n tra c ta n te s ,  de fa§ o n  
ä  n e  p re ju d ic ie r  q ue  le  m o in s p o ss ib le  a u x  re la tio n s  co m m erc ia les  e n tr e  les 
d e u x  p a y s ."
F e r n e r  g e h ö re n  h ie rz u  zw. a. A r t .  12 des d e u ts c h -e s tn is c h e n , A r t .  15 des 
u n g a r is c h -e s tn is c h e n , A r t .  9 des tsc h e c h o s lo w a k isc h -le ttlä n d isc h e n , A r t .  12 A bs. 2 
N r .  1 des l ita u is c h -d e u ts c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .
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der baltischen S taaten  hervorzuheben. Die M estbegünstigungs-Über- 
einkommen, die die baltischen S taaten  in den ersten  Jah ren  ihres 
E ntstehens abgeschlossen hatten , galten zunächst als völkerrecht­
liche Bestimmungen, en tbehrten  aber in concreto einen handelspoli­
tischen Inhalt. So bald aber später andere H andelsverträge ge­
schlossen wurden, wo die M eistbegünstigungsklausel auf umfassende 
Gebiete des Handels und V erkehrs in  concreto angew andt wurde, 
und sobald auch gewisse Zoll-Befreiungen, -Erleichterungen und -E r­
m ässigungen seitens der baltischen Staaten  den anderen zugestän­
den w urden (es sei denn, dass nu r baltische S taaten in  F rage kom­
m en), so wurden dam it die Inhaltsm ängel der M eistbegünstigungs- 
Übereinkommen durch die später abgeschlossenen V erträge gewisser- 
m assen geheilt. Und jeder S taat, der m it einem baltischen Staate 
au f ein blosses M eistbegünstigungs-Übereinkommen eingegangen ist, 
kann je tz t auf Grund derselben alle Begünstiguungen und Vorrechte 
beanspruchen, die die anderen Staaten  sich durch K onkretisierung 
der allgemeinen M eistbegünstigungsklausel in ih ren  H andelsverträ­
gen ausbedungen h a b e n 1). Der Bedeutung der M eistbegünstigungs­
klausel entsprechend, w urden in der letzten Zeit viele H andelsüber­
einkommen durch N otenaustausch abgeschlossen. E in S taat, der 
keine engen Handelsbeziehungen m it den baltischen S taaten  u n ter­
hält, sichert sich praktisch  dadurch alle Vorteile und V ergünstigun­
gen, ohne grosse V ertragsen tw ürfe  aufzustellen. Infolgedessen er­
strecken sich alle V ertragsbestim m ungen, die w ir in folgenden P a­
ragraphen  behandeln werden, m it der allgemeinen M eistbegünsti- 
gungsklausel-Notwendigkeit auch auf die S taaten, die nur durch 
M eistbegünstigungs-Übereinkommen m it den baltischen Staaten  in 
R echtsverhältnisse stehen.
7. Regelung der Rechte der physischen und 
juristischen Persone der vertragschliessenden 
Staaten.
I. Allgemeines.
M it der herrschenden Lehre ist davon auszugehen, dass im all­
gemeinen die Angehörigen eines frem den S taates (in der L ite ra tu r 
als Frem de bezeichnet) im A ufenthaltsstaate  nach den G rundsätzen 
der Freizügigkeit behandelt werden dürfen. Die Rechtsstellung der 
Frem den w ird grundsätzlich der der Inländer gleichgestellt und jeder 
Frem de kann in Bezug auf seine F reiheitsrechte, wie auch auf sein 
gewerbliches und geistiges Eigentum  den Schutz des A ufenthalt ge­
x) In  d iesem  S in n e  sp re c h e n  sich  a u ch  N eb el S. 305 u n d  L ip p e r t  S. 177 au s .
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w ährenden Staates beanspruchen und gen iessen1), wobei aber der 
Frem de die öffentl. Rechte politischer N a tu r n ich t ausüben darf.
D ieser allgemein anerkannte G rundsatz erg ib t sich hauptsäch­
lich aus den m odernen Verfassungsbestim m ungen 2) auf der einen 
Seite und aus den völkerrechtlichen Gewohnheitsnormen, auf der 
anderen. F erner sind hier noch diesbezügliche in ternationale Kon­
ventionen zu erw ähnen. Insbesondere die von P aris  und Bern betr. 
die Gleichstellung der Ausländer m it den Inländern  au f dem Gebiet 
des geistigen und gewerblichen Eigentum s. Diese Konventionen 
wurden freilich von den kriegführenden Parte ien  w ährend des W elt­
krieges ausser K ra ft gesetzt, aber allmählich tre ten  je tz t alle S taa­
ten diesen Konventionen bei.
Die Gewährung der F reiheitsrechte auf Grund von Verfassungö- 
bestim m ungen und völkerrechtlichem  Gewohnheitsrecht ist ganz all­
gemeiner N atu r und bietet fü r  die Ausübung der Gewerbe- und der 
N iederlassungsfreiheit im concreto den Frem den keine genügende Ge­
w ähr. Die diesbezüglichen Verfassungsbestim m ungen sind nicht er-
1) D ie se r G ru n d s a tz  is t  in  d e r  v ö lk e rre c h tlic h e n  L i t e r a tu r  g e n e re ll  a u f -  
g e s te ll t .  So von  M a r te n s  I S. 334, v. U ilm a n n  S. 336, H e ilb o rn  S. 523 (m  K o l­
l e n d o r f ’s E n zy c lo p ä d ie , v. L is z t S. 104 f f ,  K ö h le r S. 115 f f  u n d  in sb e so n d e re  
S 119 V I I I  P u n k te  1 u n d  2. D ies is t  a u c h  d e u tlich  be i L a m p e r t  (D a s  Schw eize­
r isc h e  B u n d e s s ta a ts re c h t ,  Z ü ric h  1918) S. 34 d u rc h  F o lg e n d es  a u sg e sp ro c h e n :
D ie R e c h ts s te l lu n g  des im  S ta a ts g e b ie t  b e f in d lic h e n  F re m d e n  is t  n o rm ie r t  
te ils  d u rc h  S ta a ts r e c h t ,  te ils  d u rc h  V ö lk e r re c h t . . .  J e d e r  A n g r i f f  a u f  d ie R ech te , 
d ie m it  d e r  m en sch lich en  P e rsö n lic h k e it  u n z e r tre n n lic h  v e rb u n d e n  sin d , g i l t  a ls  
v ö lk e rre c h tsw id r ig ."  In  B ezu g  a u f  d a s  d e u tsch e  R eich  f in d e n  w ir  a u c h  be i A n ­
sc h ü tz  (D e u tsch e s  S ta a ts r e c h t  S. 82 in  E n zy c lo p ä d ie ) d a sse lb e  a u sg e sp ro c h e n , 
v , O verb eck  s p r ic h t  sich  a u f  G ru n d  vo n  U n te r s u c h u n g  d e r  d iesb ezü g lich en  V e r­
fa s su n g s b e s tim m u n g e n  d e r  d e u tsch e n  P a r t ik u l a r s t a a te n ,  sow ie des d e u tsch e n  
R e iches d a h in  a u s :  „d ie  G le ic h ste llu n g  d e r  F re m d e n  m it  d en  E in h e im isc h e n  m  
B ezu g  a u f  d ie F re ih e i ts r e c h te  im m e rh in  a ls  R eg el e r k a n n t  is t . (N ie d e r la s ­
s u n g s f r e ih e i t  u n d  A u s w e is u n g s re c h t von  F r e ih e r r  v. O verbeck  S. 24.) In w ie ­
w e it  d ie F re ih e i ts r e c h te  dem  F re m d e n  in  dem  A u f e n th a l ts s ta a te  g e w ä h l t  w e r ­
den , i s t  be i v. O v erb eck  n u r  im  H in b lic k  a u f  d ie a llg em e in e  B e d e u tu n g  d e i 
S ta a ts g ru n d g e s e tz e  u n te r s u c h t  w o rd e n , u m  d a n a c h  fe s tz u s te lle n , wo u n d  in w ie ­
f e r n  „d ie  S ta a t s v e r t r ä g e  e rg ä n z e n d  o d e r e rse tz e n d  in  d a s  A n w en d u n g sg eb ie t 
je n e r  (a lso  d e r  S ta a ts g ru n d g e s e tz e )  ü b e rz u g re ife n  p f le g e n " . (So  S. 19.) 
v. L is z t (S . 104) s te l l t  a b e r  a u ch  fe s t ,  d a ss  d ie G le ic h s te llu n g  m it d en  In la n -  
d e rn  n ic h t  n u r  a u f  ö f fe n tl .  re ch t! . G eb iete  n ic h t  p o lit is c h e r  N a tu r ,  so n d e rn  
G le ic h s te llu n g  d e r  S ta a ts f r e m d e n  m it  d en  In lä n d e rn  is t  im  w e se n tlich e n  d u rc h -  
g e f ü h r t  a u f  dem  G eb iete  des Z iv ilre c h ts  u n d  des Z iv ilp ro ze sse s" . D asse lb e  i s t  
a u ch  von  L a m p e r t  (S . 34 I I )  in  B ezu g  a u f  d ie Schw eiz  f e s tg e s te l l t ;  f e r n e r  h eb en  
d iesen  G ru n d s a tz  v. U ilm a n n  S. 363, sow ie  N eb el S. 198, G ru n ze l S . 440 h e rv o r.
2) So s p r ic h t  A r t .  114 d e r  d e u tsch e n  R e ic h sv e r fa s su n g  von  W e im a r  v on  
U n v e r le tz lic h k e it  d e r  F r e ih e i t  d e r  P e rso n  a ls  so lch er a lso  d e r  P e i  » o n  im  
G e g en sa tz  zu  d en  ü b lich en  d iesb ezü g lich en  A r t .  d e r  n e u e n  R e ic h sv e r f^ s s u n g  
(A b s c h n it t  „ G ru n d re c h te  u n d  G ru n d p f lic h te n  d e r  D e u tsc h e n " ) ,  w o von  G iu n d -  
re c h te n  d e r  D e u t s c h e n  g esp ro ch e n  w ird . A u ch  S tie r-S o m lo  („R eich s- u n d  
L a n d e s s ta a ts r e c h t"  I , 1 924), d e r  ü b r ig e n s  d av o n  a u sg e h t, d a ss  d ie  in  d e r  n e u en  
R e ic h sv e r fa s su n g  „ e n th a lte n e n  h e rk ö m m lic h en  G ru n d re c h te  a u f  d ie  s ta a t l ic h e  
k o n k re te  R e c h tso rd n u n g  g e g rü n d e t"  sin d , s t e l l t  s p ä te r  f e s t :  „ w en n  a u c h  e in e  
g ro sse  A n z a h l von  ih n e n  (—  a lso  von d en  G ru n d re c h te n  — ) n i c h t  m i n d e r  
vo n  de r  m e n s c h l i c h e n  N a t u r  —  g e fo rd e r t  w e rd e n " . (So  S. 43 6 ). A n - 
sc h ü tz  s p r ic h t  in  so lchem  F a l le  von M e n s c h e n r e c h t e n  sc h lec h th in .
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•
schöpfend und überall generell aufgestellt; die B erufung auf die 
völkerrechtlichen Gewohnheitsnormen ist im konkreten Falle nicht 
im m er möglich. Aus diesem Grunde haben die Bestim mungen der 
H andelsverträge (bezw. der Niederlassung»'Verträge) noch eine 
grosse Bedeutung, indem sie die vertragschliessenden Parte ien  zur 
G ew ährung der Handels-, Gewerbe-, E in tritts -  und N iederlassungs­
fre iheit gegenseitig völkerrechtlich verpflichten. „U nter dem Schutz 
und in den Schranken des S taatsvertrags aber gemessen die Aus­
länder auch die N iederlassungsfreiheit (—  dasselbe gilt auch in Be­
zug auf die A usübung des Handels und Gewerbes, E rw erb  von be­
weglichen und unbeweglichen Vermögen und dergl. m ehr — ) als ein 
Recht" 3). In Bezug auf die Regelung der F reiheitsrechte  gemäss 
den V erfassungen der baltischen Staaten  is t Folgendes festzustellen: 
L au t dem Grundgesetz Estlands is t  „die U nantastbarkeit der Person 
in E esti ga ran tie rt. Niemand kann anders verfolgt werden, als in 
diesen gesetzlich vorgesehenen Fällen, und in dieser vorgesehenen 
O rdnung" (§ 8 des estnischen Grundgesetzes). Es w ird also auch 
hier von der U nan tastbarkeit der Person als solcher gesprochen und 
der gewohnheitsm ässige Grundsatz, wonach dieses G rundrecht zu­
gleich auch M enschenrecht schlechthin ist, h ierm it zur Geltung 
kommt. F e rner w ird  in Estland die Gleichheit der B ürger vor dem 
Gesetz (A rt. 6), die G ew ährung der Glaubens- und Gewissensfrei­
heit jeder Person (A rt. 11) und der Schutz des Privateigentum s 
g aran tie rt. Hinzu kommt noch die A ufnahm e der allgemein aner­
kannten Völkerrechtsnorm en in die Bestandteile der estnischen 
Rechtsordnung.
Dagegen gibt es in der lettländischen V erfassung keine Rege­
lung der subjektiv-öffentlichen Rechte. „Dies ist der einfachen Ge­
setzgebung überlassen. Es is t freilich eine A usnahm e in den m oder­
nen V erfassungen" 4). N ur der P a rag rap h  82 spricht von den Rech­
ten  der B ürger: „Vor Gesetz und Gericht sind alle B ürger gleich." 
Die litauische V erfassung sp rich t von den Rechten der litauischen 
B ürger schlechthin. Die U nantastbarkeit der B ürger und des E igen­
tum srechts w ird  auch in der litauischen V erfassung g a ra n t ie r t5).
Insow eit fü r  die F reiheitsrechte der Frem den andere Bestand­
teile der Rechtsordnug in F rage  kommen, ist h ier zu erw ähnen, dass 
in  den baltischen S taaten  noch bis je tz t das alte russische B ürger­
recht besteht, das allm ählich gemäss den Bedürfnissen der neuen 
S taaten  um geordnet wird.
3) So v. O verb eck  S. 26. D ies a u ch  von N ebel S. 199 u n d  G ru n ze l S. 441 
h e rv o rg e h o b e n .
4) So L a s e rso n :  „D ie  V e r fa s su n g s e n tw ic k lu n g  L e t t la n d s " .  J a h r b u c h  des 
ö f fe n tl ic h e n  R e ch ts  1923/24.
5) I n  B ezu g  a u f  d ie  le t t lä n d is c h e  u n d  lita u is c h e  V e r fa s s u n g e n  i s t  noch 
zu  b em erk en , d a ss  u n te r  „ F re ih e its re c h te  d e r  B ü rg e r " ,  d e r  P e rso n e n  sc h lec h th in  
(a lso  a u ch  F re m d e )  v e rs ta n d e n  w e rd e n  k ö n n en , sob a ld  es sich  n ic h t  u m  A u s­
ü b u n g  d e r  r ie n  p o l.-ö ffe n tl. R e ch te  h a n d e lt  u n d  a u f  G ru n d  des G ew o h n h e itsm äss i-  
g e n  „ M e n sc h e n re c h ts"  g e f o rd e r t  w e rd e n  k a n n .
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Zusam m enfassend kann m an feststellen, dass die F reiheitsrechte 
der Frem den in der Rechtsordnung der baltischen S taaten  bis jetz t 
nicht erschöpfend geregelt sind und diesbezügliche Gesetzesentwürfe 
w erden allmählich den Legislativen dieser S taaten  zur Genehmigung 
unterbreite t. Es ist h ier w ieder einmal hervorzuheben: da die bal­
tischen Staaten  N achkriegsstaaten sind, m ussten sie infolge der 
W irren die Zeit der Rechtlosigkeit überwinden, um die Rechtsord­
nung wieder aufbauen zu können. Infolgedessen sind die Handels­
vertragssätze  über die Ausübung des Gewerbe-Niederlassungs- und 
E in trittsrech ts , fe rn e r über die Regelung der ju ristischen  Personen 
und anderen in diesem Zusam m enhange stehenden F ragen  von be­
sonderer W ichtigkeit in dem Sinne, dass sie zur V erstärkung  der 
ju ristischen  G arantie der V ertragsgegner führen. Denn „die Ordnung 
des S taates m uss sich an den S taa tsv e rtrag  anpassen können und 
seine W irkung m odifiziert sich durch die Notwendigkeit dieser seiner 
E infügung in die landesrechtliche O rd n u n g "6).
D urch die Bestim mungen der H andelsverträge w urden auch die 
Schranken fü r  die V erkehrs- und N iederlassungsfreiheit aus dem 
Wege geschafft, die durch den K rieg und durch die N achkriegs­
w irren  entstanden s in d 7). Die in den baltischen H andelsverträgen 
ausgeprägten Norm en der Freizügigkeit und verkehrsfödernden Be­
stim m ungen in Bezug auf die Rechte der S taatsangehörigen der Ver­
tragsschliessenden Parteien , w aren fü r  den H andelsverkehr und den 
W iederaufbauprozess ber baltischen S taaten  von ausschlaggebender 
Bedeutung. Insbesondere ist die Gew ährung der E in trittsfre ih e it 
hervorzuheben. Die Klausel der Bewegungs- und der E in tr itts fre i­
heit, wie sie in den baltischen H andelsverträgen aufgenom men w or­
den ist, schaltet diejenigen verkehrshem m enden Bestim mungen aus, 
die von den ausserbaltischen europäischen S taaten  speziell gegen 
Osteuropa auf gestellt wurden. F e rner ist noch die rein  juristische 
Seite der E in tritts fre ih e it zu erwägen. Wenn auch das A ufenthalts­
und das N iederlassungsrecht gemäss der geltenden Rechtsordung 
des betr. S taates zugestanden wird, so w ird dam it der faktische 
A ufenthalt (bezw. N iederlassung) des Frem den vorausgesetzt; nu r 
muss eine gesetzliche Genehmigung seitens des A ufenthalt gew ähren­
den S taates h inzutreten. Keineswegs aber w ird dam it auch die als 
V oraussetzung fü r  die N iederlassung eines Frem den notwendige 
E in tritts fre ih e it geregelt. N ur auf Grund der völkerrechtlichen 
V erträge kann diese F rage schlechthin geregelt w e rd e n 8). Die
6) Leo S tr is o v e r :  „ E in ig e  B e m e rk u n g e n  ü b e r  S ta a ts v e r t r ä g e ,  w e lche  d ie  
R e c h ts la g e  d e r  In d iv id u n e  b e tr e f f e n " ,  Z e itsc h r. f ü r  ö f fe n tl .  R e ch t IV , 277, 278.
7) N och  in  d en  e s tn is c h -d e u ts c h e n  u n d  l ita u is c h e n  H a n d e ls v e r t r ä g e n  (d ie 
im  J u n i  u n d  J u l i  1923 ab g esch lo ssen  w u rd e n )  f in d e n  w ir  B e s tim m u n g e n  (so 
A r t .  1 2 ), w o g ew isse  B e sc h rä n k u n g e n  u n d  V e rb o te  im  g e g e n se itig e n  V e rk e h r  
„so  la n g e  d ie  d u rc h  d ie  w ir ts c h a f t l ic h e n  F o lg e n  des K rie g e s  v e ra n la s s te n ,  a u s s e r ­
o rd e n tlic h e n  V e rh ä ltn is s e  b e s te h e n " , zu  R e c h t g e lte n  k ö n n en .
8) „ E in  R e c h t d e r  N ie d e r la s s u n g  i s t  d en  F re m d e n  n u r  g e w ä h r t  u n te r  V o r­
b e h a lt ,  d a ss  d e r  b e tr .  a u s w ä r t ig e  S t a a t  G e g en re c h t h a lte .  V on  g ru n d le g e n d e r  
B e d e u tu n g  s in d  f ü r  d ie  ö ffe n tlic h -re c h tlic h e  S te llu n g  des F re m d e n  d ie  H a n d e ls ­
u n d  N ie d e r la s s u n g s v e r t r ä g e ."  So L a m p e r t  S. 34.
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H andelsverträge bieten also in Bezug au f die völkerrechtlichen 
Pflichten der S taaten  „die geeignetste Form  fü r  die K onkretisierung 
und intensivere Gestaltung solcher Pflichten —  und der entsprechen­
den Rechte —  im V erhältnisse einzelner S taaten  —  (in unserem 
Falle der baltischen Staaten  auf der einen Seite) — zu e in a n d e r"9).
II. Die Art der Publizierung der Handelsverträge und 
ihre Bedeutung für die Rechte der Fremden.
W enn auch nach der überwiegenden Ansicht nu r S taaten Sub­
jekte des Völkerrechts sind und nu r S taaten aus den V erträgen 
völkerrechtlich verpflichtet und berechtigt sind, so ist dam it nicht 
ausgeschlossen, dass indireckt durch die völkerrechtlichen V erträge 
die Staatsangehörigen der betr. S taaten  betroffen werden können. 
Denn letztenendes sind die Individuen die interessierten  Faktoren 
des völkerrechtlichen V erk e h rs1). Insbesondere t r i f f t  Behauptung 
in Bezug auf die H andelsverträge z u ; da die H andelsverträge haup t­
sächlich den V erkehr der beiderseitigen Staatsangehörigen regeln.
H ier sind w ieder die zwei W irkungen hervorzuheben, die der 
Abschluss eines H andelsvertrages nach sich zieht. Zunächst verbin­
det der H andelsvertrag  die S taaten  völkerrechtlich. Die Genehmi­
gung des H andelsvertrages durch die Legislative und die darauf 
durch das O berhaupt des S taates erfolgende V ertragsverkündung 
(gem äss den baltischen V erfassungsbestim m ungen) m acht den 
Inhalt des H andelsvertrages zum Staatsgesetz 2).
Der völkerrechtliche V ertrag  w ird durch die Publikation 
desselben „unm ittelbar gebotenes Landesrecht" 3). Die Publikation 
allein is t  nach A uffassung von Laband und Triepel nicht genügend. 
Die Publikation des S taatsvertrages muss gemäss Laband und Triepel 
in From  von Gesetzesbefehl erfolgen. „F ü r die staatsrechtliche Aus­
fertigung  dagegen ist das wesentliche Stück der Befehl an  alle der 
S taatsgew alt unterw orfenen Personen, (U nteranen und Behörden) 
den V ertrag  zu beachten und zu befolgen, das heisst die V erordungs- 
klausel, wie sie fü r  jedes Gesetz erforderlich i s t " 4). Aus diesem 
Grunde heben Laband (S. 164) und Triepel (S. 389) die m angelhafte 
A rt der blossen V erkündung des S taatsvertrags in  dem Gesetzblatt 
des deutschen Reiches, wenn vor der Textverkündung nichts von der 
Beteiligung des Parlam ents des Oberhauptes u. s. w. bekannt gegeben 
wird, hervor. Dagegen stellt Lam pert (S. 126, 127) fest in Bezug 
au f die Schweiz „dass gültig zustande gekommene S taatsverträge
9) v. O verb eck  S. 27.
1) So zw isch en  a n d e re n  L a b a n d  S. 157, T r ie p e l  S. 20, v. U llm a n n  S. 255, 
v. O verb eck  S. 1 u n d  5, v. M a r te n s  I ,  325, sow ie  S tr is o v e r  S. 275.
2) So T r ie p e l S . 401, L a b a n d  S. 163, v. O verb eck  S. 3.
3) W ie  es T r ie p  S. 401 f f .  im  Z u sa m m e n h a n g e  m it  S. 299/300 zu  n e n ­
n e n  p f le g t.
4) So L a b a n d  S. 163. In  d iesem  S in n e  s p r ic h t  sich  a u ch  v. U llm a n n  
S e ite  254 a u s .
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der Eidgenossenschaft haben durch die Publikation ohne w eiteres 
auch nach innen landesrechtliche (nicht bloss völkerrechtliche) V er­
bindlichkeit fü r  Behörden und Volk der Schweiz, ohne dass es h ier­
fü r  nötig ist, die betr. Bestim mungen fü r  die P rivaten  noch in die 
Form  eines Bundesgesetzes zu kleiden. Es kann also in dieser Weise 
wichtiges, neues Recht geschaffen werden, das nicht auf dem Wege 
der ordentlichen e id g .5) Gesetzgebung entstanden ist".
M it Recht geht v. M artens (II, 417) davon aus: „d ieA rt undW eise 
der E rfü llung  in ternationaler Obligationen . . .  die innere Gesetz­
gebung und V erw altung des einzelnen Landes" bestimm t. Aber auch 
v. M artens stellt fest, dass der abgeschlossene und ra tifiz ierte  V ertrag  
von dem betr. S taate publiziert w erden m uss und sonstige dazu 
geeignete M assregeln ergriffen  werden müssen.
Die V ertrags Verkündung in den baltischen Staaten  geht (gemäss 
den Verfassungsbestim m ungen dieser S taaten) in  Form  der Lands- 
gesetzesverkündung vor sich. In den Staatsanzeigern Estlands, 
Lettlands und Litauens verkündet der S taatsälteste  bezw. der P rä si­
dent (also das S taatsoberhaupt) m it einer G egenunterschrift des Mi­
nisterpräsidenten  (bezw. des dazu Zuständigen) den S taa tsv e rtrag  
als Landesgesetz. Die Gesetzesverkündung in den baltischen S taa ts­
anzeigern erfolgt etwa in folgender Form : Der P räsiden t der Re­
publik (bezw. der S taatsälteste  in E stland) verkündet den am . . . .  
von der Legislative (Parlam ent) genehmigten V ertrag  zwischen . . .. 
u n d ............. Nach dieser Gesetzesverkündung kommt der V ertrag ­
text. Nach dem V ertrag tex t kom mt die U nterschaft des 
Oberhauptes m it der G egenunterschift des zuständigen Mini­
sters. In Lettland w ird noch in drei Parag raphen  der Reihe 
nach von dem Präsidenten der Republik bekannt gegeben: 1) wann 
und wo der betreffende S taa tsvertrag  unterzeichnet wurde, 2) w ann 
der Ratifikationsbeschluss seitens des Parlam ents erfolgt ist und 
3) w ann und wro der R atifikationsaustausch stattgefunden  hat. Nach 
diesem folgt die U n tersch rift des S taatspräsidenten  und dann der 
V ertrag tex t, Zum Schluss des V ertrag tex tes kommt noch die U nter­
sch rift des S ekretärs der Legislative hinzu, der auch seinerseits das 
Datum  der Genehmigung dieses S taatsvertrages seitens des lettländi­
schen Parlam ents bekannt gibt. M it kleinen Buchstaben w ird noch 
am A nfang folgendes bekannt gem acht: Der Seim (Landtag) und 
der S taatspräsiden t verkünden diesen V ertrag .
Das strenge parlam entarische System in den baltischen Staaten  
fordert, dass bevor die S taatsvertragsverkündung  seitens des Ober­
hauptes erfolgt ist, dieser S taa tsvertrag  von dem Parlam ent geneh­
m igt werden soll. In  solcher Weise also erfolgt die V ertrags verkün­
dung in Form  eines von dem P arlam ent beschlossenen G esetzes6).
5) e idg . =■ e id g en ö ss isch en .
6) So b eze ich n e t a u c h  L a b a n d  f ü r  D e u tsc h la n d  die G e n eh m ig u n g  des R e ic h s­
ta g s  a ls  e in e  V o ra u s s e tz u n g  „o hne  w elche  d e r  B u n d e s ra t  d en  V e r t r a g  n ic h t  f ü r  
s ta a ts r e c h t l ic h  v e rb in d lic h  e r k lä re n  k a n n " .
R. P o le ssk y , S y s t. d. H a n d e ls v e r t r .  d. B a lt . R a n d s t .  5
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D aher kann die N ichtachtung eines publizierten S taats Vertrages 
seitens des A ufenthalt gewährenden S taates den Fiem den im kon- 
krek ten  Falle als solchen verletzen —  (und zw ar im  staatsrechtlichen 
Sinne), denn der Frem de kann au f Grund des „unm ittelbar gebotenen 
Landesrechtes" (aus dem zum Landesgesetze erhobenen völkerrecht­
lichen V ertrag  also) die ihm zustehenden Rechte diesem S taate  als 
solchem gegenüber geltend machen ')• Und andererseits kann die 
N ichtachtung des völkerrechtlichen V ertrages d :m  H eim atstaate des 
Frem den gegenüber völkerrechtsw idrig sein 8).
III. Die Bestimmungen über die Rechte der vertragschlies- 
senden Staatsangehörigen der einen Partei im Gebiete 
der anderen.
Die Rechte der S taatsangehörigen der einen V ertragsparte i im 
Gebiete der anderen werden grundsätzlich nach dem Prinzip der 
Klausel der M eistbegünstigung und der Klausel der Gleichstellung 
m it den Inländeren geregelt. Bald t r i t t  die eine, bald _ die andere 
Klausel auf,' ohne dass eine scharfe Grenze zwischen diesen K lau­
seln besteht. Dies w ird  auch von Nebel (S. 200) auf Grund dei 
H andelsvertragspraxis der Vorkriegszeit hervorgehoben.
In den H andelsverträgen, die zwischen Deutschland und den . 
baltischen R andstaaten  geschlossen wurden, w erden die S taatsange­
hörigen eines jeden der vertragschliessenden Teile in Bezug auf die 
N iederlassungsfreiheit oder zeitweiligen A ufenthalt, auf ih ren  H an­
dels- und Gewerbebetrieb, Steuern- und sonstigen Abgaben, ferner 
hinsichtlich E rw erb, Besitz, A usführung und Erlös aus der Veräusse- 
rung  von unbeweglichen und beweglichen Vermögen und den damit 
zusam m enhängenden Abgaben —  grundsätzlich den S taatsangehö­
rigen der m eistbegünstigten Nationen g leichgestellt1). „Dabei w ird 
beiderseits vorausgesetzt, dass die Angehörigen des einen Landes im 
Gebiete des anderen Landes sich den dort bestehenden, fü r  alle A us­
länder geltenden V orschriften u n te rw e rfe n "2). Da die Handels-
7) L a m p e r t  (S . 126) s te l l t  a u ch  fe s t ,  d a ss  be i so lchen  B e sc h w erd e n  se ite n s  
P r iv a te r  in fo lg e  d e r  V e r le tz u n g  d e r  S ta a ts v e r t r a g s s ä tz e  d a s  B u n d e sg e r ic h t „ is t  
n ic h t  b e fu g t  zu  u n te rs u c h e n , ob d ie  von  d e r  B u n d e sv e rsa m m lu n g  g e n eh m ig te n  
S ta a t s v e r t r ä g e  d e r  B u n d e sv e r fa s s u n g  e n ts p re c h e n  o d e r n ic h t" . F le in e r  „Schw . 
B u n d . S ta a t s r .  1923" g e h t  a u ch  d av o n  a u s : „bei M is s a c h tu n g  z iv ilre c h tlic h e r  
V o rs c h r if te n  e in e  S ta a t s v e r t r a g e s  i s t  d ie  B e ru fu n g , B esch w erd e  o d er K a s s a ­
t io n sb esch w erd e  a n  d a s  B u n d e sg e r ic h t s t a t t h a f t ,  g e ra d e  so, w ie  w e n n  es s ic h ,  
u m  V e r le tz u n g  e id g en ö ss isch en  R e ch te s  h a n d e lte "  (so  S. 757, sow ie 744 A nm . 19). 
L eo S tr a s o v e r  S. 287 s p r ic h t  sich  d a h in  a u s :  d ie  „ k o n k re te n  V e rh ä ltn is s e  
d e r  In d iv id ie n , w e lch e  v e r t r a g s m ä s s ig  f e s tg e s te l l t  w e rd en , t r e t e n  im  ü b r ig e n  
u n te r  d ie H e r r s c h a f t  des L a n d e s re c h ts  u n d  es g e n ü g t  so d a n n , w e n n  sie  so z u r  
G e ltu n g  g e b ra c h t  w e rd en , w ie  es dem  L a n d e s re c h t  e n ts p r ic h t" .
8) S o  v. O v erb eck  S. 31 A nm . 87.
1) A r t .  1 des l ita u is c h -d e u ts c h e n  u n d  A r t .  1 N r .  4 des e s tn is c h -d e u ts c h e n  
H  an d e lsa b k o m m e n s .
2) So w ö r tl ic h  A r t .  1 A bs. 2 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .
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vertrage Deutschlands in der Zeit der V alu tazerrü ttung  in Deutsch­
land geschlossen wurden, so ha t Deutschland gezögert, die Gleich­
stellung m it den Inländern auf diesem Gebiete auszusprechen. Dazu 
kommt noch die einseitige M eistbegünstigungsklausel seitens Deutsch­
lands den S ignaturm ächten des V ersailler V ertrages (insbesondere 
der E ntente) gegenüber. Dies hat auch Deutschland auf diesem 
Gebiete vorsichtig g em ach t3). Diese allgemeinen Bestimmungen 
über die Rechte der S taatsangerhörigen sind in den H andelsverträgen 
m it Deutschland m it dem Zusatz m ehr konkretisiert worden, dass 
die beiderseitigen Regierungen der N iederlassung und B etätigung in 
allen Gewerben, sowie dem A ufenthalt der Studierenden und Schülern 
an den L ehranstalten  der S taatsangehörigen der einen V ertragsparte i 
im Gebiete der anderen „beim V orhandensein der erforderlichen 
Voraussetzungen wohlwollend gegenüberstehen" w e rd e n 4).
Diese Grundsätze der Anwendung der M eistbegünstigungsklausel 
in Bezug auf die N iederlassung und auf Ausübung des Handels und 
Gewerbes sind auch in den übrigen H andelsverträgen der baltischen 
Staaten  ausgesprochen 3). Gemäss dem A rt. 1 Abs. 2 und A rt. 3 des 
englisch-lettländischen Handels- und Sch iffahrtsvertrages w ird das 
Recht zur freien  E in fah rt, sowie zum E rw erb  von beweglichem und 
unbeweglichem Vermögen beiderseits den Staatsangehörigen ge­
w ährt. Die Ausübung dieser Rechte erfolgt gemäss diesen A rtikeln 
nach dem Prinzip der Klausel der Gleichstellung m it den Inländern. 
In  Bezug auf die Abgaben verschiedener A rt. seitens der S taatsan ­
gehörigen der einen P arte i im Gebiete der anderen w ird im A rt. 
1 Abs. 2 dieses V ertrages die Klausel der Gleichtellung m it den In ­
ländern oder die der M eistbegünstigung vereinbart. Es konkurrieren 
also h ier diese Klauseln. Der Grundsatz der M eistbegünstigeungs- 
klausel auf alle Handels-, Schiffahrts- und Industrieangelegenheiten 
der B ürger der vertragschliessenden Teile w ird beiderseits im P a­
ragraphen  2 dieses Handels- und S ch iffahrtsvertrags kurzweg 
b es tim m t6).
3) D e r  A r t .  267 des V e rs a il le r  V e r t r a g s  s p r ic h t  von  d e r  e in se itig e n  E in ­
r ä u m u n g  d e r  M e is tb e g ü n s tig u n g sk la u se l se ite n s  D e u tsc h la n d s  d en  S ie g e rs ta a te n  
g e g en ü b e r .
4) So A r t .  2 A bs. 3 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  u n d  A r t .  7 A bs. 2 des e s tn is c h ­
d e u tsch e n  H a n d e lsab k o m m e n s.
5) So zw isch en  a n d e re n  A r t .  2, 3 des tsc h e c h o s lo w a k isc h -le ttlä n d isc h e n  
H a n d e ls v e r t ra g e s  (g e m ä ss  d iesen  A r t ik e ln  d e h n t sich  d ie  M e is tb e g ü n s tig u n g sk la u ­
sel a u ch  a u f  d a s  R ech t, E ig e n tu m  zu  v e re rb e n  o d e r d u rc h  E r b s c h a f t  zu  e rw erb e n , 
a u s , f e r n e r  a u f  d ie  M ie te  u n d  P a c h t  se ite n s  des A n g e h ö rig e n  jed e s  d e r  v e r t r a g ­
sc h lie ssen d e n  T e i le ) . So a u ch  A r t .  2 d e r  sc h w e iz e r is c h - le tt lä n d isc h e n  H a n d e ls ü b e r ­
e in k u n f t .  E s  w ird  a b e r  a u ch  in  d iesen  B e s tim m u n g en  d ie  A c h tu n g  d e r  L a n d e sg e ­
se tze  des b e tr .  S ta a te s  v o ra u sg e s e tz t.  D iese lbe  B e s tim m u n g  f in d e n  w ir  f e r n e r  im  
A r t .  1 A bs. 2 des u n g a r is c h -e s tn is c h e n  (h ie r  w ird  a u ch  d ie M e is tb e g ü n s tig u n g , in  
B ezu g  a u f  d ie  E h e sc h lie s su n g  d e r  S ta a ts a n g e h ö r ig e n  d e r  f re m d e n  P a r te i  a n g e ­
w e n d e t)  . A r t .  1, e r s te  zw ei A b sä tz e  des f in n is c h -e s t .  H a n d .-  u . S c h if f  .-V., 
sow ie in  a lle n  H an d e lsü b e re in k o m m en , d ie d u rc h  N o te n a u s ta u c h  z u s ta n d e g e k o m ­
m en  sind .
6) D ag eg en  f in d e n  w ir  in  dem  H a n d e ls v e r t r ä g e  zw isch en  L e t t la n d  u n d  
E n g la n d  k e in e  k o n k re tis ie re n d e n  B e s tim m u n g en  ü b e r  d a s  N ie d e r la s su n g s re c h t,
5*
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Sobald es sich um Zulassung zum Gericht der Angehörigen des 
anderen V ertragsteiles handelt und um Ausübung der öffentlichen 
Rechte in den A ufenthaltsstaaten , w ird der Grundsatz der Gleichstel­
lung m it den Inländern  in allen H andelsverträgen der baltischen 
Staaten  zur Geltung g e b ra c h t7)- Wobei im m er vorausgesetzt w ird, 
dass die bestehende Rechtsordnung des A ufenthaltsstaates keinesfalls 
von den Ausländern angetaste t werden darf und die Staatsangehö­
rigen des anderen V ertragsteiles sich derselben fügen müssen. Diese 
Pflicht zum Gehorsam gegenüber dem A ufenthaltsstaate  ergibt sich 
schon aus der U nterw erfung des Frem den un ter die Gebietshoheit 
des betr. S taates, die als unm ittelbare Folge des tatsächlichen- Vor­
ganges des E in tr itts  im Gebiete dieses i s t b).
Dieser allgemein anerkannte Grundsatz von der herrschenden 
Lehre is t auch in den H andelsverträgen aufgenommen. Die U nter­
w erfung un ter die frem de Staatsgew alt bedeutet aber noch keine 
vollständige Gleichstellung m it den Inländern in Bezug auf alle 
öffentlich-rechtlichen Pflichten. Die S taatsangehörigkeit des F rem ­
den als solche bleibt auch m it dem E in tr it t  in das andei e Gewaltbe­
reich unangetastet. Die m it dieser Beibehaltung der S taatsange­
hörigkeit im Zusam m enhange stehenden Befreiungen von verschiede­
nen öffentlich-rechtlichen Diensten werden in den H andelsverträgen 
allgemein ausgesprochen. „Die Angehörigen des einen Teiles, die 
sich im Gebiete des anderen vertragschliessenden Teiles niederge­
lassen, haben oder auf halten, können dort wedei zum persönlichen 
Dienst im Heere, in der M arine, im Landsturm verbande, noch zu 
einer E rsatzleistung  herangezogen w e rd e n "9).
sow ie d ie G e w ä h ru n g  des A u fe n th a lte s .  E s  w ird  n u r  von  dem  R ech te  de i f ie le n  
E in f a h r t  m it  d en  S c h if fe n  d e r  A n g e h ö rig e n  des a n d e re n  T e ile s  u n d  ih re n  L a ­
d u n g e n  g e sp ro ch e n  u n d  f e r n e r  m it  d e r  B e m e rk u n g , so w eit d iese lb en  a n  dem  
e n tsp re c h e n d e n  P la tz e  z u g e la sse n  sin d . E s  w ird  d a m it  d a s  A u fe n th a l ts -  u n d  
N ie d e r la s s u n g s re c h t  in  d iesem  V e r t r a g e  n ic h t  a u sd rü c k lc ih  b e s tim m t. D as  s te h t  
im  Z u sa m m e n h a n g e  m it  d e r  F re m d e n p o li tik  E n g la n d s  in  d e r  le tz te n  Z eit, ln  
den  ü b r ig e n  H a n d e ls v e r t r ä g e n  w ird  d ie  G e w ä h ru n g  des A u fe n th a l ts -  u n d  Mie- 
d e r la s s u n g s re c h ts  a u f  dem  F u s se  d e r  M e is tb e g ü n s tig u n g sk la u se l k o n k re tis ie re n d  
b e h a n d e lt .
T) So zw isch . a n d . A r t .  3 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  u n d  e s tn isch -d eu tsch en ,. 
A r t .  4 des sc h w e iz e r is c h -le ttlä n d isc h e n , A r t .  5 des tsc h ec h o s lo w a k isch -le ttlän d i-  
sch en  H a n d e ls v e r tra g e s .  A r t  .3 A bs. 2 des H an d e lsab k o m m e n s  zw isch en  E s t ­
la n d  u n d  D e u tsc h la n d , sow ie S c h lu ssp ro to k o ll A d. A r t .  3 des H a n d e ls v re t ra g e s  
zw isch en  E s t la n d  u n d  U n g a r n  sch lie ssen  a u s  d e r  a llg e m e in e n  K la u se l ü b e r  
G le ic h ste llu n g  m it  d en  In lä n d e rn  in  B ezu g  a u f  Z u t r i t t  zu m  G e ric h t „d ie  G ew äh ­
r u n g  des A rm e n re c h te s , d ie  B e f re iu n g  vo n  d e r  S ic h e rh e its le is tu n g  f ü r  d ie P ro  
z e ssu a lk o s te n  ( ju d ic a tu m  so lv i) , d ie  V e rw a ltu n g  des b ew eg lich en  N a c h la sse s  
u n d  dei S te llu n g  d e r  G lä u b ig e r  im  K o n k u rs v e r fa h re n "  (d a s  le tz te r  n u r  m  dem  
d e u tsc h -e s tn is c h e n  H .-V .) au s.
8) D ies i s t  a ls  g e n e re lle r  S a tz  von  d e r  v ö lk e rre c h tlic h e n  L i t e r a tu r  a u f ­
g e s te ll t .  So v. M a r te n s  S. 340, H e ilb o rn  (in  E n zy c lo p ä d ie )  S. 525, 526, sow ie 
v. U ilm a n n  S. 364.
8) So im  A r tik e l  4 des d e u ts c h -li ta u is c h e n  H .-V . E n ts p re c h e n d e  B e s tim ­
m u n g e n  f in d e n  w ir  a u c h  zw. a. im  A r t .  4 des e n g lisc h - le ttlä n d is c h e n , A r t .  6 des 
tsc h e c h o s lo w a k isc h -le ttlä n d isc h e n , A r t .  2 des f in n is c h -e s tn isc h e n , sow ie lita u is c h -
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A uf Grund der Gleichstellung m it den Inländern, sowie durch 
die U nterw erfung un ter die frem de Gewalt muss der Frem de aber 
m it Gesetzesnotwendigkeit allen denjenigen aussergewöhnlichen oder 
anderen speziellen m ilitärischen Beitreibungen und Requisitionen 
entsprechen (in Friedens- sowie in K riegszeit), wie es die eigenen 
B ürger und U ntertanen  tun m ü ssen 10). Diese Bestim mungen sollen 
selbstverständlich den Frem den nicht hindern, seinen m ilitärischen 
Verpflichtungen im Heim atlande nachzukommen. So finden w ir 
diesbezüglichen Satz in dem tschecho-slowakisch-lettländischen 
H andelsverträge (A rt. 6 Satz 2) : „D’au tre  part, ils — die Frem de 
also — ne seront nullem ent empeches de rem plir leur devoir m ilitaire 
dans leur propre pays".
W as die Steuer, Verwaltung- und sonstige Abgaben schlechthin 
b e trifft, so kommt hier der G rundsatz der Gleichstellung m it den 
Inländern  oder der der M eistbegünstigung in allen baltischen H an­
delsverträgen zur Geltung.
B etreffend die Anwendung der Klausel der Gleichstellung m it 
den Inländern und die der M eistbegünstigung au f die S taatsange­
hörigen der anderen V ertragsparte i finden w ir Ausnahm en, die einer 
E rw ähnung bedürfen. Zunächst in be tre ff der Anwendung dieser 
Klausel auf die A rbeiter- und Sozialversicherung. Inwieweit 
diese F rage  in  den baltischen H andelsverträgen überhaupt be­
rü h rt wurde, w ird  die G ew ährung der A rbeitersozialversicherung 
von dem Grundsatz der Gegenseitigkeit abhängig gemacht und dam it 
die M eistbegünstigung m it Reziprozität verklauselt. Oder als Vor­
aussetzung zur Gewährung der A rbeiterversicherung der S taats­
angehörigen der anderen V ertragsparte i w ird die gleiche Gesetz­
gebung in dem betreffenden Lande gestellt. So bestim m t A rtikel 
22 des deutsch-litauischen H andelsvertrages die Gleichtellung der 
von der deutschen A rbeiterzentrale angeworbenen landw irtschaftli­
chen W anderarbeiter litauischer S taatsangehörigkeit „hinsichtlich der 
Entlohnung und der Arbeiterbedingumgen" m it den inländischen A r­
beitern. F e rn er gew ährt Deutschland den litauischen A rbeitern  den 
M itgenuss der sozialen V ersicherung in demselben Umfange, wie 
„allen übrigen A usländern". „Ausgenommen sind h ier jedoch diejeni­
gen Begünstigungen, welche Deutschland den Bewohnern gewisser 
Grenzbezirke oder den Angehörigen jener S taaten  gew ährt, die eine 
der deutsch-sozialen V ersicherung gleichwertige V ersicherung im In ­
lande besitzen".
W eiter w ird in diesem A rtikel bestim m t, dass das Recht des A uf­
enthalts dieser W anderarbeiter „m it Ablauf der im A nw erbungs­
v ertrag  festgestellen F ris t"  erlischt.
Eine w eitere E inschränkung der Gleichstellungsklausel ist die 
V erw eigerung des A ufenthaltes. Die A ufenthalts Verweigerung
e n g lisch en , l ita u isch -sch w e d isc h en , A r t .  6 des sc h w e iz e r is c h - le tt lä n d isc h e n  u n d  
f e rn e r  A r t .  5 des P r ä l im in a r v e r t r a g e s  ü b e r  W ir ts c h a f ts -  u n d  Z o llun ion  zw ischen  
E s t la n d  u n d  L e ttla n d .
10) D ies i s t  in  d en  A rtik e ln , d ie in  A nm . 9 a n g e f ü h r t  w u rd e n , fe s tg e le g t.
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(bezw. Ausweisung) w ird in einigen H andelsverträgen ausdrücklich 
ausgesprochen. So A rt. 1 Abs. 2 der Handelsübereinkommen, die 
Schweden m it E stland  und m it L itauen geschlossen hatte . Gemäss 
diesen A rtikeln kann der A ufenthalt den Staatsangehörigen der an­
deren V ertragsparte i verw eigert werden durch Gerichtsbeschluss; 
fe rn e r m it Rücksicht auf die innere oder äussere Sicherheit des 
Staates, oder auf die öffentliche O rdnung und inbesondere m it Rück­
sicht auf die armen-, gesundheits- und sittlichkeitspolizeilichen Vor­
schriften. In denjenigen H andelsvreträgen, wo eine solche A ufent­
haltsverw eigerung nicht ausdrücklich ausgesprochen ist, w ird der 
A ufenthalt bezw. die N iederlassung in der Weise gew ährt, dass die 
Gesetze des A ufenthaltsstaates auf diese Gebiete im m er zur Geltung 
gebracht werden können. Aus diesem Grunde läu ft der Frem de Ge­
fah r, falls er sich gesetzwidrig in dem A ufenthalt gewährenden 
S taate  benim m t oder falls er auf die A rm enunterstü tzung dieses 
S taates angewiesen ist, auf Grund der geltenden landesrechtlichen 
Bestim m ungen ausgewiesen zu werden. In diesem Sinne sind auch 
die Bestim mungen der H andelsverträge m it Deutschland zu verstehen, 
wo N iederlassung und A ufenthalt gew ährt werden, falls die „erfo r­
derlichen Voraussetzungen" vorhanden sind. Diese Voraussetzungen 
können letzten Endes von den diesbezüglichen landesrechtlichen V or­
schriften  abhängig gem acht werden. Im Schlussprotokoll des estnisch- 
ungarischen H andelsvertrages ad. A rt. 19 w ird die E rleich terung des 
A ufenthalts der S taatsangehörigen, sowie der H andelsreisenden der 
einen P arte i im  Gebiete der anderen m it der Bem erkung „particuliere- 
m ent en ce qui concerne le visa exige par les reglem ents policiers en 
vigueur" v e re in b a r t11).
1X) So g e h t L a m p e r t  S. 37 d av o n  a u s , d a ss  d ie D u ld u n g  des F re m d e n  „ is t  * 
b e d in g t von  e in em  e n tsp re c h e n d e n , w ü rd ig e n  V e rh a lte n  des F re m d e n " . So a u ch  
F le in e r  S. 748/49. V. O verbeck , bei B e h a n d lu n g  des A u s w e is u n g s re c h ts  des 
A u s f e n th a l t s s ta a te s  s p r ic h t  sich  d a h in  a u s , d a ss  d ie A u sw e isu n g  a u s  a rm e n ­
p o lize ilich en  G rü n d e n  sich  „ a u s  dem  g le ich en  v ö lk e rre c h tlic h e n  * G ru n d p rin z ip e  
a b le ite n  lä s s t ,  a u s  w e lch em  h e ra u s  d ie  p o litisc h e  g e r e c h tf e r t ig t  w e rd e n  k a n n " .  
D en n  d u rc h  d ie B e la s tu n g  des A u f e n th a l ts s ta a te s  se ite n s  des a u f  A rm e n u n te r -  
s tü z u n g  a n g ew ie se n en  F re m d e n  w ird  „e in es je n e r  ö f fe n tlic h e n  I n te r s s e n  t a n g ie r t  
zu d e re n  S c h u tz  d ie  A u sw e isu n g  a u ch  ohne  b e so n d e re  g e se tz lic h e  V o rs c h r if te n , 
g e e ig n e t u n d  g e s ta t t e t  i s t" .  (S . 8 7 ). K ö h le r, d e r  d ie  F r a g e  d e r  Z u la s s u n g  zum  
A u fe n th a l t  g ru n d s ä tz l ic h  a ls  d ie F r a g e  d e r  P o li tik  des b e tr .  S ta a te s  u n d  n ic h t  die 
des V ö lk e rre c h ts  b eze ich n e t, (S . 115) s te ll t  s p ä te r  (S . 121 X I)  f e s t :  d a s  d eu tsch e  
R e ch t „ b e h ä lt  sich  a ls  R eg el d a s . A u s w e is u n g s re c h t  v o r" , v. L is z t g e h t  im  
a llg e m e in e n  d av o n  a u s , d a ss  d e r  S ta a t  den E in t r i t t  in  se in  G eb iet so lchen  P e r ­
so nen  v e rw e ig e rn  k a n n  (bezw . d iese  P e rso n e n  a u sw e isen )  „d ie  f ü r  S ic h e rh e it  
u n d  O rd u n g  im  In n e rn  w ie  n a c h  a u sse n  h in , ‘g e fä h r l ic h  w e rd e n " . Z u  d iesen  
lä s tig e n  F re m d e n  z ä h l t  v. L iz t a u ch  u n b e m itte l te  u n d  e rw e rb s u n fä h ig e  P e r ­
sonen . N eb el S. 202 s te l l t  a u f  G ru n d  d e r  H a n d e ls v e r t r a g s p ra x is  d e r  V o rk r ie g s ­
z e it f e s t ,  d a ss  d a s  A u s w e is u n g s re c h t im m e r d u rc h  H a n d e ls v e r t r a g s s ä tz e  se ite n s  
d e r  V e r t r a g s p a r te ie n  V o rb eh alten  w ird . E s  i s t  m it  T r ie p e l S. 410 d av o n  a u s ­
zu g eh en , d a ss  v e rw a ltu n g s re c h tl ic h  d ie  A u sw e isu n g  S ach e  d e r  F re m d en p o lize i 
is t , d e r  d e r  F re m d e  u n te r s te l l t  is t . E s  w ä re  a lso  h ie r  je d e r  F a l l  d e r  A u sw e i­
su n g  in d iv id u e ll d u rc h  d a s  z u s tä n d ig e  la n d e s re c h tlic h e  O rg a n  zu  u n te rs u c h e n , 
ob d ie  e r fo rd e r l ic h e n  V o ra u ss e tz u n g e n  z u r  A u sw e isu n g  v o rlie g e n  „B lo sse  V e r­
m u tu n g e n  g e n ü g e n  a lle rd in g s  n ic h t z u r  A n n a h m e  d ie se r  V o ra u sse tz u n g e n " . 
(So L a m p e r t  S. 37, d a s  se lbe  a u ch  v. U llm a n n  S. 368.)
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Die baltischen R andstaaten  untereinander regeln die Rechte 
ih re r S taatsangehörigen auf Grund besonderer K onventionen; ferner 
finden w ir Bestim mungen darüber im P rä lim inarvertrag  über die 
W irtschafts- und Zollunion zwischen Lettland und Estland. Die Kon­
ventionen, die hauptsächlich die Optionsfrage regeln, enthalten 
auch ausführliche Bestim mungen über das N iederlassung^ und A uf­
enthaltsrecht, sowie über das Recht der A usübung der Handels- und 
G ew erbetätigkeit der S taatsangehörigen des einen Teiles im Gebiete 
des anderen. G rundsätzlich gestatten  die baltischen Staaten  den 
gegenseitigen S taatsangehörigen ohne irgendwelche E inschränkun­
gen das A ufenthalts-, N iederlassung^, Handels- und Gewerberecht. 
Es darf keine Ausnahm e und es dürfen k jine  Verbote gem acht w er­
den 12). Die Gleichstellung m it den Inländern  w ird h ier konsequenter 
durchgeführt als in den H andelsverträgen m it den ausserbaltischen 
Staaten.
Gemäss den Bestim mungen dieser Konventionen und den V er­
trägen , welche die baltischen S taaten  untereinander geschlossen ha­
ben, w ird den frem den, baltischen Staatsangehörigen die F reiheit 
zur F örderung ih re r nationalen und kulturellen Organisationen ge­
w ä h rle is te t13). Im  Falle der Ausweisung bezw. V erw eigerung des 
A ufenthaltsrechts muss dem S taate des Ausgewiesenen auf seinen 
A n trag  der Grund der Ausweisung angegeben werden. Alle diese 
besonderen Bevorzugungen, die durch das N achbarverhältn is der bal­
tischen R andstaaten  einerseits und durch den regen V erkehr der 
S taatsangehörigen der baltischen R andstaaten  andererseits diese 
S taaten  sich eingeräum t hatten, gelten gemäss der baltischen Klau­
sel n u r fü r  die S taaten  des Baltikum s und können nicht auf die 
ausserbaltischen S taaten  ausgedehnt werden. Dabei werden selbst­
verständlich, alle Begünstigungen, die einer der baltischen R and­
staa ten  einem d ritten  ausserbaltischen S taa t gew ährt, autom atisch 
und k ra f t  den Bestim mungen der Konventionen auch auf die balti­
schen R andstaaten  in Anwendung gebracht werden können.
IV. Die Bestimmungen über die Rechte der juristischen 
Personen der einen vertragschliessenden Partei im Gebiete 
der anderen.
Die Bestim mungen über ju ristische Personen sind in allen bal­
tischen H andelsverträgen in besonderen A rtikeln niedergelegt. In 
den Handelsübereinkom men, die durch N otenaustauch oder in Form  
von D eklarationen zustande gekommen sind, finden w ir grundsätz­
lich keine diesbezüglichen Bestimmungen. Sobald aber ein ausführ­
licher H andelsvertrag  abgeschlossen wurde, ist auch die Regelung
12) So A r t .  11 A bs. 1 d e r  „.C onvention  e n tr e  la  L e tto n ie  e t la  L ith u a n ie  s u r  
le  d ro i t  des c ito y e n s" , s ig n ee  ä  R ig a  le 14 m a i 1921. (S D N  R ecu e il vol. X V i l ) .
1S) A r t .  13 d e r  o b e n e rw ä h n te n  K o n v en tio n .
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dieser wichtigen M aterie einer ausführlichen Behandlung unterzogen 
worden. Insbesondere die ausserbaltischen S taaten  suchten durch 
die H andelsvertragssätze ih re  zahlreichen in den baltischen Rand­
staaten  tätigen  kommerziellen Gesellschaften zu schützen.
V oraussetzung fü r  die Ausübung der Tätigkeit der ju ristischen  
Person is t  deren Anerkennung. Die F orm alitä ten  der zivilrechtli­
chen Geburt der ju ristischen  Personen im Inlande werden durch 
deren handelsvertragsrechtliche A nerkennung seitens der anderen 
V ertragsparte i fü r  deren Gebiet ersetzt. Die Bedeutung dieser han­
delsvertragsrechtlichen A nerkennung geht noch dahin: „unbeküm ­
m ert darum , ob sie in diesem Punkte (im Punkte der E rfü llung  der 
Form alitä ten) den V orschriften des frem den Staates genügen oder 
nicht, w ird die Rechts- und Prozessfähigkeit der nach H eim atge­
setzen zu recht bestehenden Gesellschaften anerkann t"  (Nebel S. 201). 
Diese handelsvertragsrechtliche A nerkennungspflicht als V oraus­
setzung zur Ausübung der T ätigkeit der ju ristischen  Person im Ge­
biete der anderen V ertragsparte i ist in den baltischen H andelsver­
trägen  konsequent durchgeführt. In dem A rt. 8 der schweizerisch- 
lettländischen H andelsübereinkunft w ird die A nerkennung der 
Aktien- und anderen Gesellschaften e rst dann ausgesprochen, wenn 
1) diese Gesellschaften die heim atstaatlich-inländischen Form alitä­
ten  zu ih re r G ründung erfüllt haben und 2) „sofern sie n ich t einen 
unerlaubten oder den guten Sitten zuwiderlaufenden Zweck verfol­
gen". Dam it w ird die A nerkennung der Gesellschaften der anderen 
V ertragsparte i von den zivil- und staatsrechtlichen Norm en desjeni­
gen S taates abhängig gemacht in dessen Gebiet diese Gesellschaf­
ten  ihre Tätigkeit ausüben wollen. Denn was un ter einem unerlaub­
ten  oder den guten Sitten zuwiderlaufenden Zweck verstanden w er­
den kann, r ich te t sich nach den Gesetzesnormen des betr. S taates. 
In allen übrigen H andelsverträgen iistW ch die A nerkennung von der 
V oraussetzung abhängig gemacht, dass die ju ristischen  Personen 
nach' den inländischen Gesetzen rechtlich bestehen sollen. Also 
die inländischen Form alitäten  müssen erfü llt s e in 1). Die ju r is ti­
schen Personen der einen V ertragsparte i können ihre Rechte im Ge­
biete der anderen nu r gem äss den Gesetzen und Bestim mungen des 
anderen V ertragsstaa tes zur Anwendung bringen. Grundsätzlich 
dürfen keine A usnahm en zwischen den ju ristischen  Personen des 
V ertragsstaa tes mit. denen der inländischen gemacht werden. Die 
ju ristischen  Personen sind gemäss den baltischen H andelsvertrags- 
sätzen befugt, vor Gericht als Kläger und Beklagte Prozesse zu füh ­
ren. In den H andelsverträgen is t die T rennung zwischen der A ner­
kennung der Gesellschaft und der Zulassung zum Gewerbe- und Ge­
schäftsbetrieb in der Weise durchgeführt, dass die A nerkennung 
und Zulassung in besondere A rtikel oder Absätze geteilt sind.
*) So zw. an . A r t .  11 des e n g lisc h -le ttlä n d is c h e n , A r t .  7 A bs. 2 des d e u ts c h ­
l ita u is c h e n , A r t .  4 des u n g a r is c h -e s tn is c h e n , A r t .  8 A bs. 1, 2 des tsch ech o ss lo - 
w a k isc h -le tt lä n d is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .
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Grundsätzlich dürfen  gemäss den A rtikeln der baltischen H an­
delsverträge die G ründung und die Tätigkeit der Handelsgesellschaf­
ten der einen im Gebiete der anderen V ertragsparte i n ich t verw ei­
g e rt werden. In  diesem Falle w ird entw eder die Klausel der Gleich­
stellung m it den Inländern oder die der M eistbegünstigung zur A n­
wendung g e b ra c h t2). D er englisch-lettländisehe Handels- und Schif­
fah rtsv e rtra g  regelt die Rechte der beiderseitigen Handelsgesell­
schaften ausführlicher. Diese M aterie w ird h ier in  drei A rtikeln 
behandelt, wobei der A rt. 12 beiderseits die Regierungen verpflichtet, 
keine H indernisse in  den Weg zu legen, wenn eine Gesellschaft der 
einen im T errito rium  der anderen V ertragsparte i tä tig  sein oder 
F iliale gründen will. F erner die Ausübung der kaufm ännischen und 
industriellen Tätigkeit, des Versicherungs- und Bankwesens oder 
einer anderen benannten Beschäftigung, d a rf beiderseits n icht ver­
w eigert werden, sobald es anderen ausländischen B ürgern  gesta tte t 
is t oder gesta tte t w erden kann. Es w ird dadurch die allgemeine Be­
stim m ung der M eistbegünstigungsklausel und der Gleichstellung m it 
den Inländern  konkretisiert und fü r  die Ausübung der Tätigkeit 
(prak tisch  genommen insbesondere der englischen) Gesellschaften — 
fre ie re  Bahn geschafft. Diese K onkretisierung aber erstreck t sich 
m it der M eistbegünstigungsklausel-N otw endigkeit auf alle übrigen 
S taaten , die m it Lettland H andelsverträge abgeschlossen haben.
In Bezug auf die S teuererhebung gelten h ier dieselben Bestim ­
mungen, wie bei den physischen Personen. Die Klausel der Gleich­
stellung m it den Inländern  konkurriert m it der der M eistbegün­
stigung.
V. Vereinbarungen über die Rechte der Handelsreisenden,
In den H andelsverträgen der baltischen R andstaaten  sind auch 
die Bestim m ungen über die Behandlung der Handlungsreisenden der 
einen V ertragsparte i im Gebiete der anderen aufgestellt. Diese Be­
stim m ungen fussen grundsätzlich auf der M eistbegünstigungsklausel. 
Die Anwendung dieser Klausel ist aber von der A usführung gewisser 
F orm alitä ten  seitens des S taates des betr. H andelsreisenden abhän­
gig gem acht worden. Der H andelsreisende m uss m it einer diesbe­
züglichen Legitim ation ausgesta ttet sein; e rs t dann geniesst er als 
solcher gewisse E rleichterungen in Bezug auf E inreise, V erkehr und 
Abgaben.
Z ur Förderung des H andelsverkehrs ist notwendig, dass die 
T räg er dieses H andelsverkehrs auf keine besonderen H indernisse 
stossen, um ih re  unanfechtbare Tätigkeit ungestört zu vollführen.
2) A r t .  10 A bs. 2 des e n g lisc h - le ttlä n d is c h e n  H a n d e ls - , u n d  S c h i f f a h r t s ­
v e r t r a g e s  b e s tim m t, d a ss  d ie G e se llsch a fte n  d e r  e in en  P a r t e i  im  G eb iete  des 
a n d e re n  n ic h t  u n g ü n s t ig e r  b e h a n d e lt  w e rd e n  d ü r fe n , a ls  d ie  n a tio n a le n  oder 
d ie d e r  m e is tb e g ü n s tig te n  N a tio n e n . D asse lb e  b e s tim m t zw. an . A r t .  17 d e r  
f ra n z ö s is c h - le t t lä n d is c h e n  H an d e lsk o n v en tio n . Sow ie A r t .  18 d e r  f*ranz.-est. 
H a n d e lsk o n v e n tio n .
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Die Bedeutung der Handlungsreisenden ist n icht nu r vom rein privat- 
w irtschaftlichen Gesichtspunkte zu messen, sondern vielm ehr vom 
volksw irtschaftlichen. Insbesondere g ilt es fü r  die baltischen R and­
staaten. Ih re  Erzeugnisse landw irtschaftlicher, sowie industrieller 
A rt suchen schon je tz t neue M ärkte auf, um den E xport zu fördern. 
Ein bedeutender Teil dieses Prozesses fä llt auf die Aufgabe der 
H andlungsreisenden. Dasselbe gilt auch fü r  die V ertragsgegner der 
baltischen Staaten, insbesondere fü r  Deutschland, F rankreich , E ng­
land und die Tschechoslowakei, welche ihrerseits) die baltischen 
M ärkte m it Industrie- und Textilerzeugnissen zu beliefern suchen. 
Aus diesem Grunde erw ächst die besondere Stellung eines H andels­
reisenden im Gebiete der Gegen Vertragspartei. A uf diese Stellung 
is t von völkerrechtlicher wie von handelspolitischer Seite schon h in­
gewiesen w o rd en 1).* H auptsächlich g ilt diese Sonder-Stellung der 
Handelsreisenden in Bezug auf das Abgabenwesen. Die H andlungs­
reisenden sind befugt, alle in ihrem  Bereiche liegenden Geschäfte 
im anderen V ertragsstaa te  zu vollführen, ohfe  irgend welche dies­
bezüglichen Steuern und Abgaben entrichten zu müssen. Die m it­
geführten  M uster sind zollfrei und können daher fre i ein- und aus­
geführt werden 2).
Diese H andelsfreiheit ist an zwei Voraussetzungen geknüpft : 
1) Um als G eschäftsm ann oder V ertre te r desselben von dem ande­
ren V ertragsstaa te  anerkann t werden zu können, m uss der betr. 
H andelsreisende m it diesbezüglichen A usw eispapieren des H eim at­
staates ausgesta ttet sein. Aus diesen A usw eispapieren muss ersicht­
lich sein, dass der betr. H andelsreisende auch alle gesetzlichen 
Steuern und Abgaben in seinem W ohnsitz en trich tet hatte . Gemäss 
den H andelsverträgen m it Deutschland muss eine — als M uster und 
Anlage zum H andelsverträge dienende —  Gew erbelegitim ationskarte 
m it dem entsprechenden Inhalt von den zuständigen Behörden des 
Heim atlandes ausgefertig t werden. Der lettländisch-englische H an­
x) D ies i s t  in sb e so n d e re  von  v. L isz t, S e ite  205, f e rn e r  L ip p e r t  S. 175, 
N eb el S. 301 u n d  G ru n ze l S. 443 h e rv o rg e h o b e n .
2) U m  die  M u s te r  w ie d e r z o llf re i  a u s f ü h r e n  zu  k ö n n en , m ü sse n  d azu  2 V o r­
b e d in g u n g e n  e r f ü l l t  w e rd e n : 1) es W ird a n  e in e  b e s tim m te  Z e it g e h a lte n , d. h . 
d ie  M u s te r  m ü sse n  im  L a u fe  e in e r  b e s tim m te n  Z e it w ie d e r  a u s g e fü h r t  w e rd e n . 
E r l i s c h t  d iese  Z eit, so w e rd e n  d iese  M u s te r  bei Z o lle rh eb u n g e n  a ls  W a re  
b e h an d e lt.
2) D ie I d e n t i t ä t  d e r  M u s te r  m u ss  n a c h g e w ie se n  w e rd en , d. h. es d ü r fe n  
n u r  d iese lb en  M u s te r  z o llf re i  a u s g e fü h r t  w e rd en , d ie schon  e in g e fü h r t  w u rd e n . 
F e r n e r  i s t  d ie  E in -  u n d  A u s fu h r  d e r  M u s te r , ohne  i rg e n d  w e lche  Z ölle  e rh eb e n  
zu  d ü r fe n , e r s t  d a n n  g e w ä h r t ,  w en n  es e in e r  b e s tim m te n  Q u a n t i tä t  e n ts p r ic h t .  
D e r A r t ik e l  12 des tsc h ech o -s lo w ak isch en  H a n d e ls v e r t r a g e s  se tz t  a u ch  v o r­
s ic h ts h a lb e r  v o ra u s , d a ss  d ie M u s te r  a ls  so lche q u a n t i t a t iv  k e in s fa l ls  e in  b e ­
s tim m te s  M ass ü b e rsc h re i te n  d ü r fe n . E in e  d iesb ezü g lich e  B e s tim m u n g  f in d e n  
w ir  a u ch  im  A r t .  9 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .
D ie Id e n ti tä tsb e z e ic h n u g e n , d ie  d a s  H e im a tla n d  a n g e le g t  h a t te ,  w e rd en  
a u ch  von  d en  a n d e re n  v e r tra g sc h lie s se n d e n  P a r t e i  a n e rk a n n t .  So zw. a. A r t .  
5, 6 des d e u ts c h -li ta u is c h e n , A r t .  11 u . 12 des le ttlä n d ise h - tse h e c h o s lo w a k isc h e n , 
A r t .  20 des u n g a r is c h -e s tn is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .  F e r n e r  f in d e n  d iesb ezü g ­
liche  B es tim m u n g en  a u s fü h r l ic h e r  in- A r t .  16 d e r  f ra n z .-e s t .  H a n d e lsk o n v en tio n .
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dels- und S ch iffah rtsvertrag  sprich t von der Befugnis der Handels­
kam m ern, sowie auch anderen Handelsvereinigungen und anerkann­
ten  kaufm ännischen U nternehm ungen ein biesbezügliches Zeugnis 
auszust eilen schlechthin. A rtikel 15 der französisch-1 ettländischen 
Handelskonvention bestim m t in solchem Falle die „presentation de 
leur carte  de legitim ation industrielle, delivree p a r les au torites com- 
petentes de leur pays".
Zweite Voraussetzung fü r  die H andelsfreiheit der H andelsrei­
senden im Gebiete der anderen V ertragspartei ist, dass die Handels­
reisenden n u r fü r  ih r Gewerbe, das in der A usw eiskarte genannt 
wird, tä tig  sind. F ü r  andere Geschäfte, die sie betreiben, gelten die 
besonderen V ergünstigungen nicht.
Gemäss A rtikel 13 Abs. 4 der schweiz.-lettländischen Handels­
übereinkunft können die Bestim mungen in betr. der Handelsreisenden 
nicht in Anwendung gebracht werden, „auf den Gewerbebetrieb im 
Umherziehen, H ausierhandel und das Aufsuchen von Bestellungen 
bei Personen, die weder ein Gewerbe ausüben, noch Handel treiben ; 
und die vertragschliessenden Teile behalten sich in dieser H insicht 
volle F reiheit der Gesetzgebung vor" 3).
VI. Bestimmungen in Bezug auf den Schutz des geistigen 
und gewerblichen Eigentums der Staatsangehörigen der 
einen Partei im Gebiete der anderen.
Die Rechte der Angehörigen des einen S taates im Gebiete des 
anderen in Bezug auf das gewerbliche und geistige Eigentum , sowie 
in Bezug auf den M arken- und Fabrikschutz w urden durch die Kon­
ventionen von P aris  (20. Mai 1883, rev id iert in W ashington am
11. Jun i 1911), von Bern (9. Septem ber 1886, rev id iert in Berlin 
am 20. M ärz 1914), sowie durch die Ü bereinkunft über die Regi­
strierung  der M arken von M adrid (14. A pril 1891, rev id iert in  W a­
shington, 2. Jun i 1911) in ternational geregelt. Gemäss diesen Kon­
ventionen geniessen die Angehörigen des einen S taates im Gebiete 
des anderen in Bezug auf das gewerbliche und geistige Eigentum  
dieselben Rechte wie die Inländer. H ier kommt also die Gleichstel­
lungsklausel m it den Inländern voll zur G eltung1). Infolge des K rie­
3) D iese  A u sn a h m e  von  d e r  a llg e m e in e n  F re ig a b e  des H a n d e ls -  u n d  G ew er­
bes in  d en  H a n d e ls v e r t r ä g e n , i s t  schon  in  d e r  H a n d e ls v e r t r a g s p ra x is  d e r  V o r­
k r ie g s z e it  m e is te n fa l ls  z u r  G e ltu n g  g e b ra c h t  w o rd en . (So  N ebel S. 202, 203, 
L ip p e r t  SS . 174, 175, sow ie 655 f f ,  f e r n e r  G ru n zel S. 442.) G em äss d en  in  d e r  oben 
a n g e f ü h r te n  L i t e r a tu r  g e n a n n te n  H a n d e ls v e r t r a g s s ä tz e n  h a t  sich  d iese  A u s ­
n a h m e  vo n  d e r  a llg e m e in e n  G le ic h s te llu n g sk lau se l n ic h t  n u r  a u f  d ie in  dem  
A r t .  13 d e r  sc h w e iz e r is c h e n -le ttlä n d is c h e n  H a n d e ls ü b e re in k u n f t  g e n a n n te n  
G e w e rb e tä tig k e ite n , so n d e rn  a u c h  a u f  d ie  A u s ü b u n g  des A p o th e k e rg e w e rb e s  u n d  
des H a n d e ls m ä k le rg e sc h ä f te s  a u sg e d e h n t.
*) D ies is t  a u ch  in  d e r  L i t e r a tu r  h e rv o rg e h o b e n : So v. L isz t, S. 223,. 
v. U llm a n n  S. 416, 416, W e lls te in  A r t .  „ P a te n t r e c h t" ,  (S ta a ts le x ik o n )  S. 23— 25, 
R a th e n a u  in  A r t .  „ P a te n tw e s e n "  (H a n d w ö rte rb . f .  S ta a ts -  u n d  V e rw a ltu n g s ­
w is s e n s c h a f te n )  S. 46, 47, sow ie N ebel S. 303. F e r n e r  n e u e rd in g s  u n te r  Be-
ges aber wurden die Bestim mungen dieser Konventionen von den 
kriegführenden Staaten  nicht eingehalten und dam it diese Völker­
rechtssätze ausser K ra ft gesetzt. E rs t nach den Friedensschlüssen 
w urden diese Konventionen wieder allmählich in K ra ft gesetzt. Die 
Inkraftse tzung  dieser Konventionen erfolgt in der Weise, dass die 
europäischen, sowie außereuropäischen  Staaten  dem schweizeri­
schen B undesrat (gemäss den S tatu ten  dieser Konventionen) ihre 
R atifikation  bezw. ih re  W iederhinzutretung (Adhäsion) zu diesen 
Konventionen bekannt geben. E ine solche Adhäsion w ird von der 
schweizerischen Regierung den anderen Staaten, die schon diesen 
Konventionen beigetreten sind, bekannt gegeben und gleichzeitig 
w ird sie im „recueil des T ra ites"  des Völkerbundes re g is tr ie r t2). 
E stland h a t die H inzutretung  zur P arise r Konvention am 18. De­
zember 1928 dem schweizerischen B undesrat bekannt gegeben. Der 
Beschluss zur Genehmigung dieser in ternationalen  Konvention er­
folgte in Estland „par une loi votee en Assemblee d’E ta t le 29 no- 
vembre 1923".
Da die Handelsabkommen der baltischen S taaten  noch in der 
Zeit geschlossen wurden, als die Inkraftsetzung  dieser Konventionen 
in der Schwebe w ar, so sind in einigen H andelsverträgen wenige 
Punkte über diese M aterie aufgestellt worden. M eistenfalls w ird 
in den H andelsverträgen der Abschluss eines besonderen Abkom­
m ens über den Schutz des U rheberrechtes vorgesehen.
So A rt. 31 des deutsch-litauischen, A rt. 11, 1 des deutsch-estni­
schen und A rt. 23 des tschechosl.-lettländ. H.-V.
Der ungarisch-estnische (sowie der französ.-estnische und fran - 
zösieh-lettländisehe) H andelsvertrag  hat diese Konventionen als 
Bestandteile des V ertrages aufgenommen. So bestimmen A rt, 5 
und 6 dieses (bzw. A rtikel 13, 14, 15 und A rtikel 14 der 
anderen) H andelsvertrages „. . . une application effective ä 
la convention in ternationale de P a r i s . . . B e rn . . .  et ä l’acte  de 
M adrid . . Dami t  w ird die F rage betr. den Schutz des gewerb­
lichen und geistigen E igentum s vertragsm ässig  durch die in te r­
nationalen Konventionen geregelt, die ih rerseits die Gleichstellung 
m it den Inländern bestimmen.
Zwischen D änem ark und Estland wurden zwei besondere Ab­
kommen in Form  von Deklarationen vom 27. Juli 1923 darüber ab­
geschlossen. Die Bestim mungen dieser D eklarationen lehnen sich in­
haltlich an die der internationalen Konventionen und bringen da­
durch die Gleichstellung m it den Inländern in Anwendung. Eine 
wechselseitige E rk lä rung  des gleichen Inhalts über den gegenseiti­
gen Schutz der Rechte aus dem gewerblichen Eigentum  der S taats­
rü c k s ic h tig u n g  des W ie d e r in k r a f t t r e te n s  d ie se r  K o n v e n tio n e n  H . Is a y , M eist- 
b e g ü n s tig u n g s k la u s e l  u . G le ic h b e re c h tig u n g sk la u se l im  in te rn a t io n a le n  R ech t. 
(Z . f . V ö lk e rr . B. X I I .)
2) D ie A d h ä s io n e n  d e r  P a r i s e r  K o v en tio n  is t  in  Vol. des re cu e il de T r . 
de S. d. N . I I I ,  277, X I S. 426, X V  S. 326 X X IV  S. 200, d ie d e r B e rn e r  a u c h  in  
I ,  217 u . 243 r e g is t r ie r t .
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angehörigen der einen im Gebiete der anderen Parte i, w urde seitens 
L itauen und der Tschechoslowakei am 11. Dezember 1923 kund­
gemacht.
Besonderer Regelung ist die E rteilung  von Paten ten  auf E rfin ­
dungen, W arenzeichen und Bezeichnungen, sowie U rheberrechte auf 
W erke der L ite ra tu r und Kunst, in A rtikeln 22 und 23 des englisch- 
lettländischen Handels- und Schiffahrtsvertrages unterzogen. Grund­
sätzlich kommt auch h ier die Anwendung der Klausel der Gleich­
stellung m it den Inländern  zum Ausdruck (so A rt. 22). Auf Grund 
des A rtikels 23 dieses V ertrages hat sich Lettland verpflichtet (auf 
dem Prinzip der Gegenseitigkeit) auch die Rechte auf industrielles, 
literarisches, künstlerisches E igentum  der britischen U ntertanen  z.u 
schützen, die schon vor oder w ährend des Krieges und der Revolu­
tion in denjenigen Teilen des russischen Reiches bestanden haben, 
die je tz t an Lettland übergegangen sind. F ü r die R estitu ierung die­
ser Rechte w ird Lettland ein angemessener Zeitraum  • gew ährt. 
Lettland seinerseits kann sowohl dokum entarische Beweise, wie auch 
R egistrierung dieser Rechte verlangen. A uf diese Weise ha t E ng­
land die auf dem T erritorium  der jetzigen lettländischen Republik 
schon bestandenen U rheberrechte seiner U ntertanen  durch vertrags- 
mässige Bestim mungen bekräftig t.
8. Die Handelsvertragsbestimmungen in betreff 
des eigentlichen Handels und des Handelsverkehrs.
I. Allgemeines.
Die hier zu behandelnden F ragen  wurden schon in anderem  Zu­
samm enhänge, kürzer, oder ausführlicher berührt. Nämlich im 
fünften  A bschnitt über den Inhalt der baltischen H andelsverträge 
in seinen Grundzügen und fe rn e r bei Behandlung der F rage über 
die E inschränkung der W irksam keit der M eistbegünstigungsklausel 
im A bschnitt 6. In diesem A bschnitt w ären daher die in den H an­
delsverträgen auf gestellten Bestimmungen in betreff der Ein-, Aus- 
und D urchfuhr von W aren, ferner über Zölle, sowie den Passagier- und 
G üterverkehr auf V erkehrsanlagen zu Lande, un ter Berücksichti­
gung der konkreten V ertrags Verhältnisse der betr. S taaten zu be­
handeln.
Im allgemeinen ist noch hervorzuheben, dass die Anwendung der 
M eistbegünstigungsklausel auf dem Gebiete des Handels und V er­
kehrs grundsätzlich daraufh in  zielt, dass die A uslandsbew erber un­
te r  sich gleichgestellt werden. Um die K onkurrenz, die daraus her­
vorgeht, irgendw ie handhaben zu können, liegt es im Interesse des 
einzelnen Staates, fü r  sich besondere, gemäss seinei handelspoliti­
schen und volksw irtschaftlichen Veranlagung, Begünstigungen aus­
zubedingen, die den anderen Staaten  infolge des N ichtvorhanden­
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seins der entsprechenden Voraussetzungen, sei es handelspolitischer, 
geographischer oder verkehrstechnischer A rt, nicht oder n u r in be­
schränktem  Um fange zugute kommen können.
Bei Behandlung der Ein-, Aus- und D urchfuhr von W aren und 
der Zollbestimmungen w ird noch diese F rage  an H and der baltischen 
H andelsvertragspraxis zu untersuchen sein.
II. Die Ein-, Aus- und Durchfuhrsverbote und die 
T ransitbestimmungen.
Es sind politische, handelspolitische und polizeiliche Verbote zu 
unterscheiden. Die letzteren polizeilichen Verbote beziehen sich 
grundsätzlich auf den Schutz der öffentlichen Sicherheit, F erner 
beziehen sie sich in  diesem Zusam m enhange au f gesundheits- und 
veterinäre  M assregeln des betr. S taates.
W ährend die politischen Verbote als B oykottierung eines S taa­
tes  seitens dessen, der die Verbote erlässt, aufzufassen sind, können 
sie nu r auf autonomem Wege zur Geltung gebracht werden. Die 
handelspolitischen und die polizeilichen Verbote dagegen werden 
durch H andelsverträgssätze zur Geltung gebracht. Es ist m it der 
herrschenden Lehre x) davon auszugehen, dass die handelspolitischen 
Verbote je tz t im Z eitalter der H andelsfreiheit keinen Platz finden; 
es sei denn, dass besondere Um stände Platz greifen. Grundlegend 
bestimm en die H andelsverträge der baltischen Staaten, dass keine 
Ein-, Aus- und D urchfuhrverbote den gegenseitigen V erkehr hem ­
men sollen 2). Falls aber infolge besonderer Um stände, so z. B. durch 
den K rieg und seine Folgen, bestim m te Verbote in den betreffenden 
S taaten  durch V erordnung erlassen werden, so müssen sie m it der 
M eistbegünstigungsklausel-N otw endigkeit gleichzeitig gegen alle 
Staaten  bestehen. Es dürfen also keine direkten, handelspolitischen 
Verbote gem acht werden. Es is t h ier w ieder der schon vorhin im 
anderen Zusam m enhange (A bschnitt 6) erw ähnte, handelsvertrags­
rechtliche Vorbehalt hervorzuheben, der dahingeht, dass die gegen­
seitigen W irtschafts Verhältnisse bei E rlass von Verbotsverordnungen 
von den V ertragsstaa ten  respektiert werden müssen..
In einigen baltischen H andelsverträgen sind Verbote seitens der 
vertragschliessenden Teile Vorbehalten worden. Diese Verbote sind 
handelspolitischer A rt und sind aus dem Grunde in  H andelsverträgen 
aufgenommen worden, da die H andelsverträge im Zeitpunkt der 
N achkriegs- und Valutadepression zustande gekommen sind. Die
*) So v. L isz t, S. 206, f e rn e r  L ex is  A r t .  E in fu h rv e rb o te  im  H a n d w . B uch  
d e r  S ta a ts w . B a n d  S. 629, L u se n sk y  im  H a n d b u c h  des S ta a ts -  u n d  V e rw a l­
tu n g s r e c h ts  S. 632, A r n d t  in  A n n a le n  1895 S. 183 f f ,  G ru n ze l S. 364, N ebel 
S . 291— 92, L ip p e r t  S. 486.
~) Z w isch en  a n d e re n  s in d  h ie r  fo lg en d e  A r tik e l  d e r  b a lt isc h e n  H a n d e ls ­
v e r t r ä g e  h e rv o rz u h e b e n : A r t .  8 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  H a n d e ls v e r t r a g s ,  A r t .  
5 des le ttlä n d isch - tsc h e ch o s lo w ak isc h en , A r t .  7 des f in n is c h -e s tn isc h e n , A r t .  18 des 
u n g a r is c h -e s tn is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .
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valutaschw ankenden Länder wollten ihre volksw irtschaftlichen E r ­
zeugnisse vor ungünstiger A usfuhr schützen. Insbesondere gilt diese 
Tatsache fü r  Deutschland. Als Deutschland auf die H andelsverträge 
m it Estland und Litauen eingegangen ist, ging die Inflation auf 
ihren Höhepunkt zu. Um sich von den anderen S taaten  und Aus­
ländern schlechthin n icht übervorteilen zu lassen, ha t Deutschland 
eine Reihe von E inschränkungen aufgestellt, die in norm aler Zeit 
niem als zur Geltung kommen könnten. Die Ans- und E in fuh r der 
m eisten W aren wurden an Aus- und Einfuhrbew illigungen seitens 
der deutschen Aussenhandelskontrolle geknüpft. Diese autonom fest­
gesetzte N achkriegspolitik Deutschlands h a t auch ih re  Abspiegelung 
in den H andelsvertragssätzen gefunden, um je tz t aber im grossen 
und ganzen wieder ausser Geltung zu kommen. Nämlich aus dem 
Grunde, dass die Aussenhandelskontrolle als solche in Deutschland 
abgebaut ist. So bestim m t A rt. 13 des deutsch-litauischen Handels­
vertrags, dass, wenn Deutschland „bei E rteilung  von Ausfuhrbewilli- 
gugen eine U nterscheidung zwischen valu tastarken  und valuta- 
schwachen Ländern m acht, w ird sie L itauen bei P rü fung  von Aus­
fuhrbew illigungen als valutaschwaches Land behandela". Im Absatz 2 
dieses A rtikels w ird die Dauer dieser V ereinbarung auf neun Monate 
festgesetzt. F e rner w ird die weitere Gültigkeit dieser V ereinbarung 
davon abhängig gemacht, „ob die gegenw ärtigen Voraussetzungen 
dieser Behandlung noch fortbestehen". Alle diesbezüglichen Bestim ­
m ungen tre ten  also m it der Stabilisierung ausser K raft.
Zusam m enfassend können w ir festellen, dass die in einigen 
H andelsverträgen auf gestellten Verbotssätze, A bnorm alitäten der 
N achkriegszeit sind und der von der völkerrechtlichen und handels­
politischen L ite ra tu r aufgestellte Satz über grundsätzliche Ab­
schaffung der handelspolitischen Verbote auch je tz t seine Gültig­
keit behält. Die oben in einigen H andelsverträgen erw ähnten Ab­
weichungen von diesem Grundsätze sind zeitweliger N a tu r und kön­
nen nicht als eine A ntastung  dieses Grundsatzes angesehen werden.
Dagegen kommen die Ein- Aus- und D urchfuhrverbote aus 
öffentlich- und gesundheitspolizeilichen Rücksichten in  den baltischen 
H andelsverträgen voll zur Geltung. W ir finden in den baltischen 
H andelsverträgen dieselben Vorbehalte, welche schon in der H an­
delsvertragspraxis der Vorkriegszeit gem acht w urden und von der 
herrschenden Lehre zum A usdruck gebracht worden sind .?).
In Bezug auf den D urchfuhrverkehr is t noch Folgendes festzu­
stellen : Der D urchfuhrverkehr ist nach dem G rundsätze der Handels­
fre ih e it und M eistbegünstigung zu handhaben. A usser den fü r  die 
Aus- und E in fuhr geltenden Verboten, dürfen fü r  die D urchfuhr 
keine neuen Hemmnisse bestehen. Also die F re iheit des D urch­
3) A u f  d ie  e in ze ln en , in  den  b a ltisc h e n  H a n d e ls v e r t r ä g e n  a u fg e z ä h lte n  
E in - , A u s- u n d  D u rc h fu h rv e rb o te  i s t  im  A b s c h n it t  6, I I I  be i B e h a n d lu n g  d e r  
E in s c h r ä n k u n g  d e r  M e is tb e g ü n s tig u n g sk la u se l schon  h in g ew ie se n  w o rd en .
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gangsverkehrs w ird nu r aus gesundheits- und öffentlich-polizeilichen 
M assregeln eingeschränkt.
In den H andelsvertragssätzen der baltischen Staaten  ist ausge­
sprochen, dass die vertragschliessenden Regierungen die e rfo rder­
lichen Schritte  unternehm en sollen „um den V erkehr auf den 
Eisenbahn- und W asserwegen, die fü r  den internationalen T ransit 
benutzt werden, zu erleichtern und zu fö rd e rn " 4). Wobei aber die 
autonome E isenbahntarifpolitik  der vertragschliessenden Staaten  als 
V oraussetzung gilt. In dem let.-tschechoslowakischen H andelsverträge 
ist die Bestim m ung aufgestellt, wonach die E isenbahntarife  fü r  den 
D urchgangsverkehr möglicherweise den in ternationalen T arifen  sich 
anpassen sollen. (So A rt. 16).
D er Satz über die F re iheit des T ransitverkehrs ist besonders 
in den H andelsverträgen der baltischen R andstaaten  hervorgehoben, 
worden, da fü r  die europäischen Staaten, der T ransitverkehr durch 
das Baltikum  handelspolitisch von ausschlaggebender Bedeutung ist. 
Aus diesem Grunde ist gemäss den H andelsvertragssätzen der D urch­
gangsverkehr m it keinen D urchfuhrzöllen und anderen D urch­
fuhrabgaben zu belasten. Es sollen n u r solche Abgaben erhoben 
werden, die zur Deckung der Unkosten fü r  die Berechnung und V er­
w altung erforderlich sind. Die Klausel der Gleichstellung m it den In ­
ländern kom mt h ier voll zur G eltung5). Insbesondere in Bezug auf 
die baltischen R andstaaten  ist m it Lexis (S. 576 in der Anm. 5) e r­
w ähnten A rtikels im H andw örterbuch der S taatsw .) die Zweck­
m ässigkeit der D urchfuhrfreiheit zu betonen. Es liegt ja  auch in 
der Handelspolitik der baltischen Staaten, den D urchfuhrverkehr 
zu fördern , um dadurch das dazu veranlagte Verkehrsm ittelsystem  
betriebsw irtehaftlich  ausnutzen zu können.
In Bezug au f die D urchfuhr ist noch Folgendes in  den Handels­
vertragssätzen  aufgenommen w orden: Es dürfen keine Ausnahm en 
gemacht w erden zwischen den W aren, die nach oder vor erfolgter 
D urchfuhr das Gebiet eines d ritten  S taates durchlaufen müssen. 
Dieselbe Bestim m ung gilt auch, wenn die D urchfuhr m it E in ­
speichern oder Umladen der W aren verbunden i s t 6).
Analoge Bestim mungen sind auch fü r  die Eisenbahn-Beför- 
derung von Personen der vertragschliessenden Teile und den Ge­
päckverkehr in die baltischen H andelsverträge gesetzt worden. Es 
dürfen h ier keine Ausnahm en zwischen Inländern und Angehörigen 
des frem den S taates gemacht werden.
4) So w ö r tl ic h  A r t .  13 des e n g lisc h - le ttlä n d is c h e n  H a n d e ls -  u n d  S c h i f f a r t s -  
v e r tr a g e s .  F e r n e r  f in d e n  w ir  d iesb ezü g lich e  B e s tim m u n g  zw . a, in  dem  A r t .  16 
des d e u ts c h -li ta u is c h e n , A r t .  20 des u n g a r is c h -e s tn is c h e n , A r t .  7 des f in n is c h ­
e s tn is c h e n , A r t .  10 u n d  13 des tsc h e c h o s lo w a k isc h -le tt lä n d isc h e n  H a n d e ls v e r t r a ­
ges, A r t .  8 d e r  f ra n z ö s isc h -e s tn is c h e n  H a n d e lsk o n v en tio n .
5) So a u ch  d ie h e rrs c h e n d e  L e h re  v. L is z t S. 206, L ex is  576, A r t .  D u rc h ­
fu h rz ö lle  u n d  D u rc h fu h rv e rb o te  Bd. 3, G ru n ze l S. 362.
8) H ie r f ü r  g e lte n  a u ch  d ie in  d e r  A nm . 4 a n g eg e b en e n  B es tim m u n g en  
d e r  b a lt isc h e n  H a n d e ls v e r t r ä g e ,  sow ie A r t .  15 des tsc h e c h o s lo w a k isc h -le tt lä n d i-  
sch en  H a n d e ls v e r tra g e s .
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Grundsätzlich bestehen keine Ein-, Aus- und D urchfuhrverbote 
fü r  solche Gegenstände, die zwecks einer R eparatu r in  einem der 
V ertragsstaa ten  eingeführt und spä te r ausgeführt werden. F erner 
bestehen keine Verbote fü r  Fässer und Säcke, die nach Entleerung 
in dem betr. S taate  w ieder ausgeführt werden dürfen. Diese Ge­
genstände unterliegen auch keinen Zollabgaben.
Die am 20. A pril 1921 in Barcelona Unterzeichnete in ternationale 
Übereinkommen über die F reiheit des D urchgangsverkehrs (Conven­
tion et S tatut su r la liberte du tra n s it)  w ird von allen Staaten, 
allmählich ra tifiz ie rt. Von den baltischen S taaten  ha t es Lettland 
am 29. Dezember 1923 ra tifiz ie rt (Recueil de T ra ite  SDN vol. X IX ).
Die Bestim mungen dieser Konvention w erden auch in den 
H andelsvertragssätzen aufgenommen. E s ist h ier den schwedich- 
estnischen Ergänzungsnotenaustausch vom 25. und 27. M ärz 1924 zu 
dem Handelsübereinkom men vom 7. Juli 1923 zu erw ähnen (vol. 
XXIV des Recueil de T ra ite), wonach die von der schwedischen Re­
gierung ersuchte U m änderung des Ausdrucks des Punktes C,) im 
§ 3 des obenerw ähnten Handelsübereinkom mens —  „pour des rnotifs 
de police san ita ire" — in dem —  gemäss der B arcelonaer Konven­
tion —  „soit pour raison de sante ou de securite publique . . von 
der estnischen Regierung entgegengenommen wurde.
III. Die Bestimmungen über die eigentlichen Zoll- und 
sonstigen Abgabenerhebungen.
Bei der Behandlung des Inhalts der baltischen H andelsverträge 
in ihren Grundzügen ist darau f hingewiesen worden, dass die von 
den S taaten  autonom aufgestellten Zölle müssen, gemäss den Handels­
vertragsbestim m ungen, grundsätzlich nach dem Prinzip  der M eist­
begünstigungsklausel zur An wendeng gebracht werden. Es sei denn, 
dass besondere Zoll- und Tarifbestimmiungen die Zur gelt ungbrin- 
gung der Zölle bei den einzelnen W arengattungen selbständig 
regeln. F e rner ist h ier noch auf die Zollbefreiung bei dem D urch­
gangsverkehr und bei A usfuhr von M ustern zu verweisen (Abschn. 
7 III, IV dieser A rbeit). H ier sind noch die einzelnen Bestimmungen 
über Zollform alitäten, Zollbefreiungen und Zollermässigungen 
schlechthin hervorzuheben.
In Bezug auf Zollform alitäten ist auch, der G rundsatz der M eist­
begünstigung ausgesprochen. Um die verschiedenen Zollerhebungen 
handhaben zu können, müssen gemäss der baltischen H andelsver­
trag sp rax is  auf Verlangen der Zollbehörde der einen V ertragspartei 
von der anderen U rsprungszeugnisse der betreffenden W aren zu­
gestellt werden. Bei der Höhe, Bemessung und E rhebung der Zölle
R . P o le ssk y , S y s t. d. H a n d e ls v e r tr .  d. B a lt . R a n d s t . 6
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d arf kein U nterschied gemacht werden, ob die W aren über die Landes­
oder die Seegrenze eingeführt w u rd e n 1).
Es ist noch in diesem Zusam m enhange auf die Zollerleichterun­
gen bei dem Grenzverkehr der N achbarstaaten  hinzuweisen.
W ie bei den Bestim mungen über die D urchfuhr von W aren, so 
dürfen auch sonst fü r  W aren, die auf eine bestim m te Zeit eingelagert, 
um später ausgeführt zu werden, keine Zollabgaben en trich te t 
w erden 2).
In  dem deutsch-litauischen H andelsverträge finden w ir Bestim ­
m ungen in B etreff der Zoll- und A bgabenerhebungen bei A usfuhr 
von Holz aus Litauen. So bestim m t § 14 dieses H andelsvertrages: 
„Die litauische Regierung w ird A nträge deutscher Reichsangehörigen 
auf A usfuhr von Holz wohlwollend prüfen und erwägen. Sie w ird 
bei der Regelung der Ausfuhrzölle keinen höheren Zoll fü r  die Aus­
fu h r von Papierholz als fü r  die A usfuhr von Grubenholz festsetzen". 
In  P unkt 2 dieses Parag raphen  is t vorgesehen, dass keine H erauf­
setzung der Ausfuhrzölle von Rund-Schnitt sowie von Gruben- und 
Papierholz s ta ttfinden  darf, die in den nächsten 9 M onaten nach 
der U nterzeichnung des V ertrages nach Deutschland ausgeführt 
werden. Nachdem diese Zeit verstrichen ist, soll eine besondere 
diesbezügliche V ereinbarung getroffen  werden. Dieser A rtikel ist 
a '^s i (^genJk^E^pensation L itauens in Bezug auf die Behandlung als
, ..välutaschw aehes Land seitens Deutschlands aufzufassen. Die
X V oraussetzüngenM afür sind aber je tz t n ich t gegeben.
* Zu denJZolft)efreiungsbestim m ungen gehören auch die schon
■vorhin Bestim mungen über die R eparaturgegenstände.
Hffb^gfas^md e. die repara tu rshalber eingeführt, um nach der 
Beendigung der R epara tu r wieder ausgeführt zu werden. In  der 
L ite ra tu r  auch als V eredelungsverkehr bezeichnet3).
Um alle in den H andelsverträgen aufgestellte Bestim mungen 
hervortre ten  zu lassen, sind noch jene hervorzuheben, wonach die 
S taats- und Gem eindeverwaltungen der einen V ertragsparte i keine 
höhere S teuer au f die Erzeugnisse der anderen auferlegen dürfen, 
als au f die einheim ischen4). Es soll dam it die E rzeugung und V er­
brauch der einen vertragschliessenden P arte i auf dem T errito rium  
der anderen nicht verh indert werden.
*) D a  s in d  d ie ü b lic h e n  B e s tim m u n g en , d ie  schon  in  d e r  H a n d e ls v e r t r a g s ­
p r a x is  d e r  V o rk r ie g s z e it  im  a llg e m e in e n  a u f  g en o m m en  w u rd e n . So a u f  G ru n d  
v on  re ic h em  M a te r ia l  d ies  von  N eb el S. 296 u n d  L ip p e r t  S. 474 f f .  h e rv o r ­
g e h o b en .
2) So d ie  schon  v o rh in  in  A b s c h n it t  8 g e n a n n te n  A r t ik e l  d e r  b a lt isc h e n  
H a n d e ls v e r t rä g e ,  sow ie  d e r  A r t ik e l  19 des d e u ts c h - li ta u is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s ,
3) So h eb en  L a m p e r t  S. 185, sow ie N ebel S. 279, L ip p e r t  S . 492 f f ,  u n d  
G ru n z e l S. 539 d ie  G e g e n s tä n d e  des V e re d e lu n g sv e rk e h rs  a ls  a u s s e r  d e r  Z o ll­
e rh e b u n g  s te h e n d e n  h e rv o r .
4) So zw. a . A r t .  15 d. d e u tsch -lit.,  9 d. f in n is c h -e s t.,  des e n g l.- le ttl . u . 
d e s  f ra n z .-e s t .  H a n d e ls v e r tra g e s .  &
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IV. Die W irtschafts- und Zollunion zwischen Lettland 
und Estland.
In diesem Zusam m enhänge ist noch der A rtikel 7 des estnisch- 
lettländischen V ertrages über die ökonomische und Zollvereinigung 
dieser Länder zu behandeln. Nach zwei Seiten hin gew innt dieser 
A rtikel an Bedeutung. E inerseits fü r  die Handelspolitik dieser S taa­
ten  den anderen gegenüber, also nach aussen hin, und auf der 
zweiten Seite fü r  die G estaltung der Produktiv- und K onsum tivkräfte 
sowie fü r  den H andelsverkehr dieser Länder zwischen einander, also 
die W irkung nach innen hin.
Die Zollunion der beiden Länder besteht darin, dass ein gemein­
schaftlicher Z olltarif nach aussen hin aufgestellt w ird, um dam it 
als eine koordinierte Zollgem einschaft hervortre ten  zu k önnen1). 
Diese Zollunion, die auf völkerrechtlichem  Wege zustandegekommen 
ist, g re ift nicht in die U nabhängigkeit jedes dieser S taaten  ein, 
sondern ist vielm ehr eine au f dem völkerrechtlichen V ertrag  von zwei 
unabhängigen S taaten  fü r  das beiderseitige, volksw irtschaftliche Ge­
deihen errich te te  w irtschaftliche Gemeinschaft. D aher w ird diese 
Zollunion von der au f dem verfassungsm ässigen Wege errich teten  zu 
unterscheiden. So beispielshalber von der ehemaligen österreichisch- 
ungarischen Zoll-Vereinigung. Dieser U nterschied ist besonders von 
L ippert S. 243 hervorgehoben.
Auf Grund der W irtschafts- und Zollgemenschaft bilden Lettland 
und Estland ein gemeinsames Zollgebiet. Die volksw irtschaftlichen 
K räfte  und Entwicklungsm öglichkeiten dieser beiden Staaten  werden 
dabei von aussen her als eine sich in einem W irtschaftssubjek te ver­
einigende E inheit aufgefasst. Diese E inheit t r i t t  infolge der sich 
beiderseits ergänzenden E xpansionskräfte  dieser Länder auf der ei­
nen und infolge des einheitlichen Zolltarifs auf der ändern  Seite 
den d ritten  S taaten  gegenüber als ein grösseres Feld der U nterneh­
mt ungsmögliehkeiten auf, was diesen beiden S taaten  zu Gute kommen 
kann 2).
*) D e r  G ru n d g e d a n k e  e in e r  so lchen  Z o llu n io n  i s t  schon  von P h ilip p o w itsc h  
(B d . 2, 1 S. 388) a u sg e sp ro c h e n  w o rd en . N a c h  P h ilip p o w itsc h  i s t  f ü r  e ine  
so lche e in h e itlic h e  N a c h a u s s e n h in tr e tu n g  d e r  v o lls tä n d ig e  Z o llf re ih e it  f ü r  den  
W a re n v e rk e h r  d e r  d ie Z o llu n io n  e in g e h en d e n  S ta a te n  u n te r e in a n d e r  n ic h t  n ö tig . 
D a g e g e n  s te l l t  P h ilip p o w itsc h  d ie  G em ein sam k e it d e r  Z o lle in n a h m e n  d e r  b e tr .  
S ta a te n  a ls  e in e  N o tw e n d ig k e it  h in . D asse lb e  i s t  a u ch  v. G ru n ze l S. 471 u n d  
L ip p e r t  S. 341 a u sg e sp ro ch e n .
2) So f a s s t  P h ilip p o w itsc h  d iese  V o rte ile  u . a. „ in  d e r  M ö g lich k e it g rö s s e re r  
p o lit is c h e r  M a c h ts te l lu n g  d e r  w ir ts c h a f t l ic h  g e e in te n  S ta a te n  zu  ih r e r  H a n d e ls ­
p o lit ik " . S c h ü lle r  (S ch u tzzo ll u n d  F re ih a n d e l  1905), d e r  ü b r ig e n s  e in  A n h ä n g e r  
des S c h u tzz o llsy s tem s in  d e r  H in s ic h t  is t ,  d a ss  es z u r  E rz ie h u n g  d e r  n a tio n a le n  
I n d u s t r ie  d ien en  soll, s p r ic h t  sich  a u ch  d a h in  a u s  (S . 245— 2 4 6 ), d a ss  d e r  A u ssen - 
h a n d e l e in es k le in e n  S ta a te s  v e rh ä l tn is m ä s s ig  zu se in en  U n g u n s te n  g rö s s e r  se in  
m u ss  a ls  e in e s g rö s s e re n , d a  d e r  k le in e  S t a a t  n ic h t  so v ie l W a re n  h e rv o rb r in ­
g e n  k a n n , a ls  d e r  g rö s s e re  u n d  a u s  d iesem  G ru n d e  v ie l im p o r t ie re n  m u ss. I n ­
fo lg e d e sse n  e m p fie h lt  S c h ü lle r  d ie w ir ts c h a f t l ic h e  V e re in ig u n g  d e r  k le in e n  S ta a ­
te n ,  u m  ih re  P r o d u k t iv k r ä f te  e r fo lg re ic h e r  e n tf a l te n  zu  k ö n n en , s e lb s tv e rs tä n d ­
lich  —  je  n a c h  den  V e rh ä ltn is s e n .
6*
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Diese handelspolitische E inheit Estlands und Lettlands is t durch 
die reinpolitische dahin ergänzt, dass zwischen Estland und Lettland 
am selben Tage ein Defensiv-Allianz v e rtrag  abgeschlossen wurde, wo 
die E inheitlichkeit der Politik im Frieden und bei einem drohenden 
Kriege festgesetzt wird.
Es ist fe rn e r die zweite W irkung der Zollunion hervorzuheben, 
nam entlich im V erhältnisse der beiden S taaten  zu einander. D urch 
die W irtschafts- und Zollunion erlangen diese S taaten  eine grössere 
w irtschaftliche U nabhängigkeit von den ausw ärtigen. Sie können 
durch beiderseitige Förderung die eigenen Industrien  m ehr empor­
steigen lassen und (um m it Philippowitsch zu sprechen) eine „weitge­
hende Spezialisierung in der Produktion" fü r  den B edarf der beiden 
L änder bewirken, auch im verkehrstechnischen Sinne. Dass dies auch 
der Zweck der Zollunion ist, kann m an schon aus dem Inhalte dieses 
A rtikels ersehen.
Die Tendenz des w irtschaftlichen Zusamm enschiiessens Lettlands 
und Estlands aus handelspolitischen Zw eckm ässigkeitsgründen ist 
von dem Bundesrate der Schweiz in seiner B otschaft an die Bun­
desversam m lung betr. die am 4. Dezember des Js  1924 m it Lettland 
abgeschlossene Ü bereinkunft (Bundesbl. No. 50 S. 1142 ff)  deutlich 
eingesehen worden. D ort w ird auch das Beisammenlassen von L ett­
land und Estland un ter einer Rubrik in Bezug auf den H andelsverkehr 
dadurch begründet, dass diese Länder „erstens als D urchfuhrländer 
fü r  Rusland die gleich Lage aufweisen und zweitens die feste  Absicht 
bekunden, un ter sich eine Zollunion einzugehen". (S. 1143)
Zum Zwecke der D urchführung der W irtschafts- und Zollunion 
der beiden Länder w ird gemäss dem A rt. 7 des oben genannten V er­
trages, auf dem Paritä tsw ege eine gemischte Kommission gebildet, 
welche einen fü r  die beiden Länder gemeinsamen Z olltarif aiifstellen 
und gleichzeitig eine vereinheitlichte Zollverw altungsanstalt bilden 
soll (ume legislation douamiere unifiee). So § 1 dieses Artikels. Es 
w ird also ein V erw altungsapparat geschaffen, der den auf gestellten 
Zolltarif bei dem Aussenhandelsverkehr handhaben soll. Der von 
dieser gemischten Kommission aufgestellte Zolltarif m uss von den 
dazu berufenen Institu tionen der beiden Länder ra tifiz ie rt werden, 
also von den Parlam enten. So w ö rtlich : „sera  ra tifie  par les in»ti- 
tutions competentes". Dieser von den Parlam enten genehm igte Zoll­
ta r if  m uss als Bestandteil diesem V ertrage in Form  eines Zusatzpro­
tokolls beigefügt werden (so § 2 dieses A rtikels). Also V oraussetzung 
des Geltendwerdens der Zollunion is t der Ratifikationsbeschluss der 
legislativen K örperschaften der beiden Staaten  s).
s) D ies le tz te re  is t  von P h ilip p o w itsc h  S. 388— 389, sow ie von G ru n ze l
S. 473 a ls  e tw a s  sc h w e rfä ll ig e s  b eze ich n e t w o rd en , d a  d ie  g e se tz g eb e n d e n  F a k ­
to re n  n ic h t  m ite in a n d e r  v e rh a n d e ln , so n d e rn  se lb s tä n d ig  b e sch lie ssen  u n d  d es­
h a lb  d ie n ö tig e  R ü c k s ic h t a u f  d en  a n d e re n  V e r t r a g s te i l  s e h r  le ic h t a u s s e r  A c h t 
la s se n . In  d e r  le t t lä n d is c h -e s tn is c h e n  Z o llun ion  is t  d iese  S c h w e rfä l l ig k e it  d a ­
d u rc h  g e m in d e rt ,  d a ss  d ie g ese tz g eb e n d e n  K ö rp e rs c h a f te n  d e r  b e id en  L ä n d e r  
n u r  e in m a l d en  se ite n s  d e r  g e m isc h ten  K o m m issio n  a u fg e s te ll te n  Z o ll ta r i f  be-
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Der § 3 diesesArtikels bestimm t, dass nach dem In k ra fttre ten  des 
gemeinsamen Zolltarifs alle Industrie- und A grarprodukte der beiden 
Länder gegenseitig zoll- und abgabenfrei ex- und im portier werden 
können. D urch die Bestim m ung dieses P aragraphen  kommt die 
w irtschaftliche E inheitlichkeit dieser S taaten  voll zur Geltung. Die 
Bestim m ung des § 3 darf aber n ich t auf monopolisierte Produkte 
des betreffenden S taates oder auf solche Produkte Anwendung finden, 
die in monopolähnlichem V erhältnis erzeugt oder verbreitet werden 
(so W aren d u r c h  A k z i s e besteuerten und dergl. m ehr). Durch 
den letzten Satz w ird der indirekt möglichen A ntastung der S taats­
einnahm en jedes dieser S taaten  vorgebeugt, So z. B., wenn ein 
bestim m tes P rodukt n ich t gleichzeitig in Estland und Lettland mono­
polisiert ist, könnte es auf Grund der M eistbegünstigungsklausel 
durch den T ransit weg eines dieser S taaten  in den zweiten gelangen 
und die S taatseinnahm en des letzteren schm älern. D er Punkt ist 
zur V erhütung dieses Übels aufgestellt worden m it der Bemerkung, 
dass die Bestim m ung so weit gilt, als „la legislation concernant le 
monopole et les laxes indirectes n ’au ra  pas ete unifiee par la meme 
commission m ixte et avant qu’un accord special n ’aura  pas ete 
ra tifie  par les instiitutions legislatives des deux P arties contractan­
tes".
D er A rtikel 7 über die W irtschafts- und Zollunion zwischen 
E stland  und Lettland sagt uns nichts, wie die Verwaltungs- und 
Zollangelegenheiten gehandhabt werden müssen. Insbesondere wie 
und nach welchen Prinzipien w ird sich die V erteilung der gemein­
samen Zolleinnahmen gestalten. Die V erm utung liegt nahe, dass 
dies in Kompetenz der sogen, „legislation douaniere unifiee" liegen 
wird.
9. Die Bestimmungen in betreff der Schiffahrts­
angelegenheiten.
I. Allgemeines.
Infolge der geographischen Lage der baltischen R andstaaten 
sind in den m eisten baltischen H andelsverträgen ausführliche Be­
stim m ungen betr. die Schiffahrtsangelegenheiten aufgestellt w or­
den. Von den drei baltischen R andstaaten  können Lettland und E st­
land als Seestaaten bezeichnet werden. Der H andelsverkehr zwi­
schen diesen Staaten  m it den europäischen M ächten (m it England, 
Deutschland, F rankreich  und den skandinavischen Ländern) vollzieht 
sich in seinem H auptm asse auf dem W asserwege.
Die baltischen H äfen galten noch w ährend ih rer Zugehörigkeit
s tä t ig e n  m ü sse n , u m  h ie r a u f  a lle  F u n k tio n e n  d e r  H a n d h a b u n g  u n d  d e r  Z u i’gel- 
tu n g b r in g u n g  des fe s tg e s e tz te n  Z o ll ta r i f s  d e r  „ le g is la tio n  d o u a n ie re  u n if ie e "  
zu  ü b e r tr a g e n .  F re i lic h  f in d e n  w ir  k e in e  B e s tim m u n g e n  in  dem  g e g e n w ä r t ig e n  
V e r t r a g ,  in w iew e it d ie B e fu g n is se  d ieses V e r w a ltu n g s a p p a r a te s  re ich en .
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zum russischen Reich in Bezug auf die technische A usrüstung, geo­
graphische Lage und ihre L eistungsfähigkeit w ährend der W inter­
m onate als die günstigsten. In den Jah ren  1905 bis 1909 m achte 
die E in fuh r in die baltischen H äfen 49% der russischen Gesamtein­
fu h r aus. Diese Bedeutung fü r  Russland haben auch je tz t die bal­
tischen H äfen nicht verloren. Der einzige grosse baltische Hafen, 
den Russland besitzt, Petersburg, ist in Bezug auf die H afenaussta t­
tung  wie in Bezug auf den W interverkehr weit schlechter gestellt, 
als die übrigen baltischen H äfen der R andstaaten , insbeson­
dere die H äfen Reval und B altischport in Estland und Riga 
und Libau in  Lettland. Aus diesem Grunde gingen auch 
alle am erikanischen „Reliefs-Sendungen w ährend der russischen 
H ungersperiode 1921/22 durch die baltischen H äfen und L änder 
nach Russland. F ü r  E stland  und Lettland w ar es von grösser w ir t­
schaftlicher Bedeutung, da diese Länder grosse E innahm en aus die­
sem T ransitverkehr erzielten und auf Kosten dieses V erkehrs konn­
ten  auch die baltischen R andstaaten  M eliorationen vornehmen, um 
dadurch die durch den K rieg geschädigten H äfen w ieder in norm a­
len Stand zu bringen. Der Russlandverkehr ha t aber in diesem Um­
fange nicht lange gedauert und die H offnung auf das Aufblühen des 
T ransitverkehrs nach Russland konnte infolge der s ta rren  Handels­
politik Sovietrusslands n icht iör V erw irklichung kommen.
Um die Bedeutung der S ch iffah rt der baltischen Länder k u r­
zerhand darstellen zu können, sind folgende E rgänzungen h ier am 
Platze: 29% der Gesamtgrenzen Lettlands sind Seegrenzen. E s t­
lands Seegrenze um fasst die H älfte  seines Gesamtum fanges, und die 
K üste is t 700 Seemeilen lang. L itauen dagegen verfüg t über*keine 
lange Seeküste und der einzige Seehafen Memel (K laipeda) ist je tz t 
in Entw icklung begriffen  und besitzt als- solcher vorläufig keine 
grosse Bedeutung fü r  den in ternationalen  Seeschiffahrtsverkehr. Die 
Bedeutung des M emelhafens ist n u r dadurch gegeben, dass der Fluss 
N jem an (zu deutsch Memel), der durch Litauen f  Messt, in den Me­
m elhafen endigt und dadurch den Weg zur Ostseeküste ebnet.
Der A rtikel 331 des V ersailler V ertrags sieht die In ternationa­
lisierung des. Njeman-Fliusses vor, n icht nu r in dem Teile, der zu 
Deutschland gehört, sondern auch in dem, der durch Litauen fliesst. 
F e rner durch die U nterzeichnung der Barcelonaer Konvention betr. 
den T ransitverkehr h a t L itauen die vollkommene F re ihe it auf dem 
N jem an fü r  ausländische Schiffe zu gleichen Bedingungen wie fü r 
Schiffe un ter der litauischen Flagge anerkannt. Dies ist auch durch 
den A rtikel 3 der Annexe I II  der Memel-Konvention zwischen E ng­
land, F rankreich , Italien, Ver. S taaten  v. A m erika auf der einen 
Seite und L itauen auf der anderen vom 8. Mai 1924 bekräftig t 
worden.
Die In ternationalisierung  des N jem an ist infolge seiner grossen 
Bedeutung fü r  den Holzverkehr, fü r  die baltischen, sowie fü r  die 
westlichen S taaten  bestim m t worden. D urch die In ternationali­
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sierung des N jem an e rhä it auch Polen k ra f t  des oben erw ähnten 
A rtikels der Memel-Konvention das Recht, sich des N jem anf lusses 
fü r  seine H olzausfuhr zu bedienen. So erlangt Polen durch den gün­
stig-schiffbaren Nj em anf lusses fü r  seine H olzausfuhr die Ostseeküste 
tro tz  des jetzigen unfreundlichen V erhältnisses m if Litauen. Als 
Holzim portländer kommen hauptsächlich England und Deutschland 
in B etracht.
Die baltischen H andelsverträge konnten diesen wichtigen han­
delspolitischen Fak toren  nicht unberücksichtigt lassen und haben 
zwecks Regulierung des Schiffahrtsverkehrs Bestim mungen — ana­
log den allgemeinen V ölkerrechtssätzen betr. die S ch iffahrt —  auf- 
gestellt.
II. Die Klausel der Gleichstellung mit den Inländern in 
betreff der Nationalflaggen.
Die handelsvertragsrechtlichen Bestim mungen betr. die See­
sch iffahrt beziehen sich grundsätzlich auf den gegenseitigen V er­
kehr in den Hoheitsgew ässern der vertragschliessenden Staaten.
Das weite M eer bleibt unberücksichtigt. D er V erkehr auf der 
offenen See ist allgemein völkerrechtlich geregelt. „Nach Völker­
recht ist die offene See keiner S taatsgew alt unterw orfen —  eine res  
communis om nium " —  von Hugo Grotius aufgestellt und  a ls all­
gem einer V ölkerrechtsgrundsatz a n e rk a n n t1).
Da aber die K üstengew ässer nicht offene See im Sinne des Völ­
kerrechts s in d 2), so muss die Regelung des Schiffahrtsverkehrs in 
den Küstengew ässern, sowie auch auf den Binnenflüssen (und im 
H andelsverkehr kommt es hauptsächlich darau f an) den v e rtrag s­
rechtlichen Sätzen -unterzogen werden 3).
In  den baltischen H andelsverträgen werden Schiffe als solche 
genannt und dabei n ich t bezeichnet, ob es sich um Handels- oder 
K riegsschiffe handelt. M it Nebel (S. 208) ist davon auszugehen, 
dass in den H andelsverträgen grundsätzlich n u r die Rechtsbezie­
hungen der Handelsschiffe zum A ufen thaltsstaate  geregelt werden. 
Diese Behauptung findet auch in den Bestim mungen der Handels­
verträge  B estätigung dadurch, dass dort Rechtssätze in Bezug auf 
die H andelsschiffahrtsverkehrsverhältn isse aufgestellt sind.
Die N ationalflaggen der Vertragsschliessenden Parte ien  müssen 
entsprechend den baltischen H andelsvertragssätzen wechselseitig 
gleich den inländischen behandelt werden, v. Liszt (S. 202) stellt 
fe rn e r fes t: auch „ fü r die B innenschiffahrt gilt heute bereits fas t 
allgemein der Grundsatz, dass die von einem S taate  aufgestellten
*) So bei v. L o en in g , A r t .  S c h i f f a h r t  (P o litik )  im  H W B . d e r  S ta a ts w . V II , 
sow ie F . v. M a r te n s  I, 373 f f ,  v. U llm a n n  S. 326, v. L isz t S. 184.
2) D ie oben a n g e f ü h r te  L i t e r a tu r  u n d  v. L is z t S. 78/79.
3) D ie B e h a u p tu n g  N eb els  (S . 208/9) : „d ie  e in ze ln en  N o rm e n  h a b e n  d es­
h a lb  n u r  die V o rg ä n g e  zu m  G e g en s tan d , d ie sich  a n  d e r  K ü s te  u n d  in  d en  K ü ­
s te n g e w ä ss e rn  a b sp ie len " , b e d a r f  in  B ezu g  a u f  d ie b a ltisc h e  H a n d e ls v e r t r a g s -
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Eichscheine (C ertificat der jau jeage) von allen übrigen S taaten  als 
massgebend anerkann t werden". Dabei w ird die völkerrechtliche 
E rfü llung  der Bedingungen, die fü r  A nerkennung der N ationalflag­
gen der Schiffe besteht, im m er vorausgesetzt. So sp rich t isich v. Uil­
m ann dahin aus: „jedes Schiff muss die landesrechtlich vorgeschrie­
benen Schiffspapiere fü h re n ; sie bilden das M ittel des Beweises sei­
ner N ationalitä t"  (S. 327).
F e rn er: „die P rivatsch iffe  jedes S taates sind reg is tr ie rt und 
müssen einen Nam en (sichtbar) führen, um ihre Iden titä t auch auf 
D istanz feststellen zu können", (v. Uilmann S. 327). Diese völker- 
i echtlichen Grundsätze, sind auch in denjenigen H andelsverträgen 
dei baltischen R andstaaten  aufgenommen, die den Schiffahrtsverkehr 
ausführlich  behandeln 4).
Wie schon oben kurz angedeutet wurde, is t ein wichtiges Kenn­
zeichen fü r  ein Schiff, das in die See sticht, seine Grösse. Insbeson­
dere in Bezug auf die Tonnenangabe. F ü r die Ausm essung der 
Grösse des Schiffes (die sogenannte Schiffsverm essung) werden be­
sondere Schiffsm essbriefe ausgestellt. Im Gegensatz zu den vorhin 
erw ähnten „Eichscheinen", die n u r  fü r  die Schiffsverm essung d e r  
B i n n e n s c h i f f a h r t  gelten. (So auch A rt, „S ch iffah rt"  von 
Schneider im Staatsiexikon). A rt. 25 Abs. 2 des deutsch-litauischen 
H.-V. sieht den Abschluss eines besonderen Abkommens in B etreff 
der gegenseitigen A nerkennung der Schiffsm essbriefe vor. „Bis da­
hin werden die bereits ausgestellten Schiffsm essbriefe wechselseitig 
im anderen Lande anerkann t,"
Sobald alle diese Voraussetzungen erfü llt worden sind, werden 
die Schiffe der vertragschliessenden Parte ien  wechselseitig den in ­
ländischen oder den der m eistbegünstigten Nationen gleichgestellt. Und 
zwar in der Weise, dass> die Schiffe der einen V ertragsparte i die 
H äfen der anderen fre i anlaufen können 5). Beim Anlaufen der Hä- 
ien  aber w ird die Gleichstellungsklausel zur Geltung gebracht, in 
dem die Landesgesetze des angelaufenen Staates beachtet werden 
müssen. Die Schiffe der vertragschliessenden Parte ien  können ge­
m äss den in der A nm erkung genannten A rtikeln W are, Passagiere 
und verschiedene Ladungen ein- und ausführen, ohne dabei höhere
p r a x is  noch e in e r  E r g ä n z u n g . D enn  g e m ä ss  d en  b a ltis c h e n  H a n d e ls v e r t r a g s ­
b e s tim m u n g en  h a n d e lt  es sich  n ic h t  n u r  u m  d en  V e rk e h r  in  d en  K ü s te n g e w ä s ­
s e rn , so n d e rn  a u ch  a u f  den  F lü sse n . So A r t ,  2 des i i t .-b r i t is c h .,  A r t ,  2 d. d ä n .-  
e st., A r t .  13 des le t t l .-b r it . ,  A r t ,  4 des n o rw eg .- l it .,  A r t ,  24 d. d e u tsch -lit.,  A r t .  12 
des f in n is c h -e s tisc h e n  H .-V . —  sp re c h e n  von den  S c h if fe n  des e in en  S ta a te s  im  
G eb iete  des a n d e re n  sc h lec h th in , a lso  d ie  F lü s s e  fa lle n  a u ch  d a r u n te r .  So a u ch  
A r t .  30 des d e u ts c h -li t. H a n d e ls v e r tra g e s .  A r t .  20 A bs. 1 d e r  f ra n z .-e s tn is c h e n  
H an d e lsk o n v en tio n .
So A r t .  25 A bs. 1 des d e u ts c h -li ta u is c h ., A r t .  19 des le t t lä n d .-b r i t is c h e n , 
A r t .  15 des le t t lä n d is c h -f in n is c h e n  H a n d e ls -  u n d  S c h if f a h r t s v e r tr a g e s .
5) Z w isch en  a n d e re n :  A r t .  26 des d e u tsch -lit.,  A r t .  15 A bs. 2, sow ie  A r t .  14 
oes e n g lisc h -le ttl ., A r t .  12 A bs. 1 des f in n is c h -e s tn isc h .,  A r t .  4 des n o rw e g isch - 
lita u is c h e n , A r t .  2 des estn isch -sch w ed . u . lita u isch -sch w e d . H a n d e ls ü b e re in ­
kom m ens.
%
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Abgaben entrichten zu müssen, als fü r  die nationalen Schiffe ..be­
stehen. Die Zollbestimmungen und -form alitäten werden h ier nicht 
berührt, es gelten h ierfü r dieselben Bestimmungen, wie fü r  W aren, 
die durch die Landesgrenze kommen. Die Klausel der Gleichstellung 
m it den Inländern konkurrie rt hier m it der der M eistbegünstigung. 
A uf welche Angelegenheiten und auf welche Abgaben die Gleich­
stellung m it den Inländern  sich bezieht, is t in den A rtikeln 16 und
17 des englisch-1 ettländischen und in  den A rtikeln 29 und 27 des 
litauisch-deutschen H.-V. bezeichnet worden. Demnach findet die 
Klausel der Gleichstellung m it den Inländern  Anwendung (bezw. die 
M eistbegünstigungsklausel) : 1) In allen Angelegenheiten, die sich 
auf den A ufenthalt der Schiffe, deren Ein- und A uslaufen in den 
Häfen, Docks, Bassins, Reedern und Buchten beziehen, 2) in Bezug 
auf Tonnage-, Hafen-, Lotsen-, Q uarantaine-, und ähnlichen Steuern 
und Abgaben, die im Namen oder zum Besten vom S taat, örtlichen 
Behörden, Privatpersonen, Korporationen oder irgendwelchen ande­
ren Institu itonen erhoben werden.
Gemäss den Bestim mungen des H andelsvertrages m it Deutsch­
land (so A rt. 27 des deutsch-litauischen H andelsvertrages) werden 
von Tonnengeldern und A bfertigungsgebühren diejenigen Seeschiffe 
völlig befreit „welche von irgend einem Orte m it-B allast ein- und 
wieder auslaufen" und fe rn e r die Seeschiffe „welche aus einem 
H aufen des einen der beiden Länder nach einem oder m ehreren Häfen 
desselben Landes kommen und sich über die in  einem anderen Hafen 
desselben Landes bereits erfolgte Zahlung jen er Abgaben ausweisen 
können". D urch diese letzte Bestim m ung w ird  einer doppelten oder 
sogar m ehrfachen Abgabenerhebung vorgebeugt. Der Zeitraum  dieses 
E in- und A uslaufens miuss gemäss dieser Bestimmiung in  bezeichneter 
Weise beschränkt sein. Die übrigen Abgaben (wie z. B. Seezeichen — 
Lotsen — Rem orkierungs- Q uarantaine — und anderen Abgaben, die 
auf den Schiffskörper lasten) werden dadurch n ich t berührt.
In den H andelsverträgen Deutschlands der Vorkriegszeit fin ­
den w ir auch Bestim mungen dieser A rt vor (so Nebel S. 210 und 
Grunzel).
Die H andelsvertragssätze der baltischen R andstaaten  enthalten 
keine Bestim mungen über den U m fang der Territorialgew ässer. Es 
werden h ierfü r also die allgemeinen Völkerrechtsnorm en zur Gel­
tung  gebracht. Seit Bynkershoek ist allgemein angenommen worden, 
dass die H errschaft des S taates über die K üstengew ässer so weit 
reiche, wie die Tragw eite der Geschützschüsse reicht (Dominium 
m aris proxim i non u ltra  concedimus, quam e te rra  illi im perari 
potest). In der P rax is ist die Tragw eite nicht einheitlich geregelt. 
Es w ird übrigens von 3 bis 6 Meilen angenom m en6). In diesem
®) So K ö h le r S. 607, v. L is z t S. 79 —  v. L is z t s te ll t  ü b r ig e n s  fe s t ,  d a ss  
d ie von  D e u tsc h la n d  an g en o m m en e  D re im e ile n g ren z e  n ic h t  m e h r  a u sre ic h e n d  
i s t  —  v. U llm a n n  S. 292/293, F . v. M a r te n s  I S. 378 ff .
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Um fange beherrsch t der S taa t die K üstengew ässer, übt dort seine 
gesetzliche und polizeiliche Gewalt aus. Dies ist allgemin vor der 
herrschenden Lehre anerkann t.7).
III. Einschränkung der W irksamkeit der Gleichstellungs- 
kiausel (Küstenfrachtfahrt und die Küstenfischerei).
Folgerung der Ausübung der Landeshoheit über die K üstenge­
w ässer ist, dass die K üsten frach tfah rt (Cabotage m aritim e) d. h. die 
B eförderung der G üter und der Passagiere aus dem einen in den 
anderen H afen desselben U ferstaates, sowie die Küstenfischerei, d. 
h. die Ausübung des F ischfanges im Bereiche der T errito rialgew äs­
ser des K üstenstaates grundsätzlich den eigenen Angehörigen vor­
behandelt w erden x). E s sei denn, dass gemäss den einzelnen handels­
vertragsrechtlichen V ereinbarungen anders bestim m t wird. In den 
baltischen H andelsverträgen w ird die W irksam keit der Klausel der 
Gleichstellung m it den Inländern  betr. die Seeschiffahrt dadurch ein­
geschränkt, dass diese Klausel keine Anwendung au f die Küsten-
7) So d ie oben a n g e f ü h r te  L i te r a tu r ,  f e r n e r  F . v. M a r te n s  I I ,  236, sow ie 
v. L o en in g  A r t .  S c h i f f a h r t  u n d  N ebel S. 211 s te lle n  a ls  a llg e m e in e n  V ö lk e r­
r e c h ts g ru n d s a tz  fe s t ,  d a ss  d ie  K ü s te n g e w ä s se r  d e r  L a n d e sh o h e it  ü b e r la s s e n  sin d , 
„d en n  d ie  E in w irk u n g  vom  L a n d  a u f  d ie  K ü s te  u n d  von  d e r  K ü s te  a u f  d a s  L a n d  
is t  so g ro ss , d a ss  e ine  volle  L a n d e sh o h e it  u n d e n k b a r  w ä re ,  w en n  sie  a n  d e r  
K ü s te  s c h a r f  a b g e s c h n itte n  w ä r e “ (K ö h le r) ,  v. L is z t i s t  d e r  A u ffa s s u n g , d a ss  
die K ü s te n g e w ä s se r  n ic h t  S ta a ts g e b ie t  se i u n d  d a ss  d e r  U f e r s t a a t  e in e  b e ­
s c h rä n k te  G e b ie tsh o h e it ü b e r  d ie  K ü s te n g e w ä s se r  a u sü b t . D iese  b e sc h rä n k te  
G e b ie tsh o h e it des U f e r s ta a te s  i s t  n a c h  v. L is z t’s M e in u n g  d u rc h  d ie T a tsa c h e n  
geg eb en , d a ss  1) d ie f r e ie  D u r c h f a h r t  d e r  f re m d e n  S c h if fe  d u rc h  d ie  H o h e its ­
g e w ä s se r  des U f e r s ta a te s  n ic h t  von dem  le tz te re n  g e h in d e r t  w e rd e n  k a n n  (d. i. 
au ch  die a llg e m e in e  A u f fa s s u n g  d e r  h e r rs c h e n d e n  L e h re )  u n d  2) d a ss  jed e s  
f re m d e  S c h if f  e in  S tü c k  G eb iet se in es H e im a ts ta a te s  m it  sich  f ü h r t  u n d  d ies 
a u ch  in  K ü s te n g e w ä s se r  des f re m d e n  S ta a te s  b e h ä lt .  A u s  d iesem  G ru n d e  " ü b t  
d e r  U f e r s t a a t  in  se in en  K ü s te n g e w ä s se rn  e in e  b e sc h rä n k te  G e r ic h tsb a rk e i t  in 
Z ivil- u n d  S tr a f s a c h e n  a u s " ,  (so S. 87 ). E s  i s t  im  a llg e m e in e n  m it  d e r  h e r r ­
sch en d en  L e h re  d av o n  a u sz u g eh e n , d a ss  see p o lize irec h tlich  u n d  h a n d e lsp o litisc h  
d e r  U f e r s t a a t  d ie  K ü s te n g e w ä s se r  v ö llig  b e h e r r s c h t .  S o n s t k ö n n e n  a u c h  die 
a llg e m e in e n  B e s tim m u n g e n  d e r  H a n d e ls -  u n d  S c h i f f a h r t s v e r t r ä g e  illu so r isc h  g e ­
m a c h t w e rd en . D ie R e g e lu n g  d e r  S c h if fa h r ts a n g e le g e n h e ite n  d e r  v e r t r a g ­
sch lie ssen d en  P a r te ie n  v o llz ieh t sich  u n te r  d e r  V o ra u s s e tz u n g  d e r  v ö llig en  B e­
h e r r s c h u n g  d e r  K ü s te n g e w ä s se r  se ite n s  je d e r  d e r  V e r t ra g s p a r te ie n .
D ies k o m m t in sb e so n d e re  bei R e g e lu n g  d e r  K ü s te n f r a c h t f a h r t ,  K ü s te n ­
f isc h e re i u n d  bei R e g e lu n g  d e r  in  S een o t b e f in d lich e n  S c h if fe  voll z u r  G e ltu n g . 
F . v. M a r te n s  I  S. 379 u n d  in sb e so n d e re  I I  S. 335 f f .  h e b t a ls  a llg em e in e  R egel 
h e rv o r :  „ H a n d e ls s c h if fe  s in d  d a g e g e n  in  f re m d e n  H ä fe n  d en  L a n d e sg e se tz e n  
u n te r t a n  u n d  h a b e n  sich  a lle n  A n o rd n u n g e n  d e r  H a fe n b e h ö rd e n  zu  u n te rw e r fe n ."
E s  i s t  h ie r  f e r n e r  zu  e rw ä h n e n  d ie  D e c la ra tio n  p o r ta n t  re c o n n a is sa n c e  du 
d ro it  a u  p a v illo n  des e ta ts  de p o u v o ir  de l i t to r a l  m a r i t im e  B a rce lo n e  le 20 a v r il  
1921. D iese  K o n v e n tio n  i s t  von  L e tt la n d  am  12. F e b r u a r  1924 a k z e p tie r t  w o r­
den  (R ecu e il de T r a i te  S. d. N . X X IV  S. 158).
1) So v. L is z t S. 80, v. U llm a n n  S. 291/292, K ö h le r S. 105 f f ,  A r t .  S c h if­
f a h r t  im  H W B . d e r  S ta a ts w . V II ,  253, f e r n e r  a u f  G ru n d  d e r  H a n d e ls v e r t r a g s ­
p r a x is  N ebel S. 212/13, G ru n ze l S. 450.
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fra c h tfa h rt und K üstenfischerei f in d e t2). In Bezug auf die K üsten­
f ra c h tfa h rt und die K üstenfischerei werden die vertragschliessenden 
P arte ien  wie die m eistbegünstigten Nationen behandelt, aber die 
Regelung dieser F ragen  als solche w ird  der Gesetzgebung jeder der 
beiden vertragschliessenden Parte ien  Vorbehalten 3). Die französich- 
lettländische Handelskonvention (A rtikel 19) bestim m t ferner, dass 
die N avigation zwischen F rankre ich  und Algerie der Cabotage gleich­
zustellen ist.
U nter dem B egriff der K üsten frach tfah rt w ird nicht verstan­
den die teilweise Abladung von G ütern und Passagieren seitens der 
vertragsgegnerischen Schiffe in einigen H äfen eines und desselben 
U fe rs ta a te s4). Das heisst ein englisches Schiff beispielshalber kann 
einen Teil seiner Ladung in lettländischen H afen Riga löschen, um  
den übrigen Teil derselben Ladung in den lettländischen H afen Libau 
zu löschen, ohne dabei un ter die Bestim mungen der K üsten frach tfah rt 
zu fallen. Dasselbe gilt, wenn ein vertragsgegnerisches Schiff sich 
nach einigen H äfen eines und desselben U ferstaates begibt, um seine 
Ladung und Passagiere teilweis an Bord zu bringen. Dabei w ird 
auch vorausgesetzt, dass, wenn ein vertragegegnerisches Schiff schon 
m it einer Ladung nach einem H afen des U ferstaates kommt, um dort 
n u r einen Teil der Ladung zu löschen oder dieselbe zu vervoll­
ständigen, die m itgebrachte und nicht gelöschte Ladung keinen Ab­
gaben ausser den üblichen A ufsichtsabgaben unterliegen. Ob die 
m itgebrachte und n ich t gelöschte Ladung fü r  einen zweiten H afen 
des U ferstaates oder den H afen eins frem den Staates bestim m t wird, 
ist gemäss den oben erw ähnten A rtikeln (sowie A rt. 26 des deutsch- 
litauischen H. V.) ohne Belang.
In einigen Handels- und S ch iffahrtsverträgen  so z. B. in den 
Handelsübereinkom men zwischen D änem ark-Island- und Estland, 
sowie zwischen U ngarn und Estland (A rt, 8,2) ist aiueh vorgesehen 
worden, dass die Klausel der Gleichstellung m it den Inländern 
keine Anwendung findet „pour les facilites de taxes ou ristournes 
que chacune des P artie s  contractanctes pou rra it consentir ä ses 
ressortissants comme prim e ä la contrufction navale nationale". Diese 
Bestim m ung ist fü r  die baltischen S taaten  um som ehr von Bedeu­
tung, als die H andelsflotte der R andstaaten  durch Minen und andere
-) A r t .  24 A bs. 2 des d e u tsch -lit.,  A r t .  15 A bs. 1 des e n g lisc h -le ttlä n d ., 
A r t .  4 A bs. 2 des n o rw e g .-  lit . ,  A r t .  12 A bs. 3 des e s t .- f in n is c h ., A r t .  2 des d än .- 
e st., sow ie des d ä n .- lit . —  A r t .  2 A bs. 2 des sch w ed .-lit. u n d  sch w ed .-e s tn isch en  
H a n d e lsü b e re in k o m m en s . A r t .  16 des le t t lä n d .- f in n is c h e n  H .- u . S c h .-V e r tra g e s .
3) In  B e tr e f f  d e r  K ü s te n f is c h e re i  w ird  in  e in ig e n  H a n d e ls v e r t r ä g e n  so 
zw isch en  D ä n e m a rk  u n d  d en  b a ltisc h e n  S ta a te n ,  sow ie zw isch en  F in n la n d  u n d  
E s t la n d  d ie  A u sn a h m e  a u s  d e r  G le ic h s te llu n g sk a lu se l u n d  ih r  Z w eck a u s d rü c k ­
lich  d e f in ie r t .  So b e s tim m t A r t .  12 A bs. 3 des e s tn is c h -f in n isc h e n  H .- u. Sch.-V . 
d iesb ezü g lich  fo lg e n d e s : D a n s  le cas  des P riv ile g e s , q u i so n t acco rd es ou p o u r-  
r o n t  u l te r ic u re m e n t  e t r e  acco rd es d a n s  l ’u n  ou l ’a u t r e  p a y s  ä  ses p ro p re s  in- 
d u s tr ie s  de p ech e  ou ä  le u rs  p ro d u its " .
4) So A r t .  15 A bs. 2 des e n g lisc h -le ttlä n d is c h e n  u n d  A r t .  24 A bs. I  S a tz  £ 
des d e u ts c h - li ta u is c h e n  H a n d e ls v e r tra g e s .
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M assregeln w ährend des Krieges schwer beschädigt w urde und jetz t 
im W iederaufbau begriffen ist 5).
Eine besondere Konvention betr. die Sch iffahrt w urde zwischen 
Lettland und Estland am 23. Oktober 1923 abgeschlossen 6). Gemäss 
dieser Konvention werden besondere wechselseitige V ergünstigungen 
gemacht, die auf das Abgabewesen und auf die Abgaben als solche 
sich beziehen. Die Abgaben sind gemäss dieser Konvention einer 
bestim m ten Taxierung unterzogen. Diese Konvention en tsprich t der 
nahen N achbarschaft dieser S taaten, die die Küstengew ässer un ter 
derselben geographischen V oraussetzung besitzen und ihre Landes­
hoheit ausüben. F erner sind die H andelsflotte Estlands und L ett­
lands Bestandteile der ehemaligen russisch-baltischen Handelsflotte. 
Aus diesen Gründen sind diese S taaten  in Bezug auf die Förderung 
ih re r S ch iffahrt aufeinander angewiesen.
IV. Bestimmungen über die durch Strandung, Schiffbruch 
und Seenot betroffenen Schiffe.
In der H andelsvertragspraxis überhaupt ist angenommen, dass 
die gestrandeten schiffbrüchigen und in Seenot befindlichen Schiffe 
im Teritorialgew ässer, sowie wenn sie einen H afen des betr. 
U ferstaates aufsuchen, so behandelt w erden müssen, wie in solchen 
Fällen die einheimischen Schiffe; d. h. ohne Rücksicht darauf, ob 
dam it die gesetzten H andelsvertragsnorm en überschritten  w e rd e n 1). 
Die herrschende Lehre is t grundsätzlich au f dem Standpunkt, dass 
den in Seenot befindlichen Schiffen Hilfe geleistet werden muss, 
auch im Falle der Ü berschreitung der Gesetzesvorschriften des 
U ferstaates 2) .
In den baltischen H andelsverträgen finden w ir diesbezügliche, 
ausführliche Abreden im deutsch-litauischen H. V. A rt. 28 und im 
englisch-lettländischen H. u. Sch. V. A rt, 18. In wieweit sich die 
H ilfeleistung erstrecken darf, ist am deutlichsten aus dem A rtikel
18 des englisch-lettländischen H. u. Sch-V. zu ersehen, der Folgendes 
bestim m t: nJedes Schiff einer der vertragschliessenden Regierungen, 
das durch U nw etter oder besondere Um stände gezwungen ist, 
Zuflucht in einem Hafen des anderen S taates zu suchen, kann nach
5) Im  A r t .  20 A bs. 2 d e r  f ra n z .-e s tn is c h e n  H .-K on . f in d e n  w ir  zu den  3 
oben e rw ä h n te n  noch  e in e  v ie r te  A u sn a h m e  von  d e r  a llg e m e in e n  K la u se l d e r  
G le ic h ste llu n g  m it d en  in lä n d isc h e n  S c h if fe n  u n d  z w a r , sob a ld  es sich  „ p o u r  les 
t r a f i c s  re se rv e s  a u  p a v illo n  n a tio n a l  e t  a u x  p a v illo n s  a ss im ilie s "  h a n d e lt .  Im  
A r t .  21 d ie se r  K o n v e n tio n  is t  f e rn e r  v o rg e seh e n , d a ss  d ie  be id en  V e r t r a g s p a r ­
te ie n  im  V e r la u f  von  6 M o n a ten  n a c h  A b la u f  d e r  R a ti f ik a t io n  e in  b eso n d e re s  
A bkom m en  ab sc h lie s se n  so llen  ü b e r  „ les m e t ta n t  m u tu e lle m e n t ä  l ’a b r i  en  m a tie re  
d ’e m ig ra t io n  de to u te  m e su re  ou re g le m e n ta t io n  p o u v a n t  d e to u rn e r  le t r a f i c  
n o rm a l ou em p e ch e r le re c ru te m e n t  n o rm a l des e m ig ra n ts " .
6) R ecueil des T ra i te s  S. d. N . X X V  S. 331.
*) So b e so n d e rs  bei N ebel S. 287/288, bei G ru n ze l S. 450/51, u n d  in  B ezu g  
a u f  d iesb ezü g lich e  A b g a b e n b e fre iu n g e n  bei L ip p e r t  S. 470 h e rv o rg e h o b e n .
2) In sb e so n d e re  h a t  es v. L is z t S. 109 u n d  181 zum  A u s d ru c k  g e b ra c h t.
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seinem Gutdünken dort säm tliche R eparatu ren  ausführen, sich die 
notwendigen Schiffsutensilien besorgen und wieder in See stechen, 
ohne andere Steuern zu zahlen, als solche, die in diesem Falle die 
eigenen Schiffe des betr. S taates zu zahlen hätten . Wenn der K apitän 
eines Handelsschiffes zur Deckung der Unkosten gezwungen sein 
sollte, einen Teil der Ladung zu verkaufen, so unterliegt er den 
Bestim mungen und Steuern, die in dem Zufluchtshafen bestehen.
Wenn ein Schiff einer vertragschliessenden Regierung in den 
K üstengew ässern des anderen S taates s trandet oder untergeht, so 
sind das Schiff und alle seine Teile ebenso Möbel und Zubehör, wie 
auch die von der Ladung geretteten  W aren, eingerechnet die ans 
U fer gespülten oder im Fall des V erkaufs deren W ert, desgleichen 
alle Urkunden, die auf dem havarierten  Schiff gefunden werden, den 
E igentüm ern des Schiffes der W a r e n  und der betr. Gegenstände 
oder deren Agenten auf ih re  A ufforderung hin zu übergeben. Wenn 
sich solche E igentüm er oder Agenten nicht einfinden sollten, so 
werden das geborgene Schiff, wie auch die W aren und alle Sachen 
und Gegenstände, soweit solche als E igentum  der B ürger oder U n ter­
tanen des anderen vertragschliesisenden Teiles anerkann t werden, 
dem Konsularbeam ten dieser vertragschliessenden R egierung über­
geben, in dessen Rayon das Schiff gestrandet oder untergegangen 
ist, wenn der Konsularbeam te solches in der vom Gesetz des betr. 
S taates vorgesehenen Zeit bean trag t und diese Konsularbeam ten 
E igentüm er und Bevollmächtigte bezahlen alsdann n u r diejenigen 
Ausgaben, welche durch die Bewachung der Gegenstände, deren 
Bergung und andere Unkosten entstanden sind und zw ar in der 
Höhe, wie sie im ähnlichen Falle ein nationales Schiff im Fall des 
Beschädigtwerdens oder des U nterganges zahlen würde.
Die vertragschliessenden Regierungen einigen sich- des w eiteren 
dahin, dass die gerette ten  Gegenstände nicht m it Zollgebühren zu 
belegen sind, ausgenommen den Fall, dass sie fü r  den inneren Konsum 
verw andt werden.
Wenn ein Schiff, das durch U nw etter genötigt ist, Zuflucht 
zu suchen, s trandet oder H avarie erlitten  hat, und der Schiffs­
eigentüm er oder dessen Agent nicht zur Stelle ist oder, falls e r 
anwesend ist und darum  nachsucht, — sind die betr. Konsularbeam ­
ten bevollmächtigt, ihren Landsleuten Hilfe angedeihen zu lassen".
10. Die Konsularvereinbarungen.
Die V ereinbarungen über K onsularangelegenheiten bilden in 
der letzten Zeit Gegenstand besonderer Konventionen. Der rege 
Handels-, Schiffahrts- und Personverkehr zwischen den S taaten 
im letzten Jah rh u n d ert ha t die Bedeutung der völkerrechtlichen 
K onsularinstitution erhöht.
Die Konsuln dienen im allgemeinen der Förderung des Handels- 
Schiffahrts- und Personenverkehrs, Sie sorgen dafür, dass die
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völkerrechtlichen V erträge und insbesondere Handels-, S ch iffahrts­
und N lederlassungsvertruge rechtsm ässig ausgeführt werden sol- 
en ). M it Recht sieht v. Uilmann die wachsende Bedeutung der 
onsuln in der Zeit, wenn hauptsächlich M eistbegünstigungsverträge 
abgeschlossen werden. „Insbesondere haben sie (die Konsuln) 
darüber zu wachen, dass die aus der M eistbegünstigungsklausel der 
H andelsverträge entspringende F orderung der E inräum ung jener 
Rechte, die zw ar n icht v e rtrag sm äß ig  zugesichert sind, aber au f 
Grund anderw eitiger V erträge oder sonst d ritten  S taaten  zu­
gestanden werden, erfü llt werden," (S. 217, in  diesem Sinne spricht 
sich auch F  v M aetens II  S. 82 aus). D ieser Satz t r i f f t  fü r  die 
a tischen S taaten  um som ehr zu, als die Zahl der abgeschlossenen, 
blossen M eistbegünstigungs-Übereinkomm en verhältnism ässig gross
q u - 5 \ d!8 Tätj $ eit der K°nsuln nach dem U m fang des Handels-, 
b ch ittah rts- und Personenverkehrs zwischen den S taaten  sich rich tet 
so ist auch die Bedeutung der Kons u 1 arbestim m  ungen nicht fü r  alle 
V ertrage  die gleiche. Die H andelsverträge, die von den baltischen 
K andstaaten m it den benachbarten oder sonst au f den regen V er­
kehr angewiesenen abgeschlossen wurden, enthalten  keine oder nur 
ganz kurze Konsularbestim m ungen und sehen die Abschliessunff 
einer besonderen diesbezüglichen Konvention v o r 2).
In den H andelsverträgen, wo die Bestim mungen über die Kon- 
sularangelegenheiten niedergelegt sind, fussen dieselben auf dem 
Prinzip der M eistbegünstigung. D. h. jede vertragschliessende Re­
gierung bekommt das Recht, Konsuln aller Ränge (Generalkonsuln, 
Konsuln, V ice-konsuln und K onsularagenten) auf dem T erritorium  
es anderen S taates zu ernennen, die alle V orrechte und Im m unitäten 
der m eistbegünstigten N ationen geniessen 3). Dabei w ird im m er die
dpr T ä + ilv Ä d  V ^ e rre?htllch^ ri V oraussetzungen fü r  die Ausübung 
dei Tätigkeit dei Konsuln im Gebiete des anderen V ertragsteiles in den 
Bestim mungen der baltischen H andelsverträge vorgesehen Gemäss 
diesbezüglichen, handelsvertragsrechtlichen Bestim mungen, sowie 
den allgemeinen V olkerrechtsgrundsätzen m üssen folgende Voraus-
m Sfpfln11 et ulltf r r .d- : ? unA\chst müs,sen die Konsuln „ein P a ten t (B estellungsbrief) seitens des O berhauptes desjenigen Staate, dessen
Interesse sie zu vertre ten  berufen sind," erhalten  4). Dadurch werden
die Konsuln einerseits dem A bsendestaate in ih re r T ätigkeit als
w ' K  I n TTd ioSe^  ? i n n e  sRre c h e n  sich  v. U ilm a n n  S. 217, v  L is z t S 12*5 
v. M a r te n s  I I  S. 82 f f .,  f e r n e r  N eb el S. 304 a u s . ’
, ) S °  d ie  H a n d e ls v e r t r ä g e ,  d ie  D e u tsc h la n d  m it  L ita u e n  ( A r t  31 P u n k t  ^  
u n d  E s t la n d  ( A r t  6) a b g esch lo ssen  h a tte .  F e r n e r  a lle  V e ? t i ^ ^  d ie  d?e b a l t i ­
sch en  S ta a te n  mit  S o v ie t-R u ss la n d  u n d  -U k ra in e  ab g esch lo ssen  h a tte n .
. > So f i s c h e n  a n d e re n  A r t .  20 des e n g lisc h -le ttlä n d is c h e n , A r t  3 des 
lita u is c h -n o rw e g isc h e n , A r t .  9 des sc h w e iz re is c h - le tt lä n d isc h e n , A r t .  15 des f in -
f ? s^h '£ s tn JscJ e n > u r t j 2i2 des tsc lie ch ° s 1o w a k isc h -le ttlä n d s ic h e n , A r t .  19 des le t t-  
la n d .- f in n isc h e n  H a n d e ls -  u n d  S c h if a h r ts v e r tr a g e s .
• 4j  A rt-  " K o n stlla r r e c h t"  im  H W B . d. S ta a ts w . IV  S 110
sow ie  d a sse lb e  be i F . v. M a r te n s  I I  S. 74/75. ’
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Beam te verpflichtet und andererseits den E m pfangsstaaten  gegen­
über als solche legitim iert. Die zweite V oraussetzung w ird erfüllt, 
indem  die Konsuln von der Regierung des Em pfangsstaates aner­
kann t und bestä tig t werden. E rs t  nach E rfü llung  dieser völker­
rechtlichen Voraussetzungen können die Konsuln zu ih re r A m t­
stä tigkeit zugelassen werden. Die Konsuln können in allen Orten 
des Em pfangsistaates zugelassen werden, es sei denn, dass- die 
E rnennung in einzelnen Orten infolge lokaler V erhältnisse unmöglich 
sein kann. Diese Ausnahm e gilt aber nu r solange, bis es auch 
d ritten  S taaten  gegenüber angewendet w ird. Dieselbe Bestim mung 
finden w ir u. and. in der H andelsübereinkunft zwischen der Schweiz 
und Lettland (A rt. 9 ) ;  aber gemäss diesem A rtikel ist „die Regie­
rung, die das E xequatur oder eine entsprechende E rm ächtigung 
e rte ilt hat, berechtigt, sie nach eigenem Erm essen zurückzuziehen; 
im m erhin soll sie die Gründe dafü r angeben" 2).
E s w erden auch in den baltischen H andelsverträgen die Be­
ru f  skonsuln von den W ahlkonsuln unterschieden. So bestim m t A rt. 
22 Abs. 3 des tschecho-slowakisch-lettländischen H andelsvertrages, 
dass nu r den Berufskonsuln die S teuerbefreiungen gemäss dei* 
M eistbegünstigungsklausel zugesprochen werden können. Dass die 
B erufskonsuln besondere Steuer- und andere B efreiungen gemessen, 
is t  auch von d e r herrschenden Lehre hervorgehoben 6). v. Ullmann 
und v. Liszt sprechen sich dahin aus, dass infolge der grossen A uf­
gabe, die die Konsuln zu erfüllen haben, es zweckmässig ist, n u r 
Berufskonsuln zu ernennen. Als besoldete Beamte und S taatsange­
hörige des A bsenderstaates w erden die Berufskonsuln ihre Pflicht 
rücksichtsvoller erfüllen, als die W ahlkonsuln7).
In den baltischen H andelsverträgen werden keine Grenzen fü r  
die V orrechte und Im m unität der Konsuln der einen vertragschlies­
senden P arte i im Gebiete der anderen auf gestellt. Sie werden imm er 
der der m eistbegünstigten N ationen gleichgestellt. V. Ullmann 
(S. 220) ste llt diesbezüglich folgendes fe s t: „die Im m unität und 
V orrechte der Konsuln haben bisher eine allgemeine und einheitliche 
völkerrechtliche N orm ierung nicht gefunden". Die besonderen Kon­
ventionen stellen diese N orm ierung auf.
Die baltischen Staaten  untereinander haben besondere Komsu- 
larkon vent ionen abgeschlossen, wo sie sich gegenseitig besondere, 
n icht un ter die allgemeine M eistbegünstigungsklausel fallenden V er­
günstigungen eingeräum t hatten . So die litauisch-lettländisehe vom
°) F . v. M a r te n s  ( I I  S. 75) h a t  a u f  G ru n d  d e r  V e r t r a g s p r a x is  den  S a tz  
a u fg e s te ll t ,  d a ss  „e in  b e re i ts  e r te il te s  E x e q u a tu r  k a n n  z u rü ck g e n o m m e n  w er- 
d en , so b a ld  sich  d ie  R e g ie ru n g  d av o n  ü b e rz e u g t, d a ss  d e r  K o n su l d a s  g e sc h en k te  
V e i t r a u e n  n ic h t  r e c h t f e r t ig t  o d e r dem  L a n d e  sc h a d e t o d e r sich  k o m p ro m it t ie r t“ 
«) So v. L isz t, S. 124 f f . ,  v. U llm a n n  S. 204 f f . ,  K ö h le r  S. 66, H e ilb o rn  
S. 536, v. K ö n ig  S. 110.
')  v. L is z t h e b t f e r n e r  h e rv o r :  „d ie  a llg e m e in e  E n tw ic k lu n g s te n d e n z , 
b e s tim m t d u rc h  d ie w a ch sen d e  B e d e u tu n g  d e r  w ir ts c h a f t l ic h e n  B e z ieh u n g en  
g e h t  ü b e r h a u p t  d a h in , d ie R e c h ts s te l lu n g  d e r  B e ru fsk o n su ln  d e r je n ig e n  d e r  Ge­
s a n d te n  zu n ä h e rn " .
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12. Juli 19218), litauisch-estnische des gleichen Datum s und est- 
nisch-lettländische gleichen D a tu m s9). Gemäss diesen Konventionen 
ist jedem  vertragschliessenden Teile gesta tte t, B eruf skonsuln (Con- 
sules m issi) sowie W ahlkonsuln (Consules electi) zu ernennen. Die 
Funktionen dieser baltischen Konsuln im gegenseitigen T errito rium  
sind ausgedehnt und erstrecken sich auf Polizeitätigkeit, U rkunden­
beglaubigung und Schutz der eigenen Angehörigen in weiterem  
Masse.
Im allgemeinen werden die Berufskonsuln w ährend ih rer 
A m tstätigkeit und bei Ausübung ih re r Berufspflichten der Gerichts­
barkeit des Em pfangsstaates n icht unterw orfen. E s w erden keine 
direkten Steuern w ährend ih re r A m tstätigkeit au f erlegt. Sie sind 
auch von dem M ilitärdienst befreit. Die Archive der Konsuln sind 
immun 10).
In dem tseheehoslowakiseh-lettländischen H andelsverträge w ird 
fe rn e r bestim m t, dass in Bezug auf S teuerentrich tung  die Konsuln 
keine höheren Privilegien beanspruchen dürfen, als die bei den ver­
tragsch ließenden  Staaten  akkreditierten  diplomatischen V ertre ter. 
Gemäss A rt. 21 des englisch-lettländischen Handels- und Schif­
fah rtsv e rtrag es  erweisen „die K onsularagenten jeder der v e rtrag ­
schliessenden Regierungen — in den vom Gesetz vorgesehenen Gren­
zen den'Konsulairbeam ten des anderen S taates jegliche H ilfe bei der 
Festnahm e von Schiffahrtsdeserteuren". Die Funktionen der Kon­
suln werden dadurch auf polizeiliche M assnahm en konkretisiert.
In der schweizerisch-lett 1 ä n d i s ch en H andelsübereinkunft is t vor­
gesehen, dass im Falle, wenn ein S taatsangehöriger der einen im Ge­
biete der anderen V ertragsparte i s tirb t und keinen Erben oder Vor­
m und hinterlässt, sein Eigentum  an das zuständige Konsulat seines 
H eim atlandes zu übergeben sei. Dasselbe bestim m t der A rtikel 12 
des ungarisch-lettländischen Handels- und Schiffartsvertrages.
11. Die Schiedsgerichtsklausel.
I. Allgemeines.
Die Schiedsgerichtsklausel ha t schon in  vielen H andelsverträgen 
der Vorkriegszeit Aufnahm e g efunden1). Gemäss dieser w ird das 
Schiedsgericht e rs t dann gebildet, wenn M einungsverschiedenheit 
über Auslegung und Anwendung des betr. V ertrages besteht, und
8) D en  T e x t  d ie se r  K o n v e n tio n  f in d e n  w ir  in  R ecueil des T ra i te s  S. d. N . 
Bd XXV
9) D iese  K o n v en tio n en  s in d  in  R ecu e il des T r a i te s  S. d. N . Bd. X I ab - 
g e d ru c k t.g o  ^  u l lm a n n  g  2Qi  f f )  v> L isz t g . 124 f f ,  v. K ö n ig  S. 110, K o lle r S. 66,
f e r n e r  N eb el S. 304, L ip p e r t  S. 192 f f .  ^
*) So v. U llm a n n  S. 443, v. L is z t S. 266, f e r n e r  N eb el S. 188 f f  u n d  G ru n ­
zel S. 453.
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einer der V ertragsteile  vorschlägt, die entstandene M einungsver­
schiedenheit durch A rb itrage zu schlichten. D am it bekunden die V er­
tragsparte ien  den Willen, die auf die H andelsverträge bezüglichen 
S treitigkeiten au f einem friedlichen Wege zur Erledigung zu bringen.
Die Idee der friedlichen Erledigung der zwischen V ertragspar­
teien entstandenen S treitigkeiten  hatte  schon Ende des XIX. J a h r ­
hunderts in die wissenschaftliche L ite ra tu r  und V ertragsprax is E in ­
gang gefunden. Es ist nu r der Kollektivakt der M ächte in dem H aa­
ger Friedensabkom m en vom 29. Juli 1899 zu erw ähnen. D urch die­
sen Kollektivakt geschaffene, internationale Untersuchungskommiis- 
sionen haben durch das H aager Abkommen von 1907 eine weitere 
Ausdehnung gefunden. Im allgemeinen haben diese U ntersuchungs­
kommissionen zur Aufgabe, nu r rechtliche Streitigkeiten  der P a r­
teien zu untersuchen, um diese — soweit nämlich die Kompetenz 
einer solchen Kommission reicht —  von Fall zu Fall durch Ratschläge 
zu schlichten. Die Sprüche dieser Kommissionen w aren nicht obli­
gatorisch fü r  die S taaten. Dagegen lag es n ich t in der Befugnis 
dieser Kommissionen, solche F ragen  zu prüfen „die die E hre oder 
wesentliche Interessen der Parte ien  berühren 2). Gleichzeitig haben 
die S taaten  zwischen einander besondere Schiedsverträge abgeschlos­
sen 3). Durch den sogenannten Briyandschen Friedensplan 1908 
w urde der Gedanke der besonderen zw ischenstaatlichen Schiedsver­
träg e  in w eiterem  Masse ausgebildet. Gemäss einem solchen Schieds- 
ve rtrag  ist eine ständige Kommission, die von den V ertragsstaaten  
gebildete, einzusetzen, der m an die S treitigkeiten  zur P rü fung  vor­
legen sollte. Diese Kommission ha t n u r ihre G utachten zu erteilen, 
was keine verbindliche K ra ft hat. Das W eitere w ird  den V ertrags­
parteien selbst überlassen. Es ist h ier also eine A rt des Vergleichs­
verfahrens durch diese Kommission zu bezeichnen und zw ar m it be­
grenzten Befugnissen der letzteren. Die Schiedsverträge dieser Art 
wurden in grösser Anzahl abgeschlossen.
Der K rieg und seine Folgen haben alle diese E inrichtungen über 
den H aufen geworfen. E rs t nach dem Kriege durch die E rrich tung  
des V ölkerbundes4) und insbesondere durch die fakultative Bestim ­
m ung des A rtikels 36 Abs. 2 des S ta tu ts betr. die obligatorische Kom­
petenz des in ternationalen Gerichtshofes (sog. Genfer Protokoll vom 
18. Dezember 1920 auf Grund des Völkerbundsbeschlusses vom
13. Dezember zustandegekommenen) h a t der Gedanke der Schieds- 
gerichtsbarkeit grosse A usbreitung gefunden. Gemäss: diesem A r­
tikel des S ta tu ts  verpflichten sich alle S taaten, die dass Protokoll un­
2) v. L is z t S. 262, sow ie desse lbe  be i v. U llm a n n  S. 440 f f .
3) In  d e r  B o ts c h a f t  des B u n d e s ra te s  a n  d ie B u n d e sv e rsa m m lu n g  b e tr .  in ­
te rn a t io n a le  S c h ie d s v e r trä g e  vom  11. D ezem b er 1199 (B bl. 1919 Bd. 5 S. 925 f f ) ,  
sow ie in  d essen  B o ts c h a f t  b e tr .  d ie  G e n eh m ig u n g  des am  18. J u n i  1924 zw isch en  
d e r  S chw eiz  u n d  U n g a r n  ab g esch lo ssen en  V e rg le ich s - u n d  S c h ie d s v e r tra g e s  (B . 
Bl. N r. 45 S. 605) s in d  so lche z w isc h e n s ta a tl .  Sch iedsv . z a h lre ic h  g e n a n n t.
4) So A r t .  X I I I  des V ö lk e rb u n d p a k te s  ü b e r  d ie  sc h ie d sg e ric h tlic h e  E r le ­
d ig u n g  d e r  S tr e i t f ä l le  zw isch en  M itg lie d e rn  des V ö lk e rb u n d es .
R . P o le ssk y , S y s t. d. H a n d e ls v e r tr .  d. B a lt. R a n d s t. 7
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terschrieben und r a t i f i z i e r t  haben „auf Begehren einer einzi­
gen streitenden P arte i jede S treitigkeit, die zu den 4 in A rt. 36 des 
S ta tu ts  des Gerichtshofes aufgeführten  A rten  von Streitigkeiten  
rechtlicher N a tu r 5) gehört, dem ständigen in ternationalen Gerichts­
höfe zu u n te rb re ite n "6). „Dam it ist der im Zivilprozess überall an ­
erkann te  Grundsatz der einseitigen K lageerhebung auf den S taaten­
prozess übertragen  w orden" 7).
Dieses Genfer Protokoll wegen der obligatorischen G erichtsbar­
keit ist auch von den baltischen R andstaaten  unterzeichnet und ra t i ­
fiz iert worden.
Die Bedeutung des in ternationalen  Gerichtshofes m it obligatori­
schem Schiedsspruch fü r  die S taaten, die das Protokoll ra tifiz ie rt 
hatten, nim m t noch dann zu, wenn in den besonderen zw ischenstaat­
lichen SchiedsVerträgen als auch in  der Schiedsgerichtsklausel der 
H andelsverträge vorgesehen wird, dass im Falle die betr. S tre itig ­
keit nicht auf dem Wege des in dem besonderen V ertrage auf gestell­
ten  Schiedsgerichtsverfahrens zu schlichten sei, die Hilfe des P rä si­
denten des ständigen in ternationalen  Gerichtshofes in A nspruch ge­
nommen werden kann. Und der. Schiedsspruch des letzteren ist fü r  
jede P arte i bindend.
Gleichzeitig aber m it der E rrich tung  dieser Institu tion  verm ehrte 
sich die Zahl der zwischenstaatlichen Schiedsverträge und die der 
Schiedsgerichtsklauseln in den H andelsverträgen.
E s liegt ja  im Interesse der je tz t neu entstandenen Staaten  und 
insbesondere der baltischen, m it ihren N achbarn und untereinander 
Schiedsverträge abzusch 1 iessen, die alle S treitigkeiten  völkerrecht­
licher und rechtlicher N a tu r auf Grund eines bestim m ten Schieds­
verfahrens friedlich erledigen sollen. Insbesondere gilt der Abschluss 
solcher Schiedsverträge, m it denjenigen Staaten, die dem Genfer 
Protokoll bis je tz t noch aus irgendwelchem Grunde nicht beigetre­
ten sind und m it den Staaten, die dem Völkerbunde überhaupt noch 
fern  stehen (in diesem Sinne sprich t sich auch die Botschaft des 
Bundesrats an die Bundesversam m lung vom 18. Juni 1924 B Bl 
N r. 45 1924 S. 607/608 aus).
J) W as  d ie  A r te n  d e r  S tr e i t ig k e i te n  a n b e la n g t  ( ra t io n e  m a te r ia e )  so b e ­
z ieh en  sich  d iese  g e m ä ss  dem  A r t .  39 A bs. 2 des S ta tu t s  ü b e r  d en  s tä n d ig e n  
in te rn a t io n a le n  G e ric h tsh o f  a u f  a ) d ie A u s le g u n g  e in es S ta a ts v e r t ra g e s ,  
b) iig e n d w e lc h e  r  r a g e n  des in te rn a t io n a le n  R e ch ts , c) d ie  E x is te n z  e in e r  T a t ­
sach e , die, w e n n  sie  bew iesen  w ä re , d e r  V e r le tz u n g  e in e r  in te rn a t io n a le n  V e r­
p f l ic h tu n g  g le ich k o m m en  w ü rd e , d) d ie A r t  u n d  d e r  U m fa n g  e in e r  w eg en  V e r­
le tz u n g  e in e r  in te rn a t io n a le n  V e rp f lic h tu n g  g e sc h u ld e te n  W ie d e rg u tm a c h u n g . 
(D e r  T e x t des S ta tu t s  —  im  B. B l. 1921 Bd. 1 S. 336 f f .)  „ E in  S t r e i t  um  p o ­
lit is c h e  A n sp rü c h e , d ie sich  n ic h t a u f  R e ch tsn o rm en , so n d e rn  n u r  a u f  G rü n d e  
a n g e b lic h e r  o d e r w irk lic h e r  Z w e ck m äss ig k e it s tü tz e n  k ö n n en , d a r f  —  ohne  Z u ­
s t im m u n g  b e id e r  P a r te ie n  —  vom  G e rich t g a r  n ic h t  b e u r te i l t  w e rd e n " . (So 
B o ts c h a f t  d. B .-R . a n  d. B .-V . b e tr .  S te llu n g n a h m e  d e r  S chw eiz  zu  dem  B e­
sc h lu ss  d e r  V ö lk e rb u n d v e rs . v. 13. D ezem ber 1920 in  d e r  E r r ic h tu n g  e in es s t ä n ­
d ig en  in te rn .  G e r ic h tsh .) .  B. Bl. 1921 Bd. 1 S. 321.
6) B o ts c h a f t  d. B .-R . a n  d. B .-V . B. B l. N r .  44 S. 606. ( J a h r g .  1924.)
7) D ie in  A nm . 5 gen . B otsch . des B .-R .-S . 317.
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Bis voy kurzem  wurden keine Schiedsverträge von den balti­
schen Rand Staaten abgeschlossen. Die-politische V erw irrung  stand 
dem Abschluss solcher V erträge im Wege. Diesbezügliche V erhand­
lungen zwischen Finnland, Estland, Lettland und Polen fü h rte  zum 
Abschluss einer besonderen Arbitrage-K onvention, die am 17. Jan u ar 
1925 in Ilelsingfors unterzeichnet worden war.
A uf diesem Gebiete ist die Schweiz vorangegangen und durch 
zahlreiche Vergleichs- und Schiedsverträge — insbesondere durch 
die Vergleichs -und Schiedsverträge m it U ngarn vom 18. Juni 1924 
und Italien vom 20. Septem ber 1924 — hat die Schweiz das Ver­
gleichs- und Schiedsgerichtsverfahren m it Rücksicht auf die neuen 
Tatsachen (Völkerbund, der ständige in ternationale Gerichtshof) 
d e ra rt ausgebildet, dass dies V erfahren  fü r  andere S taaten  als Vor­
bild gelten wird. Die Schiedsgerichtsbarkeit gemäss der Schiedsge­
richtsklausel in den H andelsverträgen der baltischen S taaten läuft 
analog der von der Schweiz in ihren diesbezüglichen V erträgen  auf- 
gestellten. Aus diesem Grunde w äre e£ zweckmässig, bei Behand­
lung der Schiedsgerichtsklausel dieselbe m it dem Vergleichs- und 
Schiedsverfahren der Schweiz zu vergleichen, um dadurch aiuch die 
neuen Methoden in der Schiedsgerichtsbarkeit voll hervortre ten  zu 
lassen.
II. Die Schiedsgerichtsklausel in den baltischen 
Handelsverträgen.
E s is t m it der Botschaft des B undesrats an die Bundesversam m ­
lung der Schweiz vom 28. Oktober 1924 betr. die Genehmigung des 
Vergleichs- und Schiedsvertrages m it U ngarn davon auszugehen: „die 
Bestimmung, wonach diplomatische Verhandlungen allen anderen M it­
teln zur Beilegung zw ischenstaatlicher S treitigkeiten  vorauszugehen 
haben, findet sich übrigens in allen V erträgen m it Schiedsklausel". 
(S. 611.) In den baltischen H andelsverträgen ist dies teils ausdrück­
lich ausgesprochen, teils aber g ilt als stillschweigend vereinbart. So 
sieht A rt. 15 der schweizerisch-lettländisehen H andelsübereinkunft 
zunächst die E rledigung der S tre itfä lle  in Bezug auf Auslegung und 
A usführung der gegenw ärtigen Ü bereinkunft auf diplomatischem 
Wege vor. E rs t wenn dies „sich als unmöglich herausgestellt ha t" , 
soll m an zu Schiedsgerichtsm itteln greifen. In den, übrigen H an­
delsverträgen ist ein solches diplomatisches V erfahren ausdrücklich 
nicht ausgesprochen. Es versteht sich aber von selbst, dass ein diplo­
m atisches V erfahren  schlechthin unum gänglich ist. Denn 1) der 
M einungsverschiedenheit muss zunächst eine E röffnung  seitens der 
einen V ertragsparte i vorhergehen. Diese E röffnung  ha t kundzutium, 
dass auf Grund nachweisbaren M aterials in Bezug au f die Auslegung 
bezw. Anwendung gewisser Bestim mungen des gegenw ärtigen V er­
trages die eröffnungsm achende V ertragsparte i sich benachteiligt 
fühlt. Nachdem dies auf diplomatischem Wege geschehen ist, hat 
je tz t 2) die andere V ertragspartei auch auf diplomatischem Wege
7*
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zu antw orten, ob sie entgegengesetzter M einung in Bezug auf Aus­
legung der Anwendung dieser Bestim mungen oder ob die M einungs­
verschiedenheit n u r infolge eines blossen M issverständnisses en tstan ­
den ist. In dem zweiten Falle kann die M einungsverschiedenheit 
durch A ufklärung des M issverständnisses seitens der anderen P arte i 
auch auf diplomatischem Wege erledigt werden. N ur in erstem  Falle, 
nachdem durch das diplomatische V erfahren festgesitellt w ird, dass 
eine M einungsverschiedenheit besteht, die als solche nicht aus dem 
Wege zu schaffen ist, w ird m an zu anderen M itteln greifen.
K urzum : durch das daplomatisehe V erfahren is t festzustellen, 
dass eine M einungsverschiedenheit besteht, die im V erhandlungs­
wege nicht beseitigt werden kann und daher einer schiedsgericht­
lichen E rledigung bedarf.
Es ist h ier ferner der Unterschied zwischen der Schiedsgerichts­
klausel und den Vergleichs- und Schiedsverträgen als solchen in Be­
zug au f das Gebiet ih re r W irksam keit hervorzuheben. W ährend die 
Vergleichs- und Schiedsverträge sich auf a l l e  Streitigkeiten, 
die zwischen den V ertragsparteien  entstehen, beziehen, kann die 
Schiedsgerichtsklausel nu r auf diejenigen S treitigkeiten  der V er­
tragsparte ien  in Anwendung gebracht werden, die im Zusam m en­
hang mit. der Auslegung und Anwendung des betr. V ertrages en t­
stehen. So sprechen A rt. 1 der Vergleichs- und Schiedsverträge zwi­
schen der Schweiz und U ngarn vom 18. Juli 1924, Schweden vom 
2. und Dänem ark vom 6. Juni 1924, sowie m it Italien vom 20. Sep­
tem ber 1924 von der V erpflichtung der V ertragsstaa ten  „alle S tre i­
tigkeiten irgendwelcher A rt"  dem diplomatischen foezw. dem V er­
gleichs- und gegebenenfalls dem Schiedsgerichtsverfahren zu u n ter­
w erfen. Gemäss der Schiedsgerichtsklausel der H andelsverträge 
werden nu r solche S treitfälle  dem Schiedsgericht zu unterbreiten  
sein, „die sich auf die Auslegung und A usführung der gegenw är­
tigen Ü bereinkunft beziehen1).
In den V erträgen, welche die baltischen R andstaaten  m it Sovjet- 
Russland und m it -U kraine abgeschlossen hatten , und wo die Schieds­
gerichtsklausel _ grundsätzlich Aufnahm e gefunden hatte, w ird be­
stim m t, dass die S treitigkeiten  öffentlichrechtlicher, sowie zivilrecht­
licher A rt, die zwischen den B ürgern der vertragschliessenden P a r­
teien entstehen, sowie die Regulierung der einzelnen F ragen  zwi­
schen den V ertragstaaten , sowohl zwischen einem V ertragsstaa te  
und den B ürgern  der anderen V ertragsparte i — der gemischten 
Schiedsgerichtskom mission übertragen werden dürfen 2). Es müssen 
also gemäss den Bestim mungen dieser V erträge a l l e  entstehenden 
Streitigkeiten  zwischen den V ertragsstaa ten  als solchen, als auch
1) So A r t .  15 A bs. 1 d e r  sch w e iz .- le ttlän d . H a n d .-Ü b e re in k ., f e rn e r  A rt.3 2  
A bs. 1 d. d e u tsch -lit.,  A r t .  13 des e s t .- le tt lä n d ., A r t .  24 S a tz  1 des tsc h ec h .- le tt-  
län d ,, A r t .  21 des u n g a r is c h -e s t .,  A r t .  19 des f in n is c h -e s t .  H .- u. Sch.-V .
2) A r t .  X IV  des e s t .- ru ss .,  A r t .  X X I des le t t lä n d .-  ru ss .,  A r t .  X V II  des 
li ta u is c h - ru s s .,  A r t .  X V I des e s t lä n d .-u k ra in is c h e n  u n d  A r t .  13 des le tt lä n d .-  
u k ra in is c h e n  V e r tra g e s .
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zwischen einem der V ertragsstaa ten  tm d  den B ürgern  des anderen, 
sowie zwischen den Privatpersonen der V ertragsparteien  schlecht­
hin der Schiedsgerichtsbarkeit unterzogen werden. Insbesondere ist 
das letztere wichtig, da in Sovjetrussland die zivilrechtliche Ordnung 
grundlegend verschieden ist v6n der der anderen Staaten. Damit 
unterscheidet sich diese Schiedsgerichtsklausel von den übrigen bal­
tischen handelsvertraglichen. Und zwar aus dem Grunde, dass die 
oben erw ähnten V erträge die V erhältnisse der V ertragsstaa ten  und 
deren Angehörigen auf zahlreicheren Gebieten geregelt haben, die 
von grösser Tragw eite sind.
E in w eiterer U nterschied zwischen den Vergleichs- und Schieds- 
verträgen  auf der einen und der Schiedsgerichtsk 1 aus el auf der an ­
deren Seite besteht in der A rt des V erfahrens. W ährend gemäss der 
Schiedsgerichtsklausel nach dem Scheitern des diplomatischen (mei- 
stenfalls n u r  stillschweigend vereinbarten) V erfahrens, das schieds­
gerichtliche tre ten  soll, ist in den Vergleichs- und Schiedsverträgen * 
eine M ittelstufe gegeben und zw ar aas V ergleichsverfahren. Das 
V ergleichsverfahren ha t neuerdings seine Ausbildung in den oben­
erw ähnten V erträgen  der Schweiz gefunden. Dem Vergleichsver­
fahren  kann jede Streitsache, also auch politischer A rt unterw orfen 
werden, da „das V ergleichsverfahren seinen Abschluss in Em pfeh­
lungen findet, die fü r  die Parte ien  keinerlei bindende Bedeutung 
h a b e n 3). In einzelnen V erträgen ist dies auch ausdrücklich in der 
W eise ausgesprochen, dass, wenn es sich um eine S treitigkeit handelt, 
die n icht in die Kompetenz des internationalen Gerichtshofes gemäss 
dem A rt. 36 des Genfer S ta tu ts  falle, diese S treitigkeit durch V er­
gleichsverfahren zur Erledigung gelangen k ö n n e4). E rs t nach dem 
Scheitern des V ergleichsverfahrens kann das Schiedsgerichtsver­
fahren  zur Geltung kommen. W erden also die Em pfehlungen und 
Aussöhnungsversuche der betr. gemäss den V ertragsbestim m ungen 
entstandenen Institu tionen von den V ertragsparteien  nicht angenom­
men, iso w ird dann der Streitgegenstand, soweit er rechtlicher N a­
tu r  ist, entw eder dem zwischenstaatlichen Schiedsgericht oder evnt. 
dem ständigen internationalen Gerichtshof vorgelegt. Der Schieds­
spruch des Schiedsgerichts, wie auch des ständigen internationalen 
Gerichtshofs ist schon bindend. Diese zwei Grundgedanken in der 
bchiedsgerichtspolitik der Schweiz sind auch in den obenerw ähnten 
Botschaften des B undesrats an die Bundesversam m lung der Schweiz 
deutlich ausgesprochen.
In den baltischen H andelsverträgen ist dies V ergleichsverfahren 
in Form  einer A bart auf genommen.
Die Billdung und das V erfahren des Schiedsgerichts ist in den
®) So B o tsc h a f t  des B .-R . a n  d ie B .-V . im  B. Bl. 45 des J a h r g .  1924 S. 610.
4) So in  den  V e r t rä g e n  zw ischen  d e r  Schw eiz  u n d  S ch w ed en  A r t .  1, f e rn e r  
m it  D ä n e m a rk  A r t .  1. D e r V e rg le ic h s v e r tra g  zw ischen  d e r  Schw eiz u n d  Ö s te r­
re ich  vom  11. O kt. 1924 z ie lt n u r  a u f  so lche a u s s e r  d e r  K o m p eten z  des in te r ­
n a tio n a le n  G e ric h tsh o fs  s te h en d e  S tre it ig k e i te n  h in .
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H andelsverträgen der baltischen R andstaaten  nicht einheitlich ge­
regelt.
In den V erträgen, die die baltischen R andstaaten  m it Sovjet- 
Russland und -U kraine abgeschlossen hatten , w ird von einer dies­
bezüglichen gemischten Kommission* schlechthin - gesprochen. Diese 
Kommission, die aus gleicher Zahl der M itglieder der beiden V er­
trag sstaa ten  bestehen muss, ist gleich nach R atifikation des betr. 
V ertrages zu bilden. Bestand, Rechte und V erpflichtungen einer 
-solchen gemischten Kommission, werden, gemäss den oben erw ähn­
ten  Bestim mungen dieser V erträge, durch eine besondere In stru k ­
tion auf V ereinbarung der V ertragsstaa ten  festgesetzt, D araus ist 
zu ersehen, dass diese gemischte Kommission den C harakter einer 
ständigen tragen  wird.
Dagegen w ird das Schiedsgericht gemäss den baltischen Han- 
delsvertragsbestim m ungen n u r ad hoc gebildet. D. h. das Schieds­
gericht w ird fü r  jeden S treitfa ll besonders gebildet5). Auch die 
Vergleichs- und Schiedsverträge der Schweiz bestimmen die Bil­
dung des Schiedsgerichts fü r  jeden Einzelfall besonders6).
Über die Bildung des Schiedsgerichts selbst weisen die Bestim ­
m ungen der baltischen H andelsverträge zwei grundlegende Aus­
gangspunkte auf.
D er erste  A usgangspunkt der H andelsverträge (m it Deutsch­
land A rt, 32, m it der Schweiz A rt. 15 und m it F innland A rt 19) 
is t  dem der Schiedsgerichtspolitik der Schweiz analog. Es w ird dem ­
nach ein Schiedsgericht fü r  jeden Einzel fall gebildet. Dieses Schieds­
gericht besteht aus je  einem Mitglied e der vertragschliessenden P a r­
teien. A r t  19 des estnisch-finnischen H.-V- bestim m t, dass das 
Schiedsgericht aus je  2 M itgliedern der vertragschliessenden P a r ­
teien bestehen soll. F erner w ird  von dem vertragschliessenden Teile 
gemeinsam  ein Obmann ernannt, Also besteht das Schiedsgericht 
aus 3 bezw. 5 Personen.
Der Obmann is t V orsitzender des Schiedsgerichts, der bei Stim ­
m engleichheit entscheidet. Der Spruch des Schiedsgerichts soll ver­
bindliche K ra ft haben. Der Obmann bekommt dadurch den aus­
schlaggebenden E influss in Bezug auf den Schiedsspruch. Aus die- 
% sem Grunde is t  in diesen V erträgen  auch vorgesehen worden, dass, 
wie die Person des Obmanns, auch die umgebenden V erhältnisse sei­
ner Tätigkeit von den V ertragsparteien  unbeeinflusst sein müssen. 
Die absolute O bjektiv ität m uss h ier bew ahrt werden. „Der Obmann 
soll weder A ngehöriger der vertragschliessenden Teile sein, noch sei­
nen W ohnsitz in ihrem  Gebiete haben oder in ihren Diensten stehen" 
(so A rt. 15 Abs. IV der Schweiz.-lettländ. H andelsübereinkim ft),
3) So die in  A nm . 1 d e r  v o rv o rh e r ig e n  S e ite  g e n a n n te n  A rtik e l  d e r  b a l­
t is c h e n  H .-V .
8) D ies i s t  in  A r t .  11 des sc h w e iz -u n g a ris c h e n  V erg le ich s- u n d  S ch ieds- 
v e r t r a g e s  h e rv o rg e h o b e n . D a g eg e n  w ird  in  d en  d iesb ezü g lich en  V e r t rä g e n  d e r
Schw eiz  vo n  e in e r  s t ä n d i g e n  V e r g l e i c h s k o m m i s s i o n  sc h le c h th in  
g e sp ro ch en .
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A rt. 32 Abs. 2 des deutsch-litauischen H.-V. bestim m t, dass zum 
Obmann ein A ngehöriger eines befreundeten d ritten  S taates zu w äh­
len ist. Also über die Person des Obmannes m üssen sich die ver­
tragschliessenden Teile verständigen. A rt. 15 Abs. 5 der schweiz.- 
lettländ. H.-Über. bestim m t ferner, dass, falls keine V erständigung 
in der W ahl des Obmanns erzielt werden kann, „der Obmann durch 
den Präsidenten des ständigen in te rnationa len ' Gerichtshofes fre i zu 
bezeichnen" ist. Analog auch A rt. 19 des finnisch-estnischen H.- u. 
Sch.-Vertrages.
Wo das Schiedsgericht zusam m entreten soll, ist von dem Ob­
m ann zu bezeichnen. A rt. 32 Abs. 4 des deutsch-litauischen H.-V. 
bestim m t dagegen: „beim ersten S treitfa ll h a t das Schiedsgericht 
seinen Sitz im Gebiete des beklagten Teiles, im zweiten S treitfa ll im 
Gebiete des anderen Teiles und so abwechselnd im Gebiete des einen 
oder anderen Teiles in einer Stadt, die von dem betreffenden ver­
tragschliessenden Teile bestim m t w ird". D er S taat, wo das Schieds­
gericht seine Sitzungen abhält, h a t dafü r zu sorgen, dass in Bezug 
au f Schreibkräfte, D ienstpersonal und dergl. m ehr alle nötigen Vor­
kehrungen getroffen w erden sollen und insbesondere in  Bezug auf 
Ladung und Vernehm ung von Zeugen und Sachverständigen muss 
diesbezügliches V erfahren  gemäss dem der inländischen Zivilgerichte 
vonstatten gehen. F erner w ird  in diesem A rtikel des deutsch-litauisch. 
H.-V. vorgesehen, dass zwischen den beiden Regierungen ein Ab­
kommen abgeschlossen wird, um „die A ustragung aller übrigen zwi­
schen Deutschland und Litauen sich ergebenden S treitfä lle  einem 
gemischten Schiedsgericht zu übertragen". (So Abs. 8.)
Im Gegensatz zu der Schweiz.-lettländ. H.-Über. und zu dem 
finnisch-estnischen H.-V. w ird in dem deutsch.-litauischen H.-V. keine 
eventuelle Inanspruchnahm e der Hilfe des ständigen In ternat. Ge­
richtshofes vorgesehen. Es is t daraus erklärlich, dass Deutschland 
bis je tz t, sowohl dem Völkerbunde fernsteh t, als auch dem diesbe­
züglichen Genfer Protokoll nicht beigetreten ist.
Der zweite grundlegende A usgangspunkt in Bezug auf die Bil­
dung des Schiedsgerichts, als auch seines V erfahrens finden w ir 
zwischen anderem  in A rt. 24 des tscheeh.-lettländ. und A rt. 13 des 
iettländ.-estnischen V ertrages. Gemäss den Bestim mungen dieser V er­
träge w ird kein Obmann bestellt. Das Schiedsgericht w ird aus der 
gleichen zu vereinbarenden Zahl der M itglieder der beiden V ertrag ­
staaten  gebildet. Dieses gemischte Schiedsgericht h a t kein zwingen­
des Ui teil zu fällen, sondern soll vielm ehr zu einer V erständigung­
führen. Es is t  also h ier eine A rt des V ergleichsverfahrens m it 
grösseren Befugnissen des gemischten Schiedsgerichts zu verzeich­
nen. Falls aber die M itglieder dieses Schiedsgerichts zu keiner E in i­
gung gelangen können, so „ils feron t appel ä un tie rs  a rb itre  dont 
~a designation sera eventuellement demandee au President de la Cur 
perm anente de Justiee internationale". W ir ersehen daraus, dass 
aies V erfahren in einigen dem obenerw ähnten V ergleichsverfahren 
der Schweiz ähnlich ist. Und zw ar in der H insicht, dass das ge­
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m ischte Schiedsgericht keine Entscheidung über den S treitfa ll t r i f f t  
und in seiner Kompetenz nu r eine V erständigung über den S tre it­
fall herbeiziuführen liegt. E rs t  nach Scheitern dieser A rt des V er­
gleichsverfahrens soll ein „ tiers a rb itre '' oder bezw. die Hilfe des 
ständigen in ternal. Gerichtshofes zur Anwendung gebracht werden.
In dem letzteren Falle ist schon der Schiedsspruch bindend, 
analog der Schiedsgerichtspolitik der Schweiz.
Endlich sind hier noch als Beispiel die Bestim mungen des vor­
läufigen H andelsvertrages zwischen Holland und Litauen vom 10. Jun i 
1924 herverzuheben. Gemäss diesen Bestim mungen über die Schieds­
gerich tsbarkeit sollen die S treitigkeiten  zwischen den beiden Staaten  
dem internationalen Gerichtshof in  H ag übergeben werden.
Dam it w ird zwischen diesen beiden S taaten  kein besonderes In ­
s titu t des Schiedsgerichtsverfahrens vereinbart. Nachdem also das 
übliche diplomatische V erfahren zu keinem befriedigenden Abschluss 
führen  würde, un terw erfen  sich diese beiden V ertragsparteien  direkt 
dem S ta tu t des in ternationalen Gerichtshofes.
